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11 Landwirtschaft 
Botschaften 

In der Vergangenheit wurden keine ausreichenden Fortschritte bei der Reduzierung 
der negativen Umweltauswirkungen durch die Landwirtschaft erreicht. Die Entwick-
lungen auf den Weltagrarmärkten, gekoppelt mit dem Boom der Bioenergie, verstär-
ken den Trend zu einer Intensivierung. Bestehende Probleme wie Belastung durch 
Dünge- oder Pflanzenschutzmittel und Flächenkonkurrenzen insbesondere mit dem 
Naturschutz werden hierdurch voraussichtlich weiter verschärft. 

Die Ausgestaltung der EU-Agrarpolitik seit 2004 hat die in sie gesetzten Erwartungen 
bezüglich der Umweltentlastungen nicht in ausreichendem Maße erfüllt (vgl. SRU 
2004a). Eine konsequente Integration von Umweltzielen müsste sich vor allem in 
einer entsprechenden Finanzmittelverteilung auf EU-, Bundes- und Länderebene 
ausdrücken. Außerdem ist es erforderlich, die Mittel mit einem möglichst hohen Effekt 
für die Umwelt einzusetzen. Anstatt die ländliche Entwicklung einschließlich der Ag-
rarumweltmaßnahmen (2. Säule) konsequent zu stärken, haben der Europäische Rat 
und die Bundesländer die in der EU-Haushaltperiode 2007 bis 2013 verfügbaren 
Mittel zum Teil drastisch gekürzt. In Deutschland stehen deshalb in der 2. Säule im 
Durchschnitt circa 23 % weniger Mittel gegenüber der vorangegangen Förderperiode 
zur Verfügung. Die verbleibenden Mittel werden von vielen Bundesländern zudem 
weder auf die Agrarumweltmaßnahmen konzentriert noch gezielt mit höchster Um-
welteffektivität ausgegeben. Die finanziellen Einschnitte und die mangelnde Umwelt-
orientierung der Agrarpolitik stehen in keinem Verhältnis zu den gewachsenen Auf-
gaben, die unter anderem die Umsetzung von NATURA 2000 und der Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL) und Anpassungen an den Klimawandel umfassen. Im euro-
päischen Vergleich ist die deutsche Agrarpolitik insgesamt lediglich Mittelmaß bezüg-
lich ihrer Bemühungen um die Integration von Umweltbelangen. 

Die Chancen stehen gut, diese unbefriedigende Situation zu verbessern. Es ist davon 
auszugehen, dass die Überprüfung der Ausgaben für die EU-Agrarpolitik 2008/2009 
die Zahlungen aus der 1. Säule infrage stellen wird. Angesichts hoher Weltmarkt-
preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse sinkt die Legitimierbarkeit der Direktzah-
lungen drastisch. Die derzeitigen Akteursstrukturen in der Europäischen Agrarpolitik 
könnten zudem umfassende Reformen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) be-
günstigen, die Umweltzielen eine hohe Bedeutung beimessen. Deutschland kommt in 
diesem Zusammenhang eine Schlüsselfunktion in der EU zu. Um Reformblockaden 
in der deutschen Politik zu vermeiden, befürwortet der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen (SRU) eine Umorientierung im Rahmen des Gesamtkonzeptes einer öko-
logisch und wohlfahrtstaatlich flankierten Liberalisierung. 
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Im Einzelnen werden folgende Schritte vorgeschlagen: 

– Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, über die Empfehlungen des 
„Health Check“ (Zwischenbilanz der EU-Agrarreform) hinaus das Ungleichgewicht 
zwischen 1. und 2. Säule weiter abzubauen. Ab 2013 sollte die erste Säule weit-
gehend aufgegeben werden und die heutige 2. Säule konsequent zu einer Politik 
für den ländlichen Raum ausgebaut werden. Ein deutlicher Schwerpunkt sollte da-
bei auf der Honorierung von Umwelt- und Naturschutzleistungen durch Landnutzer 
liegen. Direktzahlungen für die Einhaltung von 
Verursacherpflichten im Rahmen der guten fachlichen Praxis sind nur dann sinn-
voll und vertretbar, wenn diese unter Weltmarktbedingungen nicht 
ohne Entschädigung abverlangt werden können oder deren Effektivität nicht 
situationsabhängig ist. 

– Parallel dazu sollten erste Ansätze in verschiedenen Bundesländern gestärkt wer-
den, die auf eine Effizienzverbesserung von Agrarumweltmaßnahmen (AUM) ab-
zielen. Diese sollten auf Bedarfsflächen gelenkt, Leistungen ausgeschrieben und 
Zahlungen am erzielten Ergebnis orientiert werden.  

– Die Einhaltung der guten fachlichen Praxis und der Cross Compliance-Auflagen 
sowie die Erbringung von Naturschutzleistungen sollten durch die Förderung der 
Umweltberatung der Landwirte verbessert werden.  

– Zur Reduzierung der Stickstoffeinträge ist die Einführung einer 
Stickstoffüberschussabgabe notwendig. 

– Um den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zu verringern, wird die Vorgabe eines 
quantitativen Minderungsziels sowie die Einführung eines risikobasierten Abga-
bensystems empfohlen. 

– Stoffeinträge in Gewässer und andere empfindliche Lebensräume sollten durch 
die Anlage von Pufferstreifen unter Nutzung einer reformierten obligatorischen 
Flächenstilllegung wirksam vermindert werden. 

– Bei der Tierhaltung in der Landwirtschaft ist es erforderlich, den prophylaktischen 
Einsatz von Antibiotika auf das unabdingbar gebotene Mindestmaß zu reduzieren. 

Die Landwirtschaft in Deutschland ist mit einem Anteil von rund 13 % ein erheblicher 
Emittent von Treibhausgasen (THG). In erster Linie sollten deshalb zusätzliche Emis-
sionen vermieden und Potenziale zur THG-Minderung und Speicherung in der Land-
wirtschaft verstärkt genutzt und gefördert werden. Dabei werden in der Regel Syner-
gien mit dem Naturschutz entstehen. Der ökologische Landbau sollte für seine viel-
fältigen, flächendeckend umweltrelevanten Leistungen in Form einer Umstellungs-
prämie und einer Grundförderung honoriert werden. 
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11.1 Einleitung 
964. In den vorausgegangenen Kapiteln wurde die zentrale Bedeutung einer umwelt-
schonenden Landwirtschaft für einen leistungsfähigen Naturhaushalt und insbesondere 
die Biodiversität, die Böden und den Wasserhaushalt bereits betont. Gleichzeitig stellt 
sich heraus, dass Umweltreformen im Agrarsektor nur langsam vorankommen und 
derzeit sogar Rückschritte zu verzeichnen sind. Ob es gelingt, die Landwirtschaft um-
weltschonend zu gestalten, hängt von der engen Verzahnung zwischen Umwelt- und 
Agrarpolitik ab. Je anspruchsloser die Verursacherpflichten durch das Umweltrecht 
gesetzt sind oder vollzogen werden, um so besser müssen Anreizinstrumente wie die 
Agrarumweltprogramme mit öffentlichen Finanzen und Verwaltungskapazitäten aus-
gestattet werden, um Umwelt- und Naturschutz auf freiwilliger Basis finanzieren zu 
können. Umgekehrt ziehen anspruchsvolle rechtliche Pflichten einen geringeren 
Finanzeinsatz, aber einen hohen Kontrollaufwand und Akzeptanzdefizite nach sich. 
Deshalb sind die rechtlichen Regelungen und die Haushaltsansätze im Agrarumwelt-
bereich die entscheidenden Indikatoren für eine gelungene Integration der Umweltziele 
in die Agrarpolitik. Die folgenden Ausführungen schließen an vorliegende Vorschläge 
des SRU an (s. insb. SRU 2004a; aber auch SRU 2002a; 2007a) und untersuchen 

– die neuesten Entwicklungen der Landwirtschaft bezüglich ihrer Umweltauswirkun-
gen;  

– in welchem Ausmaß die bisherigen Rechtsinstrumente und deren Vollzug (gute 
fachliche Praxis (gfP), Cross Compliance (CC)) Umweltbelastungen reduzieren; 

– ob die Agrarpolitik seit 2007 und insbesondere die Ausgestaltung und Finanzierung 
von Umweltleistungen den Handlungserfordernissen genügt; 

– welche speziellen Maßnahmen zur Reduzierung stofflicher Einträge (Stickstoff (N) 
und Pflanzenschutzmittel, Tierarzneimittel) angezeigt erscheinen; 

– ob der ökologische Landbau als Alternative zur konventionellen Bewirtschaftung 
besonders förderwürdig ist und 

– wie mit der „grünen“ Gentechnik umgegangen werden sollte. 

Politische Möglichkeiten und Grenzen für Reformansätze im Agrarsektor werden ana-
lysiert und daraus strategische Empfehlungen zur Ausgestaltung einer umweltorien-
tierten Agrarreform gezogen. 

Soweit Daten vorlagen, wurde die Agrar(umwelt)politik des Bundes bzw. der Länder in 
einen europäischen Kontext gestellt. 
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11.2 Umweltauswirkungen der Landwirtschaft 
965. Zu den positiven Umweltauswirkungen der Landwirtschaft zählt – bei natur-
schonender Bewirtschaftung – der Erhalt einer arten- und strukturreichen Kulturland-
schaft mit Funktionen für den Naturhaushalt und die Naherholung. Stärker in den Vor-
dergrund treten jedoch die durch Landwirtschaft hervorgerufenen Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes (EEA 2006, S. 18) und der Biodiversität. Die Erhaltung von nut-
zungsabhängigen Umweltqualitäten und die Bewältigung der Umweltprobleme der 
Landwirtschaft haben sich zu einer der größten Herausforderungen für den Umwelt- 
und Naturschutz entwickelt (SRU 2004a, Tz. 225 ff.). Trotz dieses Wissens sind die 
Erfolge des Umweltschutzes in diesem Sektor deutlich geringer als in anderen Berei-
chen wie zum Beispiel bei der Gewässer- oder Luftreinhaltung.  

966. Die Freisetzung von Stickstoffverbindungen begünstigt die Versauerung von 
Böden sowie die Eutrophierung von Gewässern und beschleunigt den Klimawandel. 
Der Einsatz von chemischem Stickstoffdünger allein für Futteranbau und Grünland 
belief sich in Deutschland auf 1 247 000 t/a (für 2001), entsprechend einem Anteil von 
62 % am Gesamtstickstoffaufkommen in Deutschland. Die Stickstoffeinträge in Fließ-
gewässer (rund 690 000 t im Jahr 2000) stammen nur zu 19 % aus punktförmigen 
Quellen, der größere Anteil erfolgt über diffuse Einträge (62 %) überwiegend aus der 
Landwirtschaft (UBA 2007a). Die Stickstoffeinträge der Landwirtschaft in Fließgewäs-
ser entsprechen insgesamt circa 30 % der in Deutschland aufgebrachten minerali-
schen Stickstoffdünger. Besonders problematisch sind Gebiete mit hohem Viehbesatz. 
Die Stickstoffüberschüsse der Gesamtbilanz für Deutschland gingen zwar zwischen 
1990 und 2004 um 8 % von 115,6 auf 103,9 kg pro Hektar und Jahr landwirtschaftlich 
genutzter Fläche zurück (UBA 2007a). Durch die verstärkte Nachfrage nach Bioener-
giepflanzen besteht jedoch ein Risiko, das durch Bewirtschaftung von zuvor stillgeleg-
ten Flächen und die Ausbreitung von intensiv genutzten Kulturen der Trend wieder 
umgekehrt wird (vgl. SRU 2007a, Tz. 27). Die nach wie vor bei weitem zu hohen Ein-
träge von Nährstoffen in die Ökosysteme (s. Tz. 335) zeigen deutlich, dass entweder 
die Bewirtschaftung im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen der gfP oder – wahr-
scheinlicher – deren Vollzug durch Umweltberatung und Kontrollen bisher nicht ausge-
reicht haben, um die Nährstoffeinträge in die Ökosysteme zufriedenstellend zu reduzie-
ren. Auch die gfP sollte so ausgestaltet werden, dass Austräge weitestgehend redu-
ziert werden. So lässt die Neufassung der Düngeverordnung (DüV) in tierhaltenden 
Betrieben sehr hohe N-Überschüsse zu. Begrenzt wird nur ein Netto-Überschuss unter 
Anrechnung „unvermeidbarer Verluste“. 

967. Durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in der Landwirtschaft werden 
seit Jahrzehnten Pflanzenschutzmittelwirkstoffe in die Umwelt eingetragen. Sie können 
Boden und Wasser belasten, die biologische Vielfalt beeinflussen (s. a. SRU 2004a, 
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Tz. 338 ff.) und werden seit Jahren mit gleichbleibender Häufigkeit im Grund- und 
Oberflächenwasser gefunden. Dabei werden häufig erhöhte Wirkstoffkonzentrationen 
im Grundwasser und Überschreitungen der Grenzwerte für Trinkwasser gemessen (s. 
Kap. 8.6). Zur Reduktion der Umweltauswirkungen sollten derartige Einträge weitest-
gehend vermieden werden. 

968. Der Einsatz von Tierarzneimitteln in der Landwirtschaft ist mit Risiken für die 
Umwelt und der Gesundheit verbunden. Es gibt Hinweise, dass der Einsatz von Anti-
biotika in der Landwirtschaft zur Ausbreitung von Resistenzen beim Menschen beiträgt. 
Außerdem gelangen die Arzneimittel über die Ausscheidungsprodukte der Tiere, ent-
weder direkt bei der Weidehaltung oder indirekt über die Ausbringung von Gülle oder 
Festmist, in die Böden. Inwieweit die Bodenbiozönose durch die Antibiotikaeinträge 
beeinträchtigt wird, kann bei heutigem Kenntnisstand noch nicht abschließend bewertet 
werden. Nachweislich hat aber der Einsatz von Antiparasitika in der Landwirtschaft 
lokal einen negativen Einfluss auf dungabbauende Insekten, was den Prozess der 
Nährstoffregenerierung beeinträchtigen könnte (SRU 2007b). 

969. Erheblich ist ebenfalls der Beitrag der Landwirtschaft zur Emission von THG, 
die zum Klimawandel beitragen. Insbesondere die Veränderung von Landnutzungen 
(z. B. ein verstärkter Umbruch von Grünland) und eine überproportionierte Stickstoff-
düngung kann zusätzliche klimarelevante Gase freisetzen (Tz. 230). 

11.3 Rechtliche Regelungen für eine 
umweltschonende Landwirtschaft: Gute fachliche 
Praxis und Cross Compliance 

970. Eine umweltschonende Landwirtschaft kann durch rechtliche Regelungen sowie 
einen entsprechenden Vollzug und/oder durch ökonomische Anreize herbeigeführt 
werden. Dabei bestimmt das Anspruchsniveau der rechtlichen Regelungen darüber, in 
welchem Umfang zum Ausgleich Finanzmittel für Umweltleistungen notwendig werden. 
Dieses Verhältnis hat sich in Deutschland und der EU durch die Einführung der CC-
Regelung seit der Agrarreform 2003 verändert.  

Gute fachl iche Praxis und deren Verhältnis zu den 
Agrarumweltmaßnahmen 

971. Die für die Landwirtschaft relevanten rechtlichen Regelungen finden sich in ver-
schiedenen Gesetzen und Verordnungen (Natur- und Gewässerschutzrecht, Dünge-
mittelrecht, Pflanzenschutzmittelrecht u. a.) (SRU 2002a). Durch diese wird die gfP als 
das von Landwirten bei ihrer Landnutzung zwingend und ohne Entschädigung einzu-
haltende ökologische und sicherheitstechnische Schutzniveau definiert (SRU 2002a, 
Kap. 5.2.7), (s. Abb. 11-1). Die Standards der gfP entstammen der Umweltgesetz-
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gebung auf europäischer bzw. nationaler Ebene. Dem Prinzip der Subsidiarität folgend, 
kann der nationale Gesetzgeber dabei schärfere Regelungen für die gfP festlegen als 
die EU. Viele Regelungen der gfP sind in Gesetzen und Verordnungen unbestimmt 
formuliert. Um das angestrebte Umweltziel zu erreichen, bedarf es deshalb der 
fachlichen Konkretisierung (PLACHTER et al. 2005) sowie der Beratung und Kontrolle. 
Sowohl Umweltberatung als auch Kontrolle der gfP sind in Deutschland bisher 
offensichtlich nicht ausreichend – gemessen an den Pflanzenschutzmittel- oder 
Düngemittelfunden in der Umwelt, die auf einen Einsatz außerhalb der gfP schließen 
lassen (s. Kap. 8.6).  

Abbi ldung 11-1 

Prinzip der Position der guten fachlichen Praxis im Verhältnis zu 
Umweltleistungen 

 

SRU/UG 2008/Abb. 11-1 

Das Anspruchsniveau der gfP in Deutschland umfasst im Grundsatz handlungs- und 
verursacherbezogene Regelungen, die überall anzuwenden sind. Standortspezifische 
Probleme, wie ein besonderes Risiko der Grundwasserverunreinigung, werden nur 
ansatzweise und unzureichend durch die gfP geregelt (vgl. Tz. 454; SRU 2002a, 
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Tz. 359). Durch das Niveau der gfP wird gleichzeitig definiert, was als über die gfP-
Mindestpflichten hinausgehende zusätzliche Leistung der Landwirtschaft angesehen 
und damit honoriert werden kann (s. Abb. 11-1). Die novellierte ELER-Verordnung 
(ELER-VO) über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums hat die Finan-
zierung von AUM überdies auf Fälle der Übernahme von Verpflichtungen begrenzt, die 
über die obligatorischen Grundanforderungen der CC (Tz. 972 f.) hinausgehen. AUM 
werden in Deutschland von den Bundesländern und größtenteils über die EU kofinan-
ziert, teilweise vom Bund (über die GAK (Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“)) mitfinanziert oder aber rein länderfinanziert 
angeboten (s. Kap. 11.4). In den schutzwürdigsten und empfindlichsten Räumen wird 
die Umwelterhaltung teilweise durch Schutzgebietsausweisungen sichergestellt. Dies 
kann wiederum mit Agrarumweltmaßnahmen kombiniert werden. Das Budget für 
Agrarumweltmaßnahmen müsste so ausgestattet sein, dass  

– ausreichende Entschädigungen für in Schutzverordnungen vorgeschriebene (über 
die Sozialpflichtigkeit des Eigentums und den Status Quo hinausgehende) Maß-
nahmen gezahlt werden können (vgl. SRU 2002b, Tz. 339 sowie di FABIO 1995, 
S.127) und darüber hinaus 

– für Landwirte ausreichende Anreize bestehen, standortabhängige 
Umweltanforderungen, die nicht durch die gfP geregelt oder in Schutzgebietsver-
ordnungen vorgeschriebenen sind, freiwillig und gegen Bezahlung zu erfüllen (z. B. 
gesellschaftlich erwünschte Serviceleistungen im Umweltbereich).  

Dies ist gegenwärtig nicht der Fall (s. Kap. 11.4).  

Cross Compliance 

972. Mit Einführung der CC wurde die Zahlung finanzieller Subventionen aus der 
1. Säule des GAP von der Einhaltung verschiedener Mindestanforderungen aus dem 
Bereich des Umwelt- und Tierschutzes sowie der Lebensmittelsicherheit abhängig ge-
macht (Verordnung 1782/2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen). Diese 
Konditionierung der Beihilfezahlungen stellt ein umweltpolitisches Steuerungsinstru-
ment dar, das für die Landwirte einen negativen finanziellen Anreiz zur Umsetzung 
einschlägiger fachrechtlicher Normen erzeugen soll. Bei diesen Vorgaben handelt es 
sich zum einen um die „Grundanforderungen an die Betriebsführung“, die aus ver-
schiedenen EG-rechtlichen Verordnungen und Richtlinien in den genannten Rege-
lungsbereichen abgeleitet werden. Zum anderen soll die CC Vorgaben für einen „guten 
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand“ (GLÖZ) sowie für den Erhalt des Dau-
ergrünlandes absichern. Der auf sämtlichen prämienberechtigten Flächen einzuhal-
tende europarechtliche Mindeststandard des GLÖZ ist von den Mitgliedstaaten näher 
zu präzisieren. In Deutschland ist dies für die Förderflächen durch das Direktzahlun-
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gen-Verpflichtungengesetz (DirektzahlVerpflG) sowie die darauf gestützte Direktzah-
lungen-Verpflichtungenverordnung (DirektzahlVerpflV) geschehen. 

Auf der europäischen Ebene wurden mit der CC somit Fach- und Förderrecht eng mit-
einander verknüpft (NITSCH und OSTERBURG 2007). In Deutschland wurde erwartet, 
dass die CC-Regelung einen besseren Vollzug des umweltbezogenen Fachrechts ge-
währleisten und beispielsweise die Gefahr des Grünlandumbruchs aufgrund wegfallen-
der Milchquoten und Tierprämien entschärfen würde (SRU 2004a, Tz. 263). 

Mit der Bindung der Direktzahlungen an die CC-Auflagen sollten die Agrarsubventio-
nen überdies besser gerechtfertigt werden (s. Konzept der multifunktionalen Landwirt-
schaft der EU in SRU 2004a, Tz. 244). Die Einhaltung von Umweltauflagen ist nun 
Voraussetzung für den Erhalt von öffentlichen Mitteln. Die CC-Auflagen gehen teil-
weise über das vom deutschen Gesetzgeber festgelegte Niveau der entschädigungslos 
einzuhaltenden Mindestauflagen der Landwirtschaft hinaus, teilweise bleiben sie je-
doch auch dahinter zurück. 

973. Für die CC-Auflagen ist eine jährliche Kontrollrate von mindestens 1 % der teil-
nehmenden landwirtschaftlichen Betriebe vorgeschrieben. Diese Kontrolldichte liegt – 
aus nicht nachvollziehbaren Gründen – weit unter der 5 %igen Kontrollrate von Betrie-
ben, die freiwillig an Agrarumweltprogrammen teilnehmen. Darüber hinaus erfolgen 
Kontrollen in der Regel nach Voranmeldung und beschränken sich in der Regel auf die 
schriftliche Dokumentation. Die Ergebnisse einer derartigen Stichprobe sind deshalb 
nur sehr bedingt aussagekräftig. Der Stichprobe zufolge hat CC in Deutschland und 
anderen europäischen Ländern offenbar zu einem besseren Vollzug des umweltbezo-
genen Fachrechts geführt (SILCOCK und SWALES 2007; s. a. Kap. 5). Im Jahr 2005 
wurden zwar in 22 % der kontrollierten Betriebe in Deutschland Verstöße gegen die 
Einhaltung der CC-Auflagen festgestellt, diese betrafen aber überwiegend den Bereich 
der Tierkennzeichnung. Gegen Umweltauflagen, insbesondere die Nitratrichtlinie 
(Nitrat-RL), verstießen nur 1,8 % der kontrollierten Betriebe (Deutscher Bundestag 
2007; ähnlich in England, s. NITSCH und OSTERBURG 2007). In 17 Mitgliedstaaten 
fand die Europäische Kommission für das Jahr 2005 insgesamt 71 % der Regelver-
stöße im Rahmen der Tierkennzeichnung und -registrierung, 13 % im Bereich des 
GLÖZ und 10 % der Direktzahlungsempfänger verstießen gegen die Nitrat-RL (Euro-
päische Kommission 2007a).  

Teilweise können in anderen EU-Mitgliedstaaten Standards auf regionaler Ebene vari-
ieren (NITSCH und OSTERBURG 2007). Zum Beispiel werden in Österreich Konkreti-
sierungen für die Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen in Fauna-Flora-Habitat- 
(FFH-) und Vogelschutzgebieten von den Bundesländern festgelegt. In Italien können 
die Regionen die auf nationaler Ebene definierten Anforderungen für regionale Bedin-
gungen weiter präzisieren. In Dänemark gelten besondere Auflagen in bestimmten 
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Regionen in NATURA 2000-Gebieten. Zudem gilt dort flächendeckend die Verpflich-
tung zur Einrichtung von unkultivierten und ungedüngten Pufferstreifen entlang natürli-
cher Oberflächengewässer (s. die umfassende vergleichende Analyse von NITSCH 
und OSTERBURG 2007). 

Bezüglich der Erhaltung von Dauergrünland hat Deutschland – wie die meisten EU-
Staaten – die EU-Vorgaben übernommen. Ab einer nachgewiesenen Abnahme um 
mehr als 5 % müssen die Länder den weiteren Umbruch von Grünland genehmigen 
lassen, ab einer Umbruchrate von 8 % können und erst ab einer Abnahme um mehr 
als 10 % müssen Wiederherstellungsmaßnahmen ergriffen werden ((EG) Nr. 
796/2004). Diese Vorgaben konnten eine Grünlandabnahme bisher nicht verhindern. 
Ferner wird die ökologische Qualität des Grünlands nicht berücksichtigt, sodass für den 
Naturschutz wertvolles Grünland nicht prioritär erhalten wird. Der Erhaltungszustand 
der europaweit gefährdeten Grünlandtypen nach Anhang I der FFH-Richtlinie (FFH-RL) 
wurde auch deswegen im nationalen Bericht Deutschlands zur FFH-RL überwiegend 
als „ungünstig“ (unzureichend oder schlecht) eingestuft (vgl. BfN 2007). Allein zwi-
schen 2005 und 2006 gingen in Deutschland 47 000 ha Grünland verloren (Deutscher 
Bundestag 2007). In Österreich hingegen ist der Grünlandumbruch generell genehmi-
gungspflichtig (SRU 2007a, Tz. 67; DVL und NABU 2005, S. 33). In Deutschland kann 
das besonders erhaltenswerte Grünland, das bis heute nur partiell über § 5 Abs. 4 
5. Spiegelstrich Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geschützt ist, aus der flächen-
deckenden Biotopkartierung der Landschaftsplanung entnommen werden. 

974. Ob CC auch zukünftig Teil der Agrarpolitik sein wird, hängt davon ab, ob und in 
welchem Ausmaß Direktzahlungen ein Ansatz der europäischen Landwirtschaftspolitik 
sein werden. Die CC-Auflagen stellen Mindestpflichten dar, die nach dem Verursa-
cherprinzip nicht honorierungsfähig sind. Grundsätzlich ist eine Koppelung zwischen 
Direktzahlungen und flächendeckend einzuhaltenden Mindestauflagen nur vertretbar, 
wenn diese über die Anforderungen der gfP hinausgehen. Ansonsten sind diese Zah-
lungen nur solange und in dem Ausmaß vertretbar, in dem in der EU bzw. Deutschland 
generell erhöhte Verursacherpflichten im Vergleich zu Konkurrenten auf dem Welt-
markt bestehen. Bei einem insgesamt begrenzten Budget sollten aber Maßnahmen, 
die nur auf empfindlichen Flächen bzw. standortspezifisch notwendig sind, schon unter 
Effizienzgesichtspunkten nicht als flächendeckende Mindestauflagen abverlangt wer-
den. Auch der Kontrollaufwand erhöht sich, wenn die Grundmenge der Betriebe, auf 
denen die Einhaltung anspruchsvoller, flächenspezifischer Maßnahmen zu kontrollie-
ren ist, nahezu alle landwirtschaftlichen Betriebe umfasst, anstatt einer überwiegend 
freiwillig teilnehmenden Teilmenge. 

Solange CC beibehalten wird, sollten die Bedingungen so spezifiziert und die Kontrolle 
so konsequent durchgeführt werden, dass die Ziele auch tatsächlich erreicht werden 
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(vgl. SRU 2004a, Tz. 269). Dies gilt insbesondere für den Schutz des Grünlandes, der 
für den Naturschutz und insbesondere den Gewässer- und Bodenschutz eine hohe 
Bedeutung hat. Generell sollten die Auflagen der gfP und die CC einander angeglichen 
werden, um nicht ein doppeltes Kontrollsystem erforderlich zu machen. Dabei ist das 
derzeitige Niveau der Bestimmungen mindestens beizubehalten bzw. in bestimmten 
Punkten zu ergänzen (vgl. SRU 2002a, Tz. 359; 2007b, Tz. 56). 

Im Einzelnen wird empfohlen, in die nationale Ausgestaltung der CC-Regelung (Direkt-
zahlVerpflG/DirektzahlVerpflV) folgende Auflagen aufzunehmen (vgl. auch SRU 
2007a): 

– die Bundesländer sollten die auf nationaler Ebene definierten Anforderungen für 
regionale Bedingungen weiter präzisieren, beispielsweise für die standort- und flä-
chenspezifischen Auswirkungen der Biomassenutzung (SRU 2007a, Kap. 4) oder 
für Flächen des Biotopverbundes, 

– ein grundsätzliches Umbruchverbot für Grünland oder die Einführung eines Maß-
stabs „Erhaltung des Grünlandanteils auf Betriebsebene“, wobei das derzeitige 
Niveau der Bestimmungen mindestens erhalten bleiben sowie ein absolutes Um-
bruchverbot für altes Grünland und wertvolle Grünlandbiotope bestehen muss,  

– die verbindliche Festlegung einer mindestens dreigliedrigen Fruchtfolge mit Vorga-
ben zum jährlichen Anbauverhältnis. Darüber hinaus sollte das Anforderungsprofil 
der CC erweitert werden durch: 

– die Aufnahme von weiteren Schutzverpflichtungen der FFH-RL und Vogelschutz-
richtlinie (Vogelschutz-RL). Bislang sind explizit nur einige Artikel der FFH-RL 
genannt, Art. 12 (Artenschutz der Anhang IV-Arten) ist zum Beispiel nicht er-
wähnt, sowie 

– eine Kompensation der bisherigen ökologischen Funktionen der obligatorischen 
Flächenstilllegung. 

Das bisherige Instrument der obligatorischen Flächenstilllegung, das für 2008 von der 
Kommission ausgesetzt wurde, war zwar nie dazu gedacht, ökologische Effekte her-
vorzubringen. Dennoch hatte es eine Reihe positiver Nebeneffekte, insbesondere für 
die Gewässerqualität und für die Arten der Agrarlandschaft, deren nun drohendes 
Entfallen kompensiert werden muss. Effizienter als eine Wiedereinführung in ihrer bis-
herigen Form wäre allerdings eine Stilllegung auf 5 % der Ackerfläche, die aber priori-
tär in Pufferstreifen an Gewässern und Biotopen gelenkt werden sollte (s. 
Abschn. 11.5.2). Die Stilllegung sollte weiterhin obligatorisch sein, da ansonsten in 
intensiv genutzten Gebieten, wo die oben genannten Puffer- und Ausgleichsfunktionen 
besonders dringlich sind, freiwillig kaum Flächen stillgelegt würden. 
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11.4 Integration von Umweltaspekten in die 
Agrarpolitik in der laufenden Förderperiode 

975. Die Förderung der Landwirtschaft durch europäische und nationale Finanzmittel 
ist von entscheidender Bedeutung für Art und Ausmaß der Umweltwirkungen der 
Landwirtschaft. Von der Verteilung der öffentlichen Mittel hängt es ab, ob den Land-
wirten ausreichende Anreize gesetzt werden, Umweltschäden zu vermeiden und Um-
weltleistungen zu erbringen. Direktzahlungen aus der 1. Säule der EU-Agrarpolitik 
(Markt- und Preispolitik) an die landwirtschaftlichen Betriebe verfolgen primär das Ziel 
einer Einkommenssicherung. Sie wurden 1992 als Kompensation für den Rückgang 
der Stützung der Produktionspreise eingeführt. Die Umweltrelevanz dieser Zahlungen 
kann nicht eindeutig bewertet werden (SRU 2002a; 2004a). Allerdings bewirken sie 
indirekt, dass für viele Landwirte das Anbieten von Umweltleistungen wenig interessant 
ist, da sie am Gesamteinkommen nur einen geringen Anteil haben. Wenn Landwirte 
Umweltleistungen erbringen wollen, die über die gesetzlich fixierten Mindestverpflich-
tungen (s. Kap. 11.3) hinausgehen, können sie aus der 2. Säule der Agrarpolitik (Ent-
wicklung des ländlichen Raums) dafür honoriert werden. 

11.4.1 Finanzierung der Agrar-Umweltpolitik 

EU-Agrarf inanzierung 

976. Die GAP-Reform im Jahr 2003 führte zu einer Verlagerung von produktbezoge-
nen Zahlungen hin zu einer entkoppelten Unterstützung durch produktionsunabhängige 
betriebs- bzw. flächenbezogene Prämien (Ausgestaltung in Deutschland s. SRU 
2004a, Tz. 248 f.; GAY et al. 2005, S. 22). Weitere wichtige Änderungen betrafen die 
Einführung einer verpflichtenden Modulation (Umwidmung von mindestens 5 % der 
Mittel aus der 1. Säule in die 2. Säule) sowie die Möglichkeit, bis zu 10 % der Mittel der 
1. Säule für umweltfreundliche Bewirtschaftungsmethoden („besondere Formen land-
wirtschaftlicher Tätigkeit“, sog. national envelope) zu verwenden.  

Der Haushaltsanteil der 2. Säule für ländliche Entwicklung (ELER-VO) ist von besonde-
rer Relevanz für den Umwelt- und Naturschutz, da aus diesem unter anderem die Mit-
tel für Agrarumweltmaßnahmen (AUM) finanziert werden. Nicht nur Umweltmaßnah-
men können gefördert sondern zum Beispiel auch Synergien mit anderen Bereichen 
wie der Vermarktung oder dem Tourismus entwickelt werden (vgl. Tz. 1000). 

Im Rahmen der letzten Haushaltsbeschlüsse der EU (s. Abb. 11-2) wurde der Vor-
schlag der Kommission für die Ausstattung der 2. Säule durch die Beschlüsse der 
Staats- und Regierungschefs um fast ein Viertel unterschritten, während an der 
1. Säule kaum gekürzt wurde. 
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Abbi ldung 11-2 

Finanzrahmen der EU-27 für die Haushaltsperiode 2007 bis 2013 

Finanzrahmen der EU-27 2007 - 2013 in Mrd. €
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Quelle: Europäische Kommission 2006a 

Für das Haushaltsjahr 2007 bedeutete dies, dass circa 43 Mrd. Euro für die soge-
nannte 1. Säule der GAP bereitgestellt wurden gegenüber 10 Mrd. Euro für die 
2. Säule (Europäische Kommission 2007b). Diese eindeutige finanzielle Priorität zu-
gunsten der Einkommenspolitik hatte zur Konsequenz, dass zum Beispiel in Deutsch-
land 23 % (in Preisen von 2004) weniger EU-Mittel für die ländliche Entwicklung zur 
Verfügung stehen als in der vergangenen Periode von 2000 bis 2006 (DVL 2006). An-
gesichts steigender Agrarpreise schwächt dies die Anreize für die Teilnahme an den 
AUM. 

Hemmend auf eine umfangreiche Ausgestaltung der Umweltmaßnahmen wirkt sich 
aus, dass Zahlungen aus der 2. Säule von den Mitgliedstaaten kofinanziert werden 
müssen. Die nationalen Anteile für den Förderschwerpunkt „Verbesserung der Umwelt 
und der Landschaft“ betragen mindestens 20 % in Regionen mit dem größten Ent-
wicklungsrückstand (Konvergenzziel der europäischen Strukturfonds) bzw. mindestens 
45 % in den übrigen Gebieten (Art. 70 der ELER-VO). Die Direktzahlungen der 
1. Säule hingegen werden ohne nationale Kofinanzierung komplett aus dem EU-Haus-
halt finanziert. Auf der Nachfrageseite ist zudem ein Akzeptanzverlust durch den 
Wegfall der Anreizkomponente bei den AUM festzustellen. 
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Stel lenwert der Förderpol i t ik der 1. und 2. Säule im europäischen 
Vergleich 2007 bis 2013 

977. Die EU-Mitgliedstaaten können die Verteilung der Mittel zwischen der 1. und 
der 2. Säule in einem bestimmten Umfang ausgestalten und haben in der gegenwärti-
gen Förderperiode von dieser Möglichkeit sehr unterschiedlich Gebrauch gemacht: 
Während Länder wie Österreich oder Finnland großen Wert auf die 2. Säule legen, 
liegt die eindeutige Priorität in Deutschland, Frankreich, Großbritannien und den Nie-
derlanden auf der 1. Säule. So beträgt zum Bespiel der Anteil der betrieblichen Erträge 
aus AUM in Österreich und Finnland im Durchschnitt 9,6 % bzw. 7,5 %; in Kombination 
mit der Ausgleichszulage sogar 12,9 % bzw. 15,9 %. In Deutschland hingegen ist der 
Anteil mit 2,4 % (1,6 % AUM, 0,8 % Ausgleichzulage) wesentlich geringer. Dies gilt 
ebenso für Großbritannien (2,3 %) und Frankreich (2,0 %) (BMELV 2007a, S. 96 ff.).  

Für Deutschland sieht der Finanzrahmen der EU für die neue Förderperiode Gesamt-
mittel in Höhe von 48,4 Mrd. Euro vor, wovon 40,3 Mrd. Euro (83 %) in die 1. Säule 
und 8,1 Mrd. Euro (17 %) in die 2. Säule fließen (Grundlage VO (EG) 1782/2003 ; Agra 
Informa 2007; Europäische Kommission o. J.). 

Damit liegt Deutschland ziemlich genau im Schnitt der EU-15. Der Anteil der 1. Säule 
ist in Dänemark, Großbritannien, den Niederlanden, Frankreich und Belgien noch hö-
her (zwischen 91 und 95 %). Deutlich andere Prioritäten legen Länder wie Finnland, 
Österreich und Portugal, bei denen der Anteil der 2. Säule zwischen 34 und 50 % des 
Gesamtbudgets liegt (Council for the Rural Area 2008). 

Umgerechnet auf die landwirtschaftliche Nutzfläche (LN) erhalten die Landwirte in 
Deutschland im Durchschnitt Gesamtzahlungen von 396 €/ha LN (BMELV 2007a, 
S. 93), was leicht über dem Durchschnitt in der EU von 369 €/ha LN liegt. Obwohl 
durch die Entkopplung der Zahlungen seitens der EU erste Ansätze zur Entlastung der 
"blue box"-Zahlungen nach WTO-Regime (WTO – World Trade Organisation) geleistet 
wurden, sind Zahlungen in dieser Höhe weit vom Ziel einer Liberalisierung der Agrar-
märkte entfernt. 

Bezüglich des in der 2. Säule jeweils verfügbaren Gesamtetats liegt Deutschland für 
den Zeitraum von 2007 bis 2013 mit jährlich circa 68 €/ha landwirtschaftlich genutzter 
Fläche (LF) genau im europäischen Durchschnitt (EU-25) von ebenfalls 68 €/ha LF. 
Demgegenüber steht das Beispiel Österreichs mit circa 165 €/ha LF (43 % des Ge-
samtetats), während in Großbritannien und Frankreich nur circa 16 bzw. 31 €/ha LF zur 
Verfügung stehen (Europäische Kommission 2007c). 

Insgesamt stehen in Deutschland für die Förderperiode von 2007 bis 2013 etwas mehr 
als 13,2 Mrd. Euro öffentliche Mittel (EU-Mittel und nationale Kofinanzierung) für die 
Entwicklung des ländlichen Raumes zur Verfügung, was rund 1,9 Mrd. €/a entspricht. 
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Bei der Beschreibung der deutschen Position im europäischen Vergleich sollten aller-
dings die Unterschiede zwischen den Bundesländern, insbesondere bei einer Analyse 
der Ausgestaltung der 2. Säule nicht unberücksichtigt bleiben. Im Folgenden wird ver-
deutlicht, dass auch hier – mit Ausnahme einiger Bundesländer – keine Priorität auf die 
umweltrelevanten Maßnahmen gelegt wird (vgl. Abschn. 11.4.2 und Tab. 11-1). 

978. Insgesamt zeigen die bei der Finanzverteilung gewählten Prioritäten deutlich, 
dass die deutsche Agrarpolitik eher an einer Bewahrung der historischen EU-Förder-
politik orientiert ist, anstatt die Multifunktionalität der Landwirtschaft sowie eine ver-
stärkte Berücksichtigung der Entwicklung des ländlichen Raumes und von Umweltbe-
langen in den Vordergrund zu stellen. 

11.4.2 Ausgestaltung der Finanzierung der 2. Säule in 
Deutschland und den Bundesländern 

979. Innerhalb des im Vergleich zur 1. Säule insgesamt kleinen Budgets der 2. Säule 
können die Bundesländer eindeutige Prioritäten auf den Umweltbereich legen. Dieses 
muss im Rahmen der ELER-VO geschehen, wenn EU-Mittel fließen sollen. Die Ver-
ordnung soll ein einheitliches Verfahren für die Programmplanung, für das Finanz-
management und die Kontrollen vorgeben. Inhaltlich werden drei Schwerpunkte für die 
ländliche Entwicklung formuliert: die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- 
und Forstwirtschaft (Schwerpunkt 1); die Verbesserung der Umwelt und der Landschaft 
(Schwerpunkt 2) sowie die Lebensqualität im ländlichen Raum und Diversifizierung der 
ländlichen Wirtschaft (Schwerpunkt 3). Hinzu kommt als „horizontaler“ Schwerpunkt 4 
der Bereich LEADER (Liaison entre actions de développement de l'économie rurale – 
Verbindung zwischen Aktionen zur Entwicklung der ländlichen Wirtschaft). Diese vierte 
Achse hat keinen direkten Bezug zu einem einzelnen Ziel, sie soll vielmehr übergrei-
fend alle drei Ziele unterstützen. 

Die Verordnung gibt Mindestanteile für die einzelnen Schwerpunkte vor. Demnach 
müssen für den Schwerpunkt 2 (Umwelt und Landschaft) mindestens 25 % der Ge-
samtausgaben für die 2. Säule aufgewendet werden (maximale EU-Kofinanzierung 
55 % bzw. 80 % in Konvergenzregionen); auf die Schwerpunkte 1 und 3 jeweils min-
destens 10 % (maximale EU-Kofinanzierung 50 % bzw. 75 % in Konvergenzregionen) 
sowie auf den übergreifenden Schwerpunkt 4 mindestens 5 %. Die Verteilung der rest-
lichen 50 % der Mittel liegt im Ermessen der Mitgliedstaaten. Diese Vorgaben der EU 
zeigen deren Willen, Umweltziele bzw. -standards in den Mitgliedstaaten mindestens 
zu halten bzw. zu verbessern. Der von der EU angestrebte anteilige Mindestsatz für 
den Schwerpunkt Umwelt und Landschaft entspricht dem Anteil, der im EU-Durch-
schnitt auch im vergangenen Förderzeitraum für Agrarumweltmaßnahmen ausgegeben 
wurde. Dieser belief sich ebenfalls auf circa 25 % der Mittel für ländliche Entwicklung 
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bzw. 5 % des gesamten EU-Agrarhaushaltes (Agra Informa 2007; Europäische Kom-
mission o. J.). 

980. Für den Umwelt- und Naturschutz ist Schwerpunkt 2 der ELER-VO von 
besonderer Bedeutung, darüber hinaus finden sich aber auch in den anderen Schwer-
punkten Inhalte zur Finanzierung von naturschutzrelevanten Maßnahmen. Speziell für 
Förderungen im Naturschutz bieten einige Artikel der ELER-VO Möglichkeiten, die ge-
nutzt werden können. 

Die im Rahmen der Schwerpunkte 2 und 3 verfügbaren Maßnahmen sollen einen Bei-
trag zur Umsetzung des Netzes NATURA 2000 in der Land- und Forstwirtschaft, zu 
den Zielen der WRRL, zu den Zielen des Kyoto-Protokolls zur Begrenzung des Klima-
wandels (Europäische Kommission 2005a, S. 11) sowie zur Verpflichtung von Göte-
borg, den Rückgang der biologischen Vielfalt bis 2010 umzukehren, leisten. 

Deutschlands Ausgestaltung der 2. Säule im europäischen Vergleich 
2000 bis 2006 

981. Bereits in der vergangenen Förderperiode hatte Deutschland seine Möglichkei-
ten, klare Umweltakzente bei der Verteilung der Mittel der 2. Säule zu setzen, nicht 
überzeugend genutzt – allerdings gab es auch in dieser Hinsicht sehr große Unter-
schiede bei den Einzeletats der Bundesländer (SRU 2004a). Im Europäischen Ver-
gleich lag der Anteil aller umweltrelevanten Maßnahmen (Ausgleichszulage, AUM und 
Maßnahmen der Forst) am Gesamtetat der 2. Säule in Deutschland mit 71,4 % etwas 
unter dem EU-15-Schnitt von 75,2 %. Zudem hatten sich andere Länder wie Italien, 
Österreich und Schweden mit einer Budgetierung allein der AUM mit Anteilen von über 
55 % bis 85 % sehr viel klarer zu einer Umweltorientierung der 2. Säule bekannt. (vgl. 
Abb. 11-3).  
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Abbi ldung 11-3 

Verteilung der Finanzmittel in der 2. Säule (Entwicklung des 
ländlichen Raumes) im Jahr 2003 in den EU-Mitgliedstaaten (EU-15) 
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Die AUM-Prämien variierten in den einzelnen Mitgliedstaaten stark, beliefen sich aber 
in dieser Förderperiode im europäischen Durchschnitt auf 89 €/ha der vertraglich ge-
bundenen Fläche und Jahr, in Deutschland auf 79 €/ha (GAY et al. 2005, S. 17; Euro-
päische Kommission 2003, S. 7). 

982. Der Anteil der mit AUM belegten landwirtschaftlichen Nutzfläche zeigt ebenfalls, 
dass die Mitgliedstaaten verschiedene Zielsetzungen bei der Verteilung verfolgen. In 
Luxemburg, Finnland, Schweden und Österreich waren mehr als 80 % LF mit einem 
erheblich über dem Durchschnitt der EU-15 liegenden Prämienanspruch pro Hektar 
gemeldet. In Spanien, den Niederlanden und Griechenland waren hingegen weniger 
als 10 % LF vertraglich gebunden. Mit 25 % der landwirtschaftlichen Flächen liegt 
Deutschland wieder dicht am EU-15-Durchschnitt von 24 %. 
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Finanzierung der Agrarumweltmaßnahmen in der neuen Förderperiode 
von 2007 bis 2013 

983. In der neuen Förderperiode von 2007 bis 2013 ist die Situation für AUM sogar 
noch deutlich ungünstiger geworden. In Deutschland werden lediglich 17 €/ha der ge-
samten LF/a aus dem 2. Schwerpunkt für Agrarumweltmaßnahmen ausgegeben ge-
genüber 51 €/ha für andere Maßnahmen der ländlichen Entwicklung (von HAAREN 
und BILLS 2007). 

984. Insgesamt stehen in Deutschland für AUM lediglich circa 4 % der 
Gesamtzahlungen an die Landwirtschaft aus EU-, Bundes- und Landesmitteln bereit. 
Dieser Anteil ist deutlich zu klein, um Umwelt- und Naturschutz für die Landwirte zu 
einem relevanten Betriebszweig zu machen. Der Anteil der Mittel für den Schwer-
punkt 2 (Verbesserung der Umwelt und der Landschaft) beträgt im Bundesdurchschnitt 
42 % der Gesamtmittel der 2. Säule. Damit liegt Deutschland im EU-15-Vergleich im 
Mittelfeld. Der Anteil von Schwerpunkt 2 an der 2. Säule beträgt zum Beispiel in Finn-
land 82 %, in Österreich 73 %, in Dänemark 61 % und selbst in Frankreich noch 52 % 
(Council for the Rural Area 2008). 

Die Unterschiede zwischen den Bundesländern haben sich gegenüber der vergange-
nen Förderperiode nicht angeglichen. In der Gesamtbetrachtung ist ein deutliches 
Nord-Süd-Gefälle zu erkennen. In Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, 
Bremen und Mecklenburg-Vorpommern sowie in Sachsen liegt der Anteil des 
2. Schwerpunktes nahe dem Mindestanteil, den von der EU geforderten 25 % der 
ELER-Mittel. Deutlich anders hingegen ist die Gewichtung zum Beispiel in Nordrhein-
Westfalen, Hessen, Bayern und Baden-Württemberg. Hier liegt der Anteil des Umwelt-
schwerpunktes bei jeweils mindestens der Hälfte bis nahezu zwei Drittel der Gesamt-
mittel (vgl. Tab. 11-1). 

Die Höhe der AUM-Prämien gleichen nur noch bedingt die mit den Bewirtschaftungs-
auflagen einhergehenden zusätzlichen Kosten und Einkommensverluste aus, die durch 
die Teilnahme an AUM entstehen. Vor diesem Hintergrund hat der Bund-Länder-
Planungsausschuss für Agrarstruktur und Küstenschutz (PLANAK) im Dezember 2007 
beschlossen, die Förderbeiträge für sämtliche AUM zu überprüfen, um durch eine An-
passung die Einkommensverluste für Landwirte möglichst vollständig auszugleichen. 
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Tabel le 11-1 

Verteilung der ELER-Mittel in Deutschland 2007 – 2013 auf die 
Programmschwerpunkte (in % der verfügbaren Mittel) 

Bundesland Schwerpunkt 1 Schwerpunkt 2 Schwerpunkt 3 Schwerpunkt 4 

Baden-
Württemberg 

17 % 66 % 13 % 5 % 

Bayern 22 % 62 % 11 % 5 % 

Berlin und 
Brandenburg 

36 % 32 % 27 % 5 % 

Hamburg 47 % 24 % 25 % 5 % 

Hessen 28 % 54 % 9 % 10 % 

Mecklenburg-
Vorpommern 

27 % 24 % 42 % 6 % 

Niedersachsen 
und Bremen 

44 % 24 % 25 % 7 % 

Nordrhein-
Westfalen 

28 % 54 % 15 % 4 % 

Rheinland-Pfalz 38 % 43 % 11 % 8 % 

Saarland 17 % 37 % 31 % 15 % 

Sachsen 22 % 32 % 40 % 5 % 

Sachsen-Anhalt 31 % 28 % 36 % 5 % 

Schleswig-
Holstein 

32 % 29 % 27 % 12 % 

Thüringen 28 % 44 % 23 % 5 % 

Schwerpunkt 2 = Verbesserung der Umwelt. 

Quelle: BMELV 2006, Council for the Rural Area 2008

Die Bandbreite der Finanzierungsanteile ergibt sich aus der vorläufigen Finanzplanung 
bis 2013 sowie der Tatsache, dass die Mittel abgerufen werden müssen und dies 
Schwankungen unterliegt. 

11.4.3 Zielorientierung der Agrarumweltmaßnahmen 

985. Die ungünstige Situation der AUM in Deutschland wird neben dem im Verhältnis 
sehr geringen verfügbaren Finanzvolumen zusätzlich dadurch verschärft, dass bisher 
nicht ausreichend darauf geachtet wird, die Mittel so einzusetzen, dass die höchste 
Umweltwirkung je verwendetem Euro erzielt wird. Die wenigen vorliegenden Analysen 
und Evaluationen der bisherigen Programme belegen dies deutlich. Überwiegend wur-
den die Programme flächendeckend angeboten und auf Maßnahmenvorgaben und 
nicht auf zu erzielende Ergebnisse ausgerichtet. Die neue Förderperiode hat trotz des 
Rückgangs der verfügbaren Mittel in Deutschland nur in Einzelfällen zu effizienteren 
Maßnahmen geführt.  
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Erfahrungen aus der vergangenen Förderperiode 

986. Ingesamt ist die Datenlage zur Bewertung der bisherigen Agrarumweltpro-
gramme in Europa ebenso wie in Deutschland unbefriedigend. Die umfassendste 
Metaevaluation auf europäischer Ebene (Oréade-Brèche 2005) weist Schwächen auf, 
die allerdings primär auf mangelnde Datenbereitstellung durch EU-Mitgliedstaaten zu-
rückzuführen sind. Die Ergebnisse sind daher nur eingeschränkt aussagekräftig. Deut-
lich wurde jedoch, dass positive Umwelteffekte insbesondere dann erzielt wurden, 
wenn klare und konkrete Umweltzielvorgaben existierten (Oréade-Brèche 2005; 
OSTERBURG 2005). Effizienzüberlegungen spielten nur bei wenigen Programmen 
eine Rolle. Die Effizienzdefizite sind auf zwei Ursachen zurückzuführen. Einerseits 
werden weniger anspruchsvollere Maßnahmen durch die Landwirte sowie eine ein-
kommensorientierte Programmierung durch die Länder präferiert. Andererseits führten 
auch weitgehende Nutzungsänderungen zu enttäuschenden Gesamterfolgen, da die 
Agrarumweltprogramme nicht ausreichend auf den tatsächlichen Handlungsbedarf im 
Raum ausgerichtet waren. Auch in Deutschland waren die Evaluationsansätze unzu-
reichend (DEGENFELDER et al. 2005, S. 127). Aufgrund der engen Orientierung an 
Finanzdaten lieferten die Monitoringsysteme nur wenig Unterstützung für die Bewer-
tung von Maßnahmen. Ein wichtiger Grund hierfür ist die unzureichende Konkretisie-
rung der Ziele. Darüber hinaus erschwert die unklare Prioritätensetzung zwischen Ein-
kommenszielen und Umweltbelangen eine umfassende Evaluierung der Agrarumwelt-
politik (DEGENFELDER et al. 2005, S. 126). Nach den Halbzeitbewertungen wurden 
im Rahmen von sogenannten „Updates der Halbzeitbewertungen“ evaluationsmethodi-
sche Weiterentwicklungen vorgenommen und vor Beginn der neuen Programmplanung 
umfassende Empfehlungen formuliert. Für die ex-post-Bewertung stand in vielen Bun-
desländern das InVeKOS-GIS zur Verfügung, das eine Verschneidung der Förder-
flächen mit förderbedürftigen Flächen und somit eine bessere Beurteilung der Treffge-
nauigkeit der Maßnahmen ermöglichte. 

Durch AUM bewirkte Nutzungsänderungen 

987. Generell wurden in der EU in der vergangenen Förderperiode von den Landwir-
ten solche AUM bevorzugt, die keine wesentlichen Änderungen der derzeitigen Bewirt-
schaftungsformen erforderten. Die meisten der umgesetzten Maßnahmen wie Reduzie-
rung von Stoffeinträgen oder der Anbau bodenbedeckender Pflanzen waren zudem 
nicht an bestimmte Regionen, Flächenkulissen oder ökologische Bedingungen ge-
knüpft. Dadurch erreichten Bodenschutzmaßnahmen auch auf höherwertigen Böden 
eine hohe Akzeptanz, da sie sich auch in intensiv genutzten Regionen leicht umsetzen 
lassen (OSTERBURG 2005, S. 191). Insgesamt konzentrierten sich die Extensivie-
rungsmaßnahmen aber auf die benachteiligten Gebiete, Regionen mit geringeren 
Viehbesatzdichten sowie Betriebe mit bereits extensiven Produktionsbedingungen, wo 
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Aufwand und Kosten der Einhaltung der Programmbestimmungen geringer waren, so-
dass die auf durchschnittliche landwirtschaftliche Rahmenbedingungen kalkulierte 
Pauschalprämie einen größeren Anreiz darstellt (OSTERBURG 2005, S. 200). Dies 
führte dazu, dass zum Beispiel überschussreduzierende Maßnahmen nur dort betrie-
ben wurden, wo der N-Überschuss ohnehin gering war. Insgesamt ist somit eine feh-
lende Umwelteffizienz der Maßnahmen zu bemängeln. 

Im Gegensatz zu den allgemeinen Extensivierungsmaßnahmen hatte nur ein geringer 
Anteil der abgeschlossenen Verträge den Erhalt der Biodiversität zum Ziel, was in der 
Regel mit anspruchsvolleren Maßnahmen verbunden war. Dies ist bemerkenswert, da 
40 % der Gesamtzahl der programmierten Einzelmaßnahmen auf Biodiversität ausge-
richtet waren (vgl. Abb. 9 in Oréade-Brèche 2005). Allerdings verfügten diese Pro-
gramme häufig nur über bescheidene finanzielle Budgets. Das Programm für den 
Ackerwildkrautschutz in Niedersachsen war zum Beispiel in der vergangenen Förder-
periode 2000 bis 2006 nur mit insgesamt 2,8 Mio. Euro (ca. 400 000 €/a) ausgestattet 
(WICKE 2007). Naturschutzmaßnahmen führten überdies offenbar bei Landwirten wie 
Behörden zu höheren Administrationskosten pro Hektar, denn die vertraglich gebun-
dene Fläche war in der Regel kleiner als bei weniger ambitionierten Extensivierungs-
maßnahmen oder Maßnahmen des ökologischen Landbaus. Dies könnte zu einer zu-
sätzlichen Reduzierung der Attraktivität von Naturschutzmaßnahmen führen.  

Insgesamt haben die teilnehmenden landwirtschaftlichen Betriebe zwar die Intensität 
der Landnutzung und die Produktion pro Hektar verglichen mit Nicht-Teilnehmern re-
duziert (SEEDORF 2007). Allerdings gingen die teilnehmenden Betriebe in der Regel 
schon von einem geringeren Intensitätslevel aus. Betriebe, die eine Umstellung auf den 
ökologischen Landbau durchführten, wiesen verglichen mit an anderen Programmen 
teilnehmenden Betrieben einen deutlichen Trend zur stärkeren Extensivierung auf 
(OSTERBURG 2005, S. 200). 

Ökologische Wirkungen der durchgeführten Agrarumweltmaßnahmen auf 
die Biodiversi tät 

988. Auch in den Gebieten, in denen AUM durchgeführt wurden, konnte der Verlust 
von Lebensräumen nicht entsprechend den Zielen der europäischen Biodiversi-
tätsstrategie verhindert werden (s. insb. Oréade-Brèche 2005). Allerdings wurden mit 
Blick auf die Arten auch positive Effekte erzielt. 54 % der Artengruppen zeigten auf den 
Testflächen eine Bestandszunahme. Bei 23 % zeigte sich keine Veränderung (trotz der 
Anwendung von AUM), bei 17 % der Artengruppen nahmen einige Arten zu, während 
die Bestände anderer zurückgingen (Oréade-Brèche 2005). Auf 6 % der Testflächen 
nahm der Artenreichtum ab. Die Untersuchungen von KLEIJN et. al (2006) auf 202 
Flächen in fünf europäischen Ländern zeigten, dass AUM marginal bis moderat posi-
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tive Effekte auf das Vorkommen von häufigeren Arten hatten. Rote-Liste-Arten profi-
tierten hingegen selten von den AUM (KLEIJN et. al 2006). 

Erfolgreich bei der Erhaltung der lokalen Biodiversität waren insbesondere Programme, 
die auf spezifische Biotoptypen (z. B. Feuchtgebiete in Schweden oder die späte Mahd 
von Grünland in Belgien) oder bestimmte Arten (z. B. Vogelarten in UK) (KLEIJN und 
SUTHERLAND 2003; Europäische Kommission 2005b) ausgerichtet waren. Die 
Analyse von Oréade-Brèche (2005) sowie verschiedene deutsche Studien 
(DEGENFELDER et al. 2005 z. B. für Brandenburg) belegen den bedeutenden Einfluss 
standortspezifischer Eigenschaften (Lebensraum, Bodenbeschaffenheit etc.) auf die 
erzielten Wirkungen der Maßnahmen. Als besonders schwer erweist es sich, die bota-
nische Vielfalt auf vorher sehr intensiv bewirtschafteten Flächen zu erhöhen. Im Ge-
gensatz dazu reagieren die Insekten schneller auf Veränderungen in der Landnutzung 
aufgrund von AUM (Oréade-Brèche 2005, S. 28). Eine wichtige Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Förderung von Arten und Biotopen scheint zu sein, dass die Maßnahmen 
langfristig angelegt sind (> 15 Jahre) und die Landwirte aktiv einbezogen werden 
(SCHUMACHER 2007; MICHELS 2007). Eine hohe Volatilität der Mittel für AUM wirkt 
sich dagegen negativ aus, da die Landwirte sich nicht auf die Zahlungen verlassen 
können und von einer Teilnahme abgeschreckt werden. 

Selbst wenn AUM nicht immer erfolgreich in Bezug auf den Erhalt gefährdeter Arten 
waren, gibt es Belege dafür, dass bestimmte Landnutzungsformen eindeutig positive 
Effekte auf die Biodiversität im Allgemeinen hatten. Dies betraf insbesondere die 
Schaffung oder den Erhalt von Landschaftsstrukturelementen als Teil des Biotop-
verbundes (Feldränder, Pufferstreifen entlang von Flüssen, stillgelegte Sukzessions-
flächen etc.) sowie Grünlandbewirtschaftung oder die Entwicklung extensiven Grünlan-
des. Positive Auswirkungen des Ökolandbaus oder der Beweidung von Grenzertrags-
flächen wurden nur von wenigen Studien bestätigt (Oréade-Brèche 2005, S. 50; 
OSTERBURG 2002). Allerdings werden die Effekte des Ökolandbaus und von Extensi-
vierungsmaßnahmen durch eine Studie in Brandenburg differenziert. Auf leichten 
Böden, die ein hohes biotisches Potenzial aufweisen, erzielten diese Maßnahmen gute 
Ergebnisse (DEGENFELDER et al. 2005).  

Insgesamt werden in allen Studien nur die Effekte auf den individuellen Standorten, an 
denen die AUM durchgeführt wurden, nachgewiesen. Dieser Beitrag auf spezifischen 
Flächen kann nur eine sehr geringe Bedeutung für die Entwicklung von Populationen 
oder für deutliche Effekte auf der Landschaftsebene haben, wenn der Anteil der exten-
sivierten Flächen insgesamt nur gering ist, wie dies in Deutschland der Regelfall ist 
(DEGENFELDER et al. 2005). Weitere Untersuchungen über Ausstrahlungseffekte von 
besonders hochwertigen erhaltenen oder verbesserten Lebensräumen auf die Umge-
bung sind ebenso notwendig wie solche über die Wirkung einer generellen Minderung 
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der Nutzungsintensität in benachbarten oder verbindenden Räumen. Überwiegend 
gute und häufig auch gut dokumentierte Wirkungen werden dagegen in Flächen des 
Vertragsnaturschutzes erzielt. Die entsprechenden Maßnahmen sind in der Regel mit 
Gebietskulissen versehen und konzentrieren sich auf Flächen mit Handlungsbedarf. 

Ökologische Wirkungen der durchgeführten Agrarumweltmaßnahmen auf 
die Gewässer 

989. In Hinblick auf Gewässer und den Wasserhaushalt belegen die Studien prinzi-
piell, dass AUM die Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinträge effektiv reduzierten 
(OSTERBURG und RUNGE 2007; Oréade-Brèche 2005, S. 62; für das Land Branden-
burg ZALF 2005). Auf europäischen Testflächen wurden die Einträge in Gewässer 
deutlich durch (gedrillte) Brachen und Grünstreifen reduziert. Auch die Umwandlung 
von Acker- in Grünland und das Pflanzen von Winterfrüchten stellte sich als positiv 
heraus.  

Allerdings wurden die Programme hauptsächlich auf Wasserschutzgebiete ausgerich-
tet. In anderen Gebieten – insbesondere in landwirtschaftlichen Gunstregionen – war 
die freiwillige Beteiligung eher gering (DEGENFELDER et al. 2005, S. 127). Einige 
Studien kamen sogar zu dem Ergebnis, dass die N-Bilanzen zwischen teilnehmenden 
und nicht teilnehmenden Betrieben nicht signifikant voneinander abwichen, mit der 
Ausnahme des Ökolandbaus, der eine negative Bilanz aufwies (DEGENFELDER et al. 
2005). Die Ausgaben für Stickstoff und Dünger gingen in Deutschland sowohl bei den 
an AUM teilnehmenden Betrieben als auch bei der Kontrollgruppe zurück – allerdings 
war der Rückgang bei teilnehmenden Betrieben höher (OSTERBURG 2005). Insge-
samt scheint der Einsatz von AUM als Mittel zur Reduzierung der N-Austräge von 
landwirtschaftlichen Flächen bisher keinesfalls auszureichen. Der generelle leichte 
Rückgang des Düngemittelverbrauchs in Deutschland ist in der Vergangenheit zum 
Teil auf die Wiedervereinigung zurückzuführen. Im Vergleich zu anderen europäischen 
Staaten wie insbesondere Dänemark (mit einer N-Steuer) oder den Niederlanden (mit 
einer N-Überschussabgabe) nimmt sich die erzielte Reduktion jedoch sehr bescheiden 
aus (s. Abb. 11-4). 
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990. Auch die gegenwärtigen N-Einträge aus diffusen Quellen in die deutschen 
Gewässer zeigen, wie begrenzt die örtlich erzielten Effekte vor dem Hintergrund der 
Eutrophierung von Nord- und Ostsee sind (EEA 2006; SRU 2004b; Ministry of the 
Environment 2002; LÄÄNE et al. 2002). In der EU bestehende Qualitätsstandards für 
Oberflächengewässer und Grundwasserkörper wurden nicht in Standards oder 
Benchmarks für die Agrarumweltprogramme überführt. 

991. Insgesamt zeigen die Evaluationen, dass die ausschlaggebenden Faktoren für 
den Erfolg von AUM auch bezüglich des Gewässerschutzes offenbar der Anteil der 
Flächen, die Kohärenz der Maßnahmen sowie die Berücksichtigung standortspezifi-
scher Bedingungen sind (DEGENFELDER et al. 2005). Darum ist eine Standortanalyse 
bzw. der Rückgriff auf die Ziele und Maßnahmen der Landschaftsplanung vor der Ein-
führung von Maßnahmen zu empfehlen, um diese so besser an regionale und stand-
ortabhängige Spezifika anzupassen (vgl. DEGENFELDER et al. 2005, S. 62). Für eine 
umfassende Reduzierung von Nährstoffausträgen sollten zudem andere Instrumente 
wie eine N-Überschussabgabe eingesetzt werden (Tz. 1006 f.). 

Ökologische Wirkungen der durchgeführten Agrarumweltmaßnahmen auf 
den Boden 

992. Die AUM zur Verringerung der Bodenerosion waren insgesamt erfolgreich. Als 
wirksame Maßnahmen erwiesen sich die Umwandlung in Grünland, Flächenstilllegung, 
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Grünstreifen, Mulchsaat, Bodenbedeckung während kritischer Zeiten und die Anlage 
von Landschaftsstrukturelementen (Oréade-Brèche 2005). Auf konkrete Benchmarks 
oder Standards zur Zielerreichung, wie sie zum Beispiel in den USA eingesetzt wer-
den, wurde aber verzichtet. Da die Maßnahmen zudem horizontal ohne Lenkung auf 
die am stärksten gefährdeten Bereiche angeboten werden, war ihre Effizienz gering 
(DEGENFELDER et al. 2005, S. 127). 

Ökologische Wirkungen der durchgeführten Agrarumweltmaßnahmen auf 
das Landschaftsbi ld 

993. Die Auswirkungen von AUM auf das Landschaftsbild wurden für die EU zwar 
als positiv beurteilt, allerdings ist dies lediglich in Bezug auf eine Verlangsamung des 
ansonsten fortschreitenden Angleichungsprozesses der Landschaft insgesamt zu 
sehen (vgl. Oréade-Brèche 2005). Von Vorteil scheinen die Einrichtung und Erhaltung 
eines Biotopverbundes, die Diversifizierung der Fruchtfolge, die Grünlandmahd, die 
Umwandlung von Acker in Grünland sowie eine weitere Extensivierung zu sein. Aller-
dings konnten die angebotenen AUM nicht in ausreichendem Maße den generellen 
Trends zur Vergrößerung der Ackerschläge und der „Standardisierung“ von Land-
schaften entgegenwirken. Dies könnte zu zunehmenden Konflikten zwischen Landwir-
ten und der übrigen ländlichen Bevölkerung führen, die landschaftliche Veränderungen 
offenbar stärker wahrnimmt als andere (abstrakte) Umweltprobleme (DEGENFELDER 
et al. 2005, S. 128). 

Aktuel le Förderperiode 2007 bis 2013 

994. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV) hat die für die AUM grundlegende Strategie entwickelt sowie einige AUM 
definiert, die über die GAK zusätzlich zur EU-Finanzierung kofinanziert werden. 

Die Verantwortung für Planung, Umsetzung und Kontrolle der AUM liegt in der Verant-
wortung der Bundesländer. Die Länder müssen auch die GAK-Maßnahmen in die Län-
derprogramme integrieren, wenn diese umgesetzt werden sollen. Naturschutzmaß-
nahmen werden nicht vom Bund kofinanziert. Die Förderungsgrundsätze zum Beispiel 
im Rahmenplan der GAK 2007 bis 2010 sehen vor, dass Aufgaben, die primär der Er-
haltung der Kulturlandschaft, der Landschaftspflege, der Erholungsfunktion und dem 
Tierschutz dienen, allein aus Ländermitteln finanziert werden sollen. 

995. Bei der Neugestaltung der AUM haben einige Bundesländer die Einzelergeb-
nisse der Evaluation berücksichtigt. Niedersachsen – vorher ein typisches Beispiel für 
eine in Bezug auf den Großteil der eingesetzten Mittel wenig zielorientierte Förderpoli-
tik – führte für die neue Förderperiode von 2007 bis 2013 eine strengere Abgrenzung 
bei der förderfähigen Gebietskulisse ein. Darüber hinaus werden, neben der leistungs-
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bezogenen Zahlung für AUM, erfolgsorientierte AUM angeboten (NNA 2006). In diesen 
Förderprogrammen werden die Zahlungen für den Vertragsnehmer auf Grundlage der 
Vorkommen von Indikatorarten auf seinen Flächen errechnet. Steht den Landwirten 
zukünftig eine ausreichende Informationsgrundlage (z. B. auf der Basis von Land-
schaftsplänen) über den Biotopwert und das Entwicklungspotenzial ihrer Ackerflächen 
zur Verfügung, sollten diese selbst in der Lage sein, entsprechend geeignete Flächen 
auszuwählen, auf denen sie am erfolgreichsten Biodiversität „produzieren“ können. In 
der Konsequenz lässt dies eine sehr effektive Zielorientierung der AUM erwarten (von 
HAAREN und BATHKE 2007). Das Land Baden-Württemberg hat bereits seit einigen 
Jahren Erfahrung mit der erfolgsorientierten Honorierung beim Erhalt von artenreichem 
Grünland und bei der Reduktion von N-Einträgen in Wasserschutzgebiete. Landwirte 
erhalten 165 €/ha, wenn sie eine N-Bilanz von weniger als 45 kg/ha nach der Ernte 
erreichen. Allerdings berücksichtigt die Ausgestaltung der Programme weder die 
standortabhängigen Belange für AUM, noch die Potenziale zur Verbesserung der Effi-
zienz durch eine bessere Anpassung an die Standortbedingungen. Eine Simulation für 
das Land Baden-Württemberg zeigte, dass der Ansatz von N-Zielgrößen auf Grund-
lage der Bodeneigenschaften nicht nur zu einer Reduktion des Düngemitteleinsatzes 
um 25 %, sondern auch zu leicht höheren Nettoerträgen bei den Produzenten führten 
(abhängig vom Düngerpreis) (LINK et al. 2006). Auch in Thüringen werden fast alle 
AUM zielorientiert mit Gebietskulissen sowie ergebnisorientierte Maßnahmen für Pflan-
zen- und Wiesenbrüterarten angeboten. Insgesamt sind diese neuen Ansätze vielver-
sprechend, jedoch noch Einzelerscheinungen. 

Die effizientere Ausrichtung der AUM am räumlich konkreten Handlungsbedarf hätte in 
der laufenden Haushaltsperiode eine viel höhere Bedeutung erhalten müssen, da die 
Mittel zurückgegangen sind und prioritär auch dazu hätten verwendet werden müssen, 
um EU-Verpflichtungen wie zum Beispiel das europäische Schutzgebietsnetz 
NATURA 2000 oder die WRRL umzusetzen. Neuer Finanzierungsbedarf könnte auch 
daraus entstehen, dass die Entkoppelung möglicherweise zur Aufgabe der Beweidung 
in Landschaften führen wird, die unter Naturschutzgesichtspunkten offengehalten wer-
den sollten. Falls die Preise für die Marktfrüchte wie prognostiziert (z. B. Agra Europe 
2007) weiter steigen sollten, wird sich die Problematik der Finanzierung freiwilliger 
AUM noch weiter verschärfen. 

11.4.4 Zusammenfassung und Empfehlungen für die 
Weiterentwicklung der Agrarumweltpolitik 

996. Mit dem bisherigen Instrumentenmix aus Rechts- und Förderinstrumenten 
konnten in Deutschland nur unzureichende Teilerfolge für die Umweltorientierung der 
Landwirtschaft erreicht werden, da die Ausgestaltung oder der Vollzug nicht ausrei-
chend effektiv waren. Gründe hierfür liegen darin, dass 
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– ökonomische Anreize nicht mit ausreichendem Nachdruck auf Umweltschutzziele 
ausgerichtet wurden: nur 4 % der Zahlungen an die deutschen Landwirte sind in der 
neuen Föderperiode 2007 bis 2013 im Durchschnitt für AUM vorgesehen, 

– bei dem Mitteleinsatz für AUM in Deutschland ein starkes Nord-Südgefälle besteht, 
das nicht durch den unterschiedlichen ökologischen Handlungsbedarf zu begründen 
ist, 

– das Budget für AUM bisher nur zu einem geringen Anteil für effektive umweltziel- 
und bedarfsorientierte Maßnahmen ausgegeben wurde und – trotz kleiner Fort-
schritte in einigen Bundesländern – weiterhin nicht effektiver ausgegeben wird, wo-
durch Einkommenseffekte häufig Umwelteffekte übersteigen, 

– es im Landwirtschaftsektor, unter anderem aufgrund der Vielzahl der Akteure 
Schwierigkeiten bereitet, rechtliche Vorgaben zu vollziehen, 

– Evaluationen der Effektivität von AUM methodisch und von der Datenbasis her nicht 
ausreichen, um eine fundierte Programmweiterentwicklung darauf zu gründen. Die 
Effizienz des Mitteleinsatzes sowie die Kosten für Verwaltung und Kontrollen wer-
den gar nicht untersucht; insgesamt ist die Haushaltstransparenz im Landwirt-
schaftsbereich sehr gering, 

– die Landwirte unzureichend über die konkreten Ziele von AUM informiert bzw. bei 
der Durchführung nicht beraten werden sowie 

– der Anreiz zur Teilnahme an AUM aufgrund zu geringer Zahlungen unzureichend 
ist. 

Eine Verringerung der gesamten N-Überschüsse in der Landwirtschaft kann offenbar 
mit AUM allein nicht wirksam oder nur ineffizient erreicht werden. 

997. Im europäischen Vergleich liegt Deutschland mit seiner Agrarumweltpolitik 
lediglich im Mittelfeld und nicht in der Spitzengruppe, wie man es für ein Industrieland 
mit hohen ökologischen Ausgleichs- und Rekreationserfordernissen erwartet hätte. 
Andere Länder wie Österreich, Portugal oder Finnland setzten durch ihre Fördermittel-
politik sehr viel deutlichere Akzente auf eine Integration des Umweltschutzes in die 
Landwirtschaft. 

Konsequente Modulat ion 

998. Die Bundesregierung sollte die anstehende Überprüfung der EU-Agrarpolitik in 
den Jahren 2008 bis 2009 dazu nutzen, einen Politikwandel auf europäischer Ebene 
sowie im eigenen Land einzuleiten, der darauf abzielt, bereits 2010 und spätestens ab 
2013 die finanzielle Basis für eine integrierte Agrarumweltpolitik entscheidend zu 
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verbessern. Außerdem sollten die unter der gegenwärtigen GAP bestehenden Spiel-
räume besser genutzt werden. 

Dazu sollte die Übertragung der Mittel der 1. in die 2. Säule durch Modulation voran-
getrieben werden. Ab 2013 sollte die 1. Säule weitgehend aufgegeben werden und die 
heutige 2. Säule konsequent zu einer breit angelegten Politik für den ländlichen Raum 
ausgebaut werden. Ein deutlicher Schwerpunkt sollte darin auf der Honorierung von 
Umwelt- und Naturschutzleistungen der Landwirtschaft liegen. Eine Grundzahlung an 
die Betriebe wäre dann nur noch sinnvoll, wenn ein Ausgleich für solche ökologischen 
und sozialen Grundleistungen der Landwirtschaft notwendig sein sollte, die der Land-
wirtschaft unter Weltmarktbedingungen nicht ohne Entschädigung abverlangt werden 
können und deren Effektivität nicht situationsabhängig ist. Kurzfristig ist eine Neu-
gestaltung der Flächenstilllegung und die Konsolidierung von CC und gfP notwendig. 

999. Die obligatorische Flächenstilllegung sollte nach ihrer derzeitigen Aussetzung 
umgehend in neuer Gestalt mit einem Flächenanteil von 5 % vor allem in Form von 
Pufferflächen zu Gewässern und Habitaten bzw. als sonstige Ausgleichsfläche in der 
Flur realisiert werden. Die Stilllegungsflächen werden dazu auf den Betrieben als Ufer-
randstreifen oder, wenn keine Gewässer vorhanden sind, als Blühstreifen oder Puffer-
zonen zu Landschaftselementen angeordnet. Sie können auch zum Biotopverbund 
beitragen und als Quelle für energetisch nutzbare Biomasse dienen. Eine Verbindung 
mit den nach dem derzeitigen BNatSchG in § 5 vorgesehenen Mindestanteilen an 
Landschaftselementen auf landwirtschaftlichen Betrieben wäre sinnvoll. Eine effektive 
Umweltberatung der Landwirte (im Rahmen der CC-Beratung nach ELER-VO) könnte 
diese bei der Platzierung der Stillegungsflächen unterstützen.  

Zumindest auf nationaler Ebene bietet es große Vorteile, die gfP und CC identisch zu 
gestalten, um den Vollzug sowie eine über 2013 hinausreichende Geltung dieser Min-
destverursacherpflichten zu erleichtern. Das neue Umweltgesetzbuch (UGB) bietet 
dazu derzeit die Chance. Neben anderen Maßnahmen müsste unter Klimaschutz-
gesichtspunkten vor allem ein generelles Umbruchverbot für Dauergrünland bzw. Ver-
bot für den Umbruch von Grünlandtypen mit besonders hoher THG-Speicherung (altes 
Grünland, Moor- und Auengrünland) die bisherigen Auflagen ergänzen. (dazu weitere 
bzw. alternative Möglichkeiten s. Tz. 430 ff.). Weiter gehende und vor allem situations-
spezifische Umweltauflagen sollten nicht von allen Betrieben verlangt werden. 

Ausreichende Finanzierung von Agrarumweltmaßnahmen und starke 
Einschränkung der f lächendeckend angebotenen Förderung 

1000. In der 2. Säule sollte die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe in 
Deutschland – insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Weltmarktentwicklun-
gen – kurzfristig stark zurückgefahren werden. Wenn mittelfristig die 1. Säule abgebaut 
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wird, kann ein veränderter Förderschwerpunkt für die Initiierung zukunftsfähiger Ent-
wicklungen von Wirtschafts- und Gewerbebetrieben im ländlichen Raum geschaffen 
werden. Es sollten ausreichend Mittel auf den 2. Schwerpunkt (Umwelt) konzentriert 
werden, um den Umweltaufgaben gerecht zu werden. Mit dem 3. und 4. Schwerpunkt 
können vor allem auch solche Maßnahmen gefördert werden, die den Ausgleichs-
bedarf für Umweltmaßnahmen durch Verbindung mit Feldern wie zum Beispiel Hoch-
preisvermarktung oder Tourismus verringern bzw. die Einkünfte der teilnehmenden 
Landwirte erhöhen und Arbeitskräfte im nachgeordneten Bereich schaffen. Im 
2. Schwerpunkt sollten lediglich einige Maßnahmen flächendeckend angeboten wer-
den, die sich weitgehend unabhängig von ihrem Standort als effektiv erwiesen haben. 
Solche Maßnahmen sind zum Beispiel die Schaffung von Landschaftsstruktur-
elementen, von Pufferstreifen entlang von Gewässern oder Umwandlung von Acker in 
Grünland. Auch für diese Maßnahmen gilt zwar, dass die ausschlaggebenden Faktoren 
für den Erfolg von AUM in Anteil und Größe der Flächen, der Kohärenz der Maßnah-
men sowie der Berücksichtigung standortspezifischer Bedingungen liegen. Ebenso wie 
im Falle einer generellen (niedrigen) Grundförderung des ökologischen Landbaus lässt 
sich aber die flächendeckende Förderung bestimmter Maßnahmen mit ihrer Wirksam-
keit und Multifunktionalität nur solange rechtfertigen, wie nur sehr wenig über die 
Transaktionskosten einer gezielten Förderung im Vergleich zu flächendeckenden An-
geboten bekannt ist. Ohne Bindung an eine Gebietskulisse kann außerdem die Auf-
stellung von Naturschutzmanagementplänen für ganze Betriebe gefördert werden 
(nach dem Vorbild des „Whole farm Management approach“ in UK, OSTERBURG 
2005; 2007), denn für positive Umwelteffekte insbesondere auf die Biodiversität ist es 
vielfach günstig, wenn nicht auf Schlag-, sondern auf Landschaftsebene agiert wird. In 
diesem Sinne würden sich auch kollektive Teilnahmen von benachbarten Landwirten 
positiv auswirken (von HAAREN et al. 2008). Der Verzicht auf eine Gebietskulisse ist 
auch im Falle der ergebnisorientierten Honorierung von Umweltleistungen, wie derzeit 
bereits in Baden-Württemberg und Niedersachsen praktiziert wird, möglich (BRABAND 
et al. 2003; OSTERBURG und NITSCH 2005). Die Landwirte suchen die Erfolg ver-
sprechenden Standorte bei diesem Modell anhand von geeigneten Informationen (z. B. 
aus der Landschaftsplanung) selbst aus (von HAAREN und BATHKE 2007). Zu der 
Frage der Höhe und Verteilung der Kofinanzierung durch die EU hat sich der SRU 
2004 eingehend geäußert (SRU 2004a, Kap. 4). Diese Einschätzungen haben nach 
wie vor Gültigkeit. Die Gebiete und Belange von europäischer Bedeutung (insb. nach 
FFH-RL) sollten unabhängig von den derzeit maßgeblichen Länderprioritäten der Mit-
telverteilung zu 100 % aus dem EU-Haushalt finanziert werden. 
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Verbesserte Zielor ient ierung der Agrarumweltmaßnahmen 

1001. Generell sollte die Ausgestaltung zukünftiger AUM die von der Europäischen 
Kommission beim Health Check benannten drei wesentlichen Herausforderungen (Kli-
maschutz, Biodiversität und nachhaltiges Wassermanagement) berücksichtigen. Ins-
gesamt sollte der Grundsatz der Lenkung der AUM in Gebiete mit Handlungsbedarf 
gestärkt und langfristige sowie dynamische, interaktive Formen der Organisation wie 
zum Beispiel ergebnisorientierte Ansätze in Baden-Württemberg oder Niedersachsen 
(vgl. KEIENBURG et al. 2006) oder Bieterverfahren gestärkt werden. Solche (auch 
farmspezifische Analysen) sind in den USA seit langem gängig und werden erfolgreich 
eingesetzt, sodass US-amerikanische Erfahrungen genutzt werden könnten (s. von 
HAAREN und BILLS 2007; von RUSCHKOWSKI et al. 2008). Bei der Abgrenzung der 
Gebietskulissen für diese Verfahren  auf der Grundlage der Landschaftsplanung sollte 
die Multifunktionalität der Ziele und Maßnahmen berücksichtigt werden. Sektorale, nur 
auf ein Umweltmedium (z. B. Wasser, OSTERBURG und RUNGE 2007) bezogene 
Ansätze lassen Effizienzpotenziale ungenutzt. Insbesondere im Fall von Bieterverfah-
ren kann sich der Preis für Umweltleistungen der Landwirte im Verfahren ergeben. An-
sonsten müssten die Preise der Umweltleistungen nicht nur in erster Linie die Kosten 
der Maßnahmen widerspiegeln wie bisher, sondern eine Marktkomponente enthalten, 
um gegenüber den steigenden Deckungsbeiträgen der landwirtschaftlichen Erzeugung 
konkurrenzfähig zu bleiben (zur Einbeziehung von Akzeptanz und regionsspezifischen 
Kosten s. von HAAREN und BRENKEN 1998).  

Die Unterstützung der Hochpreisvermarktung von Landschaftspflegeprodukten kann 
die Kosten generell senken und einen zusätzlichen Anreiz für die Erzeuger darstellen 
(z. B. von HAAREN et al. 2007).  

Qual i tat iv anspruchsvol le Evaluationen und Beratung zur Verbesserung 
der Wirksamkeit  von Agrarumweltmaßnahmen 

1002. Internationale Erfahrungen und Evaluationen zu erfolgreichen Modellen können 
verwendet werden, um die Effektivität und Effizienz der Agrarumweltprogramme zu 
verbessern. Zur Verbesserung der Maßnahmenumsetzung sowie des Vollzuges der 
gfP durch die Landwirte müssen ausreichende Fördermittel für eine Umweltberatung 
der Landwirte bereitgestellt werden. Durch Öffentlichkeitsarbeit können die Umwelt-
leistungen der Landwirte aufgrund AUM zusätzlich besser im Bewusstsein der Bevöl-
kerung verankert und die Motivation der Landwirte zur Teilnahme an AUM gestärkt 
werden. Die Umweltleistungen der Landwirtschaft sollten zu diesem Zweck einen grö-
ßeren Stellenwert im Agrarpolitischen Bericht der Bundesregierung erhalten. Für eine 
verbesserte Transparenz der Entwicklungen sollte zudem die Entscheidung der Bun-
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desregierung, den Agrarpolitischen Bericht künftig nur noch alle vier Jahre herauszu-
geben, überdacht werden. 

11.5 Weitere Maßnahmen zur Reduzierung stofflicher 
Belastungen 

11.5.1 Maßnahmen zur Verminderung der 
Nährstoffbelastungen durch die Landwirtschaft 

1003. Die Anwendung von Düngemitteln in der Landwirtschaft ist seit vielen Jahren 
die Hauptquelle für Nährstoffeinträge in die Umwelt und damit für die Eutrophierung der 
Ökosysteme und die Nitratbelastung der Gewässer. Beispielsweise lag der Bilanzüber-
schuss für Stickstoff im Jahr 2004 bei durchschnittlich 103,9 kg/ha landwirtschaftlich 
genutzter Fläche (UBA 2007a). Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
ist eine Reduktion des Gesamtbilanz-Überschusses auf 80 kg/ha bis 2010 (Bundes-
regierung 2002, S. 114). In der N-Bilanz werden Zufuhr (aus Mineraldüngung, Klär-
schlamm, Kompost, Futter und aus der Luft) und Abfuhr (über pflanzliche und tierische 
Erzeugnisse für den Markt) im Sektor Landwirtschaft erhoben und nach dem Prinzip 
der „Hoftor-Bilanz“ Zu- und Abfuhr saldiert. Der sich daraus ergebende N-Überschuss 
wird in kg pro Hektar und Jahr angegeben (s. Abb. 11-5) und unterliegt witterungs-
bedingt jedes Jahr Schwankungen. Über den Zeitraum von 1990 bis 2004 ergibt sich 
ein gemittelter Gesamtrückgang um circa 5 kg Stickstoff. Dieser Trend ist jedoch nicht 
ausreichend, um das Reduktionsziel zu erreichen. 

Abbi ldung 11-5 

Stickstoffüberschüsse der Gesamtbilanz Deutschland 

Stickstoffüberschüsse der Gesamtbilanz Deutschland*)

 kg/ ha landwirtschaftlich genutzter Fläche

103,9

*) Wert für 1990 unsicher; Wert 2004 vorläufig; Anpassung unterschiedlicher Datenerhebungsmethoden erfolgt noch.
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1004. Die Ursachen für die Überschüsse liegen vor allem in der flächenunabhängigen 
Tierhaltung mit Zukauf von Futtermitteln (SCHULER und BENNING 2006) sowie in 
ackerbaulichen Intensivkulturen (Mais, Sonderkulturen). Weiterhin gewinnt die zuneh-
mende Ausbringung von Gärresten aus Biogasanlagen an Bedeutung (s. SRU 2007a, 
Tz. 28). Im Vergleich zu herkömmlichem Kompost können Gärprodukte einen sehr viel 
höheren prozentualen Anteil an löslichem Stickstoff aufweisen (Kompost: 4,4 %; Gär-
produkt fest: 20,4 %; Gärprodukt flüssig: 82,9 %) (KEHRES 2007; vgl. SRU 2007a). 
Die Ausbringung von Gärresten bringt dementsprechend eine höhere sofortige Pflan-
zenverfügbarkeit des Stickstoffs mit sich als herkömmliche Dünger. Dies muss bei der 
Düngeplanung berücksichtigt werden. Prinzipiell sollte bei der Bewertung von Gär-
produkten zwischen festen und flüssigen Gärreststoffen unterschieden werden, da sie 
aufgrund der unterschiedlichen Ausgangsprodukte deutliche Unterschiede in der Dün-
gewirkung und im Schadstoffgehalt aufweisen (KÖRDEL et al. 2007).  

Der Gesamtdüngemitteleinsatz ist in Deutschland nach einer Zunahme bis zum Ende 
der 1990er-Jahre gegenwärtig wieder etwas rückläufig, liegt aber noch immer über 
dem Niveau der frühen 1990er-Jahre (UBA 2007b). Eine Abnahme des 
N-Überschusses gründet sich in der Zunahme der N-Effizienz (dem Verhältnis von 
N-Zufuhr zur Abfuhr) (BACH und FREDE 2005). 

11.5.1.1 Novellierte Düngeverordnung 

1005. Eine besondere Bedeutung für die Verminderung der Nährstoffeinträge aus der 
Landwirtschaft und somit auch der Umsetzung der WRRL kommt der Düngeverord-
nung (DüV) zu. Diese wurde im Jahr 2006 novelliert, die letzte Änderung an der Ver-
ordnung trat am 27. Februar 2007 in Kraft. Die novellierte Verordnung über die Anwen-
dung von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln 
nach den Grundsätzen der gfP beim Düngen dient unter anderem der – erst durch ein 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH vom 14. März 2002, C-161/00) erzwun-
genen – vollständigen Umsetzung der Nitrat-RL in deutsches Recht. Ziel der Verord-
nung ist die Verminderung der stofflichen Risiken durch die Anwendung von Dünge-
mitteln und anderen Boden- bzw. Pflanzenhilfsmitteln auch außerhalb landwirtschaft-
lich genutzter Flächen. Die wesentlichen Inhalte der Verordnung betreffen: 

– die Vorgabe, den Düngebedarf vor jeder Düngung sachgerecht zu ermitteln, 

– die umgehende Einarbeitung von ausgebrachter Gülle, Jauche, Geflügelkot oder 
sonstigen organischen flüssigen Düngemitteln auf unbestellten Ackerflächen,  

– die Beschränkung der Ausbringung von Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft auf 
Acker- und Grünland auf einen Gehalt an Gesamtstickstoff im Durchschnitt der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche eines Betriebes auf 170 kg/ha, für Grünland und 
Feldgras auf Antrag und unter Einhaltung bestimmter Auflagen bis zu 230 kg/ha, 
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– ein Ausbringungsverbot von Düngemitteln mit wesentlichem Gehalt an verfügbarem 
Stickstoff bzw. Stickstoff oder Phosphat in den Wintermonaten (für Ackerland vom 
1. November bis zum 31. Januar und für Grünland vom 15. November bis zum 
31. Januar) und auf wassergesättigten, überschwemmten, schneebedeckten 
(durchgängig mehr als 5 cm) oder gefrorenen Böden, 

– ein Verbot der Ausbringung der genannten Düngemittel nach der letzten Ernte der 
Hauptfrucht auf Ackerland abgesehen von zwei festgelegten Ausnahmen, 

– die Verpflichtung zur Durchführung einer Bodenutersuchung hinsichtlich des 
Phosphatgehaltes auf jedem Schlag über einen Hektar mindestens alle sechs 
Jahre, 

– die Vorgabe, jährlich einen betrieblichen Nährstoffvergleich in Form einer Flächen-
bilanz oder als aggregierte Schlagbilanz zu erstellen. Dieser ist auf Anforderung der 
zuständigen Behörde vorzulegen. Derzeit besteht die Regelannahme der Einhaltung 
der gfP bei einem N-Überschuss von 90 kg/ha, welcher bis 2011 auf 60 kg/ha abge-
senkt wird und einem Phosphatüberschuss von 20 kg/ha. 

– die Verhinderung des Abschwemmens von Nährstoffen unter anderem durch einen 
generellen Mindestabstand zum Gewässer von 3 m bzw. 1 m, wenn eine genaue 
Platzierung des Düngers möglich ist. Bei einer Hangneigung von mehr als 10 % der 
Ackerfläche ist die Düngung bis zu einem Abstand von 3 m zum Gewässer generell 
verboten, für die verbleibende Fläche bis zu einem Abstand von 20 m müssen Maß-
nahmen zur Verhinderung der Abschwemmung ergriffen werden. 

Weitere Vorgaben in der Verordnung regeln die Aufzeichnungspflicht, weitergehende 
Anwendungsbeschränkungen und die Festlegung von Ordnungswidrigkeiten. 

Die Novelle der DüV ist in einigen Punkten als eine Verschärfung gegenüber der Ver-
sion vom 26. Januar 1996 zu bewerten. Das betrifft insbesondere die Verpflichtung zur 
sachgerechten Düngung, die festgelegten Mindestabstände zu Gewässern, eine – 
wenn auch geringe – Ausweitung des Zeitraumes, in dem keine Dünger ausgebracht 
werden dürfen und die Begrenzung des Einsatzes von Wirtschaftsdüngern tierischer 
Herkunft auf Grünland auf 170 kg Stickstoff pro Hektar. Ausbringungsobergrenzen wir-
ken, wenn man Wirtschaftsdüngerexporte ausklammert, in der Praxis wie Viehbesatz-
obergrenzen (OSTERBURG 2007). Negativ zu beurteilen ist, dass für Grünland die N-
Obergrenze durch eine Ausnahmeregelung, die bis zu 230 kg Stickstoff unter be-
stimmten Bedingungen zulässt, wieder aufgeweicht wurde. Diese Ausnahme muss 
allerdings von der Europäischen Kommission genehmigt werden und ist mit strengen 
Auflagen für die Landwirte verbunden. Deutschland hat für sich inzwischen eine bis 
Ende 2009 befristete Ausnahme erwirkt. Außerdem wurden in der novellierten Fassung 
die anzurechnenden Lagerungsverluste von Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft von 
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10 % für Gülle und Jauche sowie 25 % für Festmist auf 15 bis 45 % bzw. 30 bis 40 % 
angehoben. Die neuen Werte sind eine Anpassung an durchgeführte Berechnungen zu 
realen Lagerungsverlusten bei Wirtschaftsdüngern (BAUMGÄRTEL et al. 2003). 
Gleichzeitig bedeuten diese höheren Verlustwerte für einen Tierhaltungsbetrieb eine 
Anhebung der Viehbesatzbegrenzung auf über 200 kg Stickstoff pro Hektar aus tieri-
schen Ausscheidungen (OSTERBURG 2007). Dadurch wurde im Vergleich zur alten 
DüV für Ackerland die faktische Viehbesatzbegrenzung angehoben, während sie für 
Grünland allenfalls minimal abgesenkt wurde. 

Es bleibt offen, inwieweit diese beiden Neuerungen in der DüV dem Ziel eines weiter 
gehenden Schutzes der Gewässer vor Nitrat- bzw. Nährstoffeinträgen und somit auch 
der Umsetzung der WRRL zuwider laufen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
höchsten N-Überschüsse für Tierhaltungsbetriebe ermittelt wurden und gerade in Re-
gionen mit hoher Dichte des Viehbestandes bzw. von Veredelungs- oder Milch-
erzeugungsbetrieben die Wasserqualität hinsichtlich der Nährstoffeinträge weiterhin 
besonders problematisch ist. Aus diesem Grunde müssen hier dringend Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Stoffeinträge zu mindern (SRU 2004a; TAUBE et al. 2007; 
BAD o. J.). Die in der Nitrat-RL bzw. der neuen DüV festgelegten Ausbringungsober-
grenzen entsprechen etwa 2,2 bis 2,7 Großvieheinheiten pro Hektar, was zu einem 
Austrag an Nährstoffen führt, die an vielen Standorten und von vielen Früchten nicht 
mehr optimal verwertet werden können und somit zu Belastungen der Böden und 
sonstigen Ökosystemen führen. Deshalb sollte eine weitere Absenkung der Ausbrin-
gungsmengen angestrebt werden (s. a. SRU 2004a, Tz. 314). 

Die in der novellierten DüV zulässigen N-Überschüsse klingen nur im ersten Moment 
ambitioniert, da zu diesen Werten für eine Flächenbilanz noch der NH3-Verlust und die 
N-Deposition addiert werden müssen. Dies entspräche dann beispielsweise für einen 
Futterbaubetrieb mit einer Tierhaltung von 1,4 Großvieheinheiten (GV) je Hektar einem 
N-Überschuss von etwa 115 kg/ha (Bezugebene: Fläche) und 140 kg/ha (Bezugs-
ebene: Betrieb) (GUTSER 2006). Damit läge der Wert real deutlich oberhalb des von 
der Bundesregierung für das Jahr 2010 angestrebten Gesamtbilanz-Überschusses von 
80 kg/ha. 

Ein weiterer Kritikpunkt ist die Art, wie in Zukunft Bilanzierungen zu erstellen sind. Bis 
zum Inkrafttreten der Novelle war eine Hoftor- bzw. Betriebsbilanz gefordert, inzwi-
schen aber eine Flächenbilanz. 
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Nährstoffbilanzierung in der Landwirtschaft  

Die Nährstoffbilanzierung dient der Ermittlung der Nährstoffeffizienz bzw. von Nähr-
stoffverlusten innerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebes oder auf einer bewirt-
schafteten Fläche. Gegenübergestellt werden die Nährstoffein- und -austräge einer klar 
definierten Bezugsebene über einen bestimmten Zeitraum. Prinzipiell wird unterschie-
den zwischen einer Flächen- und einer Hoftor-/Betriebsbilanz. Bei der Flächenbilanz 
wird die Zufuhr an Nährstoffen in Form von Mineraldünger, organischem Dünger (Wirt-
schaftsdünger), Saatgut und der symbiontischen N-Bindung auf eine Fläche der Abfuhr 
in Form von Ernteprodukten gegenübergestellt. In die Betriebsbilanz fließen sämtliche 
Nährstoffe, die in einen Betrieb eingeführt werden wie Dünger, Saatgut, Futtermittel, 
Vieh und die symbiotische N-Bindung und die Abfuhr in Form von pflanzlichen und 
tierischen Produkten sowie organischem Dünger mit ein. Die Differenz der beiden Grö-
ßen bzw. das Saldo stellt unter anderem einen Indikator für die Umweltbelastung mit 
Nährstoffen dar (s. a. GUTSER 2006).  

Die Hoftorbilanz hat gerade für die verantwortlichen Institutionen aufgrund ihrer relati-
ven Unkompliziertheit den großen Vorteil der leichten Überwachbarkeit. Die Flächen-
bilanz insbesondere von Betrieben, in denen Tierveredelung oder auch Milchvieh-
haltung stattfindet, gestaltet sich dagegen komplizierter. Zur Berechnung der Bilanzen 
werden in der DüV entsprechende Leitwerte für die N-Fixierung je Frucht und N-Aus-
scheidung von Nutztieren genannt. Dagegen kann der Ertrag an Futtermitteln eines 
Betriebes nur abgeschätzt werden. Beide Punkte führen zu erheblichen Unsicher-
heiten, die eine Kontrolle bzw. Bewertung der Bilanzen erschweren und Unklarheiten in 
den Bilanzierungen Vorschub leisten (s. a. SRU 2004a, Tz. 306). Vor allem im tierhal-
tenden Betrieb ist die Aussagesicherheit eingeschränkt, wenn der Bilanzansatz ohne 
Stallbilanz gerechnet wird und somit keine unmittelbare Kontrolle möglich ist, ob der 
normativ ermittelte Wirtschaftsdüngeranfall zu den betrieblich angegebenen Futter-
erträgen passt. Gleichzeitig ist der Verwaltungsaufwand für die Behörden und die 
Landwirte höher (GUTSER 2006). Aus diesen Gründen konstatiert auch der Verband 
Deutscher Landwirtschaftlicher Untersuchungs- und Forschungsanstalten, dass die 
Flächenbilanz für eine außerbetriebliche Ergebnisverwendung ungeeignet ist und eine 
Hoftor-Flächenbilanz mit vergleichbarem Aufwand zuverlässigere Ergebnisse liefert 
(VDLUFA 2007). Begrüßenswert wäre daher eine Kombination der Hoftor- mit der 
Flächenbilanz, um die Nährstoffwege nachvollziehbar zu dokumentieren. Die Erstel-
lung einer Schlagbilanz ist insbesondere für die Selbstkontrolle der Landwirte und für 
die landwirtschaftliche Beratung sinnvoll. 

Bisher fehlt eine systematische Überprüfung der Wirkung der DüV. Um eine Bewertung 
der DüV-Novelle vornehmen zu können, wäre es dringend erforderlich, diese zeitnah 
einer Wirkungsanalyse zu unterziehen, insbesondere auch um frühzeitig – soweit not-
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wendig – weiter gehende Planungen zur Minderung der Nährstoffeinträge und somit 
auch zur Umsetzung der WRRL angehen zu können (OSTERBURG 2007). 

11.5.1.2 Stickstoffüberschussabgabe im Lichte der 
niederländischen Erfahrungen 

1006. In seinem Umweltgutachten 2004 hatte der SRU angeregt, die Möglichkeiten 
der Umsetzung einer N-Überschussabgabe in Deutschland zu prüfen (SRU 2004a, 
Tz. 326). Grundlage dieser Empfehlung waren eine Reihe von Vorteilen dieses Instru-
ments gegenüber den gegenwärtigen Bemühungen um die Einhaltung von Ausbrin-
gungsstandards und den Vorschlägen einer Abgabe auf Mineraldünger. Konzeptionell 
vereint die N-Überschussabgabe einen Ansatz der Regulierung an der eigentlichen 
Quelle der Nährstoffbelastung von Böden und Wasser, den N-Überschüssen, sowie die 
Effizienzvorteile einer Abgabenlösung gegenüber  ordnungsrechtlichen Instrumenten. 
Diese grundsätzliche Einschätzung teilt der SRU nach wie vor. Im Lichte der inzwi-
schen in der Literatur dokumentierten Erfahrungen mit der Umsetzung der N-Über-
schussabgabe in den Niederladen (Mineral Accounting System – MINAS) sind jedoch 
neue Aspekte bei der Beurteilung dieses Instruments hinzugetreten (MALLIA und 
WRIGHT 2004; OENEMA und BERENTSEN 2005). 

Ein fundamentales Problem der Anwendung einer N-Überschussabgabe liegt in der 
potenziellen Inkompatibilität mit den Auflagen der Nitrat-RL, nach der die jährliche 
Ausbringung einer Dungmenge mit einem N-Gehalt von mehr als 170 kg/ha auf land-
wirtschaftliche Fläche nicht zulässig ist. Die hohen, erst in den letzten Jahren stärker 
reduzierten abgabenfreien Sockelbeträge ermöglichten Nährstoffüberschüsse, die über 
die Auflagen der Nitrat-RL zuweilen deutlich hinausgingen. Da die 
N-Überschussabgabe keine absoluten Grenzwerte setzt, können Überschreitungen 
des EU-Grenzwertes nur mit ausreichend hohen Abgabesätzen ausgeschlossen wer-
den. Dementsprechend stellte der EuGH in seinem Urteil vom 2. Oktober 2003 fest, 
dass die Niederlande die Nitrat-RL durch sein Düngemittelrecht nicht umgesetzt haben. 
Die Niederlande waren daher verpflichtet, ihre düngemittelrechtlichen Regelungen auf 
Grundlage der Entscheidung des EuGH anzupassen, um die Grenzwerte der Nitrat-RL 
einzuhalten. Neben einer Erhöhung der Abgabensätze wurde gefordert, das Stichjahr 
für die Reduzierung der abgabenfreien Nährstoffmenge von 2008 auf 2003 vorzu-
ziehen. Trotz mehrerer Anpassungen der Abgabenfreibeträge der Nährstoffbilanzen 
und der Abgabensätze konnte die niederländische Regierung dem im Rahmen des 
MINAS-Systems nicht nachkommen. 

Zudem zeigte sich, dass das niederländische MINAS-System in der intensiven 
Schweine- und Geflügelzucht zu erheblichen Anwendungsproblemen führt (MALLIA 
und WRIGHT 2004, S. 69 ff.). Da diese Produktionssysteme nahezu alle Futtermittel 
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importieren und sich nur durch eine geringe bewirtschaftete Fläche auszeichnen, führ-
ten die sich in der Umsetzung von MINAS abzeichnenden Mess- und Analyse-
ungenauigkeiten in vielen Fällen zu unberechtigt hohen Abgabenverpflichtungen der 
Landwirte. Bereits geringe Abweichungen der Nährstoffanteile in der Güllefracht der 
Höfe aufgrund der flächenspezifischen Bemessungsgrundlage verursachten bereits 
spürbare Belastungen, deren Rechtfertigung häufig unklar und schwer nachzuvollzie-
hen war. Tatsächlich erreichten die Mess- und Analysefehler oft relativ hohe Dimensio-
nen, sodass die Abgabenlast häufig unangemessen hoch war. Hielten sich diese 
Probleme zu Beginn der Implementierungsphase aufgrund der hohen Abgabefrei-
beträge der Nährstoffsalden und der relativ geringen Steuersätze noch in Grenzen, 
führten die auf Betreiben der Europäischen Kommission notwendigen Korrekturen zu 
einem erheblichen Anstieg der Abgabenlast und damit zu enormen politischen Wider-
ständen, die sich sowohl in Einwendungen gegen die Abgaben als auch durch rechts-
widrige Praktiken der Datenerfassung und Gülleentsorgung äußerten. Gleichermaßen 
schätzte auch das niederländische National Institute for Public Health and Environment 
in zwei Monitoring-Berichten zusammenfassend ein, dass MINAS zwar in den Berei-
chen Milchviehhaltung und Ackerbau Effektivität und Effizienz bei hinreichend an-
spruchsvollen Abgabensätzen und Abgabenfreibeträgen vereint, sich aber für wenig 
flächenintensive Produktionsweisen wie der Schweine- und Geflügelzucht nicht eignet 
(RIVM 2002; 2004).  

Diese Erfahrungen sind für die Bewertung der N-Überschussabgabe von hoher Rele-
vanz. So resultiert aus der Anwendung großzügiger Abgabenfreibeträge eine wesentli-
che Einschränkung der Lenkungswirkung der N-Überschussabgabe. Da die Wirkung 
zusätzlicher Nährstoffverluste von der bereits vorhandenen Hintergrundbelastung und 
dem Charakter der gefährdeten Gewässer bestimmt wird, kann nicht davon ausgegan-
gen werden, dass Nährstoffverluste unterhalb eines Sockelbetrags  nur vernachlässig-
bare Umweltschäden verursachen. Daher ist die Anwendung eines Abgabensatzes 
grundsätzlich für jede Einheit des Bilanzüberschusses geboten. Zur Vermeidung unnö-
tiger Belastungen käme die Anwendung einer Progressionsstufe des Abgabensatzes 
infrage. Hierdurch wäre sicherzustellen, dass die in der DüV geltenden, für die Einhal-
tung der gfP maßgeblichen N-Überschüsse nicht deutlich überschritten werden. Regio-
nale Belastungsunterschiede der Nährstoffeinträge sollten in einer Differenzierung der 
Abgabensätze Berücksichtigung finden.  

Besondere Aufmerksamkeit erfordert die Bestimmung und Kontrolle der Bilanzüber-
schüsse als Bemessungsgrundlage. Hierbei gilt es insbesondere durch Messprobleme 
verursachte ungerechtfertigte Abgabenbelastungen und damit verbundene, illegale 
Ausweichaktivitäten der Landwirte zu verhindern. Dieses Problem lässt sich mit hinrei-
chender Genauigkeit durch die Anwendung von Schätzwerten (Nährstoffausscheidun-
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gen nach DüV) zur Berechnung der Nährstoffsalden aus den Daten der Hoftor-
Flächenbilanz vermeiden (s. Tz. 1005). 

1007. Die Vielschichtigkeit der Vollzugsprobleme verschiedener Instrumente der 
Nährstoffpolitik erfordert die Berücksichtigung der Potenziale eines innovativen Instru-
mentenmix. Neben ordnungsrechtlichen Auflagen und preislichen Instrumenten wie der 
N-Überschussabgabe werden daher auch neuartige Ansätze einer flexiblen Mengenre-
gulierung wie etwa des Handels mit Wasserqualitätsrechten diskutiert (EPA 2007). 
Derartige fluss- bzw. wassereinzugsgebietsbezogene Handelssysteme erlauben die 
Berücksichtigung aller maßgeblichen Nährstoffquellen, da die Betreiber von Punkt-
quellen und Verursacher diffuser Einträge den Nachweis spezifischer Minderungen von 
Nährstoffeinträgen auch durch den Erwerb von Vermeidungszertifikaten anderer Emit-
tenten erbringen können. Auf diese Weise lassen sich zusätzliche kostengünstige 
Vermeidungsmaßnahmen in der Landwirtschaft aktivieren, sodass zukünftige Verbes-
serungen der Wasserqualität geringere wirtschaftliche Belastung nach sich ziehen und 
damit eine bessere politische Durchsetzbarkeit versprechen. Zudem kann der Handel 
mit Wasserqualitätsrechten die öffentlichen Haushalte entlasten, da die privaten 
Transaktionen Anreize zur Umsetzung besonders kosteneffizienter Maßnahmen set-
zen, was die Notwendigkeit finanzieller Kompensation aus den Mitteln der Landwirt-
schaftsförderung (CC, Agrarumweltprogramme) reduziert. Erfolg versprechende Vorar-
beiten der Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft weisen auf die prinzipielle An-
wendbarkeit hierzu notwendiger standardisierter Maßnahmenpakete hin. Hierzu zählt 
unter anderem die Beurteilung der Wirksamkeit von Maßnahmen zur Verminderung 
von Nährstoffeinträgen nach Maßgabe klar abgrenzbarer Ausgangsbedingungen in 
unterschiedlichen Boden-Klima-Räumen, Betriebsformen und Flächennutzungskatego-
rien (OSTERBURG und RUNGE 2007). Eine vergleichende Evaluation der verschie-
denen Instrumentenoptionen sollte daher auch den Handel mit Wasserqualitätsrechten 
einschließen, um die Potenziale und Synergieeffekte einer stärker integrativen Nähr-
stoffpolitik auszuloten. 

11.5.2 Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 

1008. Die Zulassung und die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unterliegt einer 
umfassenden Regulierung (s. Kap. 8.6). Eine Zulassung darf nur erfolgen, wenn die 
vorgeschriebene Anwendung erwarten lässt, dass kein unannehmbarer Schaden für 
Mensch und Umwelt entsteht. Allerdings ist bekannt, dass die bestimmungsgemäße 
(d. h. entsprechend der Zulassungsauflagen) und sachgerechte Anwendung nur unge-
nügend umgesetzt wird (Tz. 761). Auch die Funde im Grundwasser und die Über-
schreitungen der Rückstandshöchstmengen für einheimisches Obst und Gemüse 
(Tz. 748 f.) weisen darauf hin, dass die gfP nicht eingehalten wird. Die Umsetzung der 
bestimmungsgemäßen und sachgerechten Anwendung wird nur mangelhaft kontrolliert 
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und es fehlen Anreize zur reduzierten Verwendung von Pflanzenschutzmitteln. Der 
Inlandsabsatz an Pflanzenschutzmittelwirkstoffen ist in Deutschland seit über zehn 
Jahren weitgehend konstant (Tz. 747). 

Im Oktober 2004 veröffentlichte das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft ein „Reduktionsprogramm chemischer Pflanzenschutz“ 
(BMVEL 2004). Darin werden verstärkte Bemühungen gefordert, Risiken durch die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln weiter zu reduzieren, die Anwendungsmengen 
strikt auf das notwendige Maß zu begrenzen und die Anwendungen transparenter zu 
machen. Im März 2005 hatten die Agrarminister der Länder mit Blick auf das Reduk-
tionsprogramm mitgeteilt, dass der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in zehn Jahren 
um 15 % vermindert werden könnte (AMK 2005). Im Reduktionsprogramm wurden 
allerdings keine quantitativen Minderungsziele formuliert. Ohne derartige Ziele und 
ohne konkrete indikationsspezifische Maßnahmen und Handlungsanweisungen (fest-
gelegt in der gfP) wird das Programm aber weitgehend wirkungslos bleiben. 

Auch in der im Juli 2006 von der Europäischen Kommission veröffentlichten Themati-
schen Strategie zur nachhaltigen Nutzung von Pflanzenschutzmitteln (Europäische 
Kommission 2006b) fehlen Vorschläge für ein quantitatives Minderungsziel oder eine 
Abgabe für Pflanzenschutzmittel. Nach Ansicht der Europäischen Kommission fehlen 
hierfür noch Informationen, etwa über eine Referenz für ein Minderungsziel (Baseline 
consumption) oder Informationen zur differenzierten Betrachtung der Pflanzenschutz-
mittel bzw. Unterscheidung der Pflanzenschutzmittelwirkstoffe in verschiedene Risiko-
kategorien. Dies wäre notwendig, um bei einer Pflanzenschutzmittelabgabe eine 
Risikoreduktion und nicht einfach nur eine Mengenreduktion zu erreichen. Die Kom-
mission sieht aber die Möglichkeit, dass auf lange Sicht durch die in der Pflanzen-
schutzmittelstrategie vorgeschlagenen Vorgaben zur Datensammlung und Indikatoren-
entwicklung die zur Festlegung eines geeigneten Reduktionszieles notwendigen Daten 
erbracht werden könnten (Europäische Kommission 2006b). Im Übrigen schlägt die 
Europäische Kommission vor, auf Ebene der Mitgliedstaaten jeweils für sie angepasste 
Abgabensysteme zu konzipieren. Zur Stärkung der Akzeptanz einer Abgabe auf Pflan-
zenschutzmittel sollte diese zu Zwecken der nachhaltigen Nutzung von Pflanzen-
schutzmitteln verwendet werden und nicht im Staatsbudget „verschwinden“. 

1009. Es ist bedauerlich, dass die Europäische Kommission weder konkrete Vor-
schläge für ein quantitatives Minderungsziel noch für eine Abgabenregelung vorgelegt 
hat. Zwar ist es wichtig, die Ziele und Abgaben an den Eigenschaften der Wirkstoffe zu 
orientieren. Eine pauschale Minderungsvorgabe und eine nicht nach dem Risiko diffe-
renzierende Besteuerung bergen die Gefahr, dass schwach wirksame Pflanzen-
schutzmittel durch geringere Mengen hochwirksamer Pflanzenschutzmittel substituiert 
werden. Es gibt aber bereits heute eine Vielzahl von Indikatoren, die geeignet wären 
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Minderungsziele festzulegen, zum Beispiel die Anwendungsintensität (s. u.), Mindest-
rückstände (Höchstmengen) in Lebensmitteln und der Anteil des ökologischen Land-
baus oder der Integrierten Landwirtschaft (Europäisches Parlament 2003). Auch im 
Hinblick auf eine Abgabe auf Pflanzenschutzmittel gibt es Indikatoren, die das unter-
schiedliche Risiko der Wirkstoffe quantifizieren können (Tz. 750 f.). Wenn diese Indi-
katorensysteme auch noch nicht in allen Mitgliedstaaten angewendet werden und teils 
noch nicht ausgereift sind, so wären doch Vorgaben der Europäischen Kommission für 
ein quantitatives Minderungsziel und für die Einführung einer EU-weiten risikobasierten 
Abgabe auf Pflanzenschutzmittel ein wichtiger Impuls zur Reduzierung des Eintrags 
von Pflanzenschutzmitteln gewesen. 

11.5.2.1 Festlegung quantitativer Minderungsziele 

Erhebung des tatsächl ichen Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln 
(Behandlungsindex) 

1010. Als Behandlungsindex wird die Menge der ausgebrachten Pflanzenschutzmittel 
– bezogen auf die zugelassene Aufwandmenge und die Anbaufläche der Kultur – 
bezeichnet. Wird beispielsweise nur die Hälfte der Weizenanbaufläche mit Pflanzen-
schutzmitteln behandelt und zudem die zugelassene Pflanzenschutzmittelmenge um 
30 % reduziert, ergibt sich ein Behandlungsindex von 0,5 x 0,7 = 0,35. Dieser Teil-
index, der für jede Einzelanwendung eines Pflanzenschutzmittels auf der betrachteten 
Anbaufläche berechnet wird, ergibt mit den Teilindizes aller anderen Einzelanwendun-
gen in der Summe den Behandlungsindex (ROßBERG 2007). Der Behandlungsindex 
ist damit ein Indikator für die Intensität der Pflanzenschutzmittelanwendung. Ein Vorteil 
dieser Methode ist, dass der Wechsel zum Beispiel von einem älteren Pflanzen-
schutzmittel zu einem neueren mit geringerer Aufwandmenge nicht dadurch automa-
tisch zur Verringerung des Behandlungsindexes führt, da die Menge des ausgebrach-
ten Pflanzenschutzmittels auf die jeweils zugelassene Menge bezogen wird, die bei 
einem neueren Mittel geringer sein wird. 

Zur Ermittlung des Behandlungsindex wurden in Deutschland von 2000 bis 2005 erste 
Erhebungen im Acker-, Hopfen-, Obst-, Wein- und Gemüseanbau durchgeführt. Die 
Erhebungen wurden von der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) im Rahmen eines Stichprobenverfahrens teils in enger Zusammenarbeit mit den 
entsprechenden Anbauverbänden durchgeführt. In den anonymen Erhebungen wurde 
abgefragt, welche Pflanzenschutzmittelmengen die jeweiligen Betriebe auf ihre Anbau-
flächen ausgebracht hatten. Daraus wurde der Behandlungsindex ermittelt und für be-
stimmte Kulturen und für bestimmte Boden-Klima-Regionen gemittelt. Die Erhebungen 
sollen regelmäßig wiederholt werden, um die Indizes mittelfristig zu stabilisieren (z. B. 
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um unterschiedliche klimatische Bedingungen einzelner Jahre herauszumitteln) und 
einen Trend beschreiben zu können (BBA 2006). 

Die Behandlungsindizes variieren zwischen den Anbaukulturen (ROßBERG 2007), 
können aber auch innerhalb einer Anbaukultur je nach Anbaugebiet unterschiedlich 
sein (ROßBERG o. J.). Die Unterschiede beruhen vorwiegend auf den verschiedenen 
klimatischen Gegebenheiten und dem unterschiedlichen Auftreten von Krankheiten und 
Schädlingen. Eine Streuung beim Behandlungsindex innerhalb eines Anbaugebietes 
deutet aber auf Anwendungen hin, die über das notwendige Maß hinausgehen. Der 
Behandlungsindex enthält allerdings keine Aussage darüber, ob geringere Pflanzen-
schutzmittelanwendungen zu Ertragseinbußen geführt haben oder nicht. Um Betriebe 
davon zu überzeugen, dass eine reduzierte Aufwandmenge nicht notwendigerweise 
einen niedrigeren Ertrag bedeutet, wäre die Verknüpfung des Behandlungsindex mit 
dem Ertrag der Fläche sinnvoll. 

Der Behandlungsindex ist mittlerweile als geeignetes quantitatives Maß zur Beschrei-
bung der Intensität des chemischen Pflanzenschutzes politisch anerkannt (Europäi-
sches Parlament 2003). Die Ermittlung der Behandlungsindizes ist zur Festlegung und 
Überprüfung eines Minderungszieles geeignet und notwendig und sollte rechtlich ver-
ankert werden. Dann wäre die Ermittlung der Behandlungsindizes nicht mehr abhängig 
von der Haushaltslage und der oft wechselnden Prioritätensetzung durch die Politik 
(PAN 2004).  

Fest legung quanti tat iver Minderungsziele 

1011. EU-weite oder nationale quantitative Minderungsziele für die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln sind von verschiedenen Seiten empfohlen worden. So empfiehlt 
der Umweltausschuss des Europäischen Parlaments eine Reduktion von 50 % in zehn 
Jahren (Europäisches Parlament 2003), der SRU 30 % in Deutschland bis 2008 (SRU 
2004a, Tz. 348), die Agrarminister der Länder 15 % in Deutschland in zehn Jahren 
(AMK 2005), das Pestizid Aktions-Netzwerk 30 % in Deutschland innerhalb von vier 
Jahren (PAN 2006). Auch Dänemark schlägt in seiner Kommentierung der Pestizid-
strategie die Einführung eines quantitativen Minderungsziels vor. Eine substanzielle 
Minderung sei ohne signifikante Kosten für die Landwirte möglich (Rat der Europäi-
schen Union 2006). In seiner Sitzung Ende Juni 2007 erneuerte der Umweltausschuss 
des Europäischen Parlaments seine Forderung nach einem quantitativen Reduktions-
ziel der genutzten Pflanzenschutzmittel von 25 % innerhalb von fünf Jahren und von 
50 % innerhalb von zehn Jahren (Pressemitteilung des Europäischen Parlamentes 
vom 26. Juni 2007).  

Die Vorgabe einer reinen Mengenreduktion ist aber nicht sinnvoll. Es besteht die Ge-
fahr, dass konventionelle durch hochwirksame Pflanzenschutzmittel ersetzt werden, 



785 

ohne dass eine Reduktion des Gesamtrisikos erreicht wird. Als Zielvorgabe bzw. Er-
folgskontrolle eignet sich vielmehr der Behandlungsindex (Tz. 1010). Das Minderungs-
ziel sollte auf dieser Basis entwickelt werden und in das Reduktionsprogramm bzw. in 
die Strategie aufgenommen werden. Ein Ziel könnte es zum Beispiel sein, die Über-
schreitungen des mittleren Behandlungsindex einer Anbaukultur in einer Region inner-
halb von fünf Jahren auf maximal 10 % zu reduzieren.  

11.5.2.2 Finanzielle Anreizinstrumente zur Verminderung des 
Pflanzenschutzmitteleinsatzes 

1012. Aus umweltökonomischer Perspektive resultiert der übermäßige Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln aus der fehlenden Berücksichtigung aller gesellschaftlichen 
Kosten durch die einzelnen Verwender. Ein Ansatzpunkt zur Schließung dieser Kos-
tenlücke sind Abgaben auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. Diese dienen dem 
Ziel, durch eine Faktorpreiserhöhung Anreize zu einem sparsamen und ökologisch 
verträglichen Pflanzenschutzmitteleinsatz zu induzieren. Gleichzeitig wirken Informati-
onsdefizite bei vielen Landwirten dem optimalen Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
entgegen. Mangelndes Wissen über die Wirkung der Pflanzenschutzmittel auf die Um-
welt und Defizite in der Ausstattung und Anwendung technischer Gerätschaften führen 
nach Ansicht von Experten zu einer unangebrachten Ausbringung und damit Über-
dosierung von Pflanzenschutzmitteln. Hier kann eine bessere Beratung und Kontrolle 
zur Problemlösung beitragen. Deren Finanzierung aus öffentlichen Mitteln stößt jedoch 
zunehmend auf Budgetprobleme (SRU 2007b). Eine Verknüpfung der Lenkungs- und 
Finanzierungsfunktion einer Abgabe auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist da-
her nahe liegend. 

1013. Praktische Erfahrungen zeigen, dass die Lenkungswirkung einer 
Pflanzenschutzmittelabgabe vor allem in längerfristiger Perspektive zu einer spürbaren 
Verringerung der Umweltbelastung führen kann. Die Preiselastizität der Pflanzen-
schutzmittelnachfrage ist zwar kurzfristig vergleichsweise gering, kann aber über einen 
längeren Zeithorizont durchaus relevante Größenordnungen annehmen 
(HOEVENAGEL et al. 1999, S. 39; WAIBEL und FLEISCHER 2001, S. 4). Somit ist 
durch die Einführung einer Pflanzenschutzmittelabgabe erst mittelfristig mit einer spür-
baren Einsatzreaktion zu rechnen. Um sofort einen hohen Lenkungseffekt zu errei-
chen, müssten die Pflanzenschutzmittel sehr hoch besteuert werden. Die geringe Elas-
tizität ist ein Indiz für vergleichsweise hohe Kosten einer schnellen Reduzierung der 
Pflanzenschutzmittelverwendung für die Landwirte. Bei der gegebenen Anbaustruktur 
und der zum Einsatz kommenden Anbautechnik stehen den Bauern kurzfristig nur we-
nige kostengünstige Alternativen zum Einsatz der verfügbaren Pflanzenschutzmittel zur 
Verfügung. 
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Eine Bewertung der wirtschaftlichen Lasten der notwendigen landwirtschaftlichen An-
passung ist allerdings auch vor dem Hintergrund der Marktverzerrungen durch die eu-
ropäische Agrarpolitik vorzunehmen. Ein Teil der hohen betriebswirtschaftlichen Kos-
ten der Reduzierung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes dürfte nur dadurch entstehen, 
dass die Erträge aus dem mit hohem Pflanzenschutzmitteleinsatz verbundenen Anbau 
bestimmter Kultursorten durch Agrarsubventionen künstlich überhöht werden. Der 
landwirtschaftliche Anbau wird zum erheblichen Teil unter Inanspruchnahme förder-
politischer Privilegien betrieben, sodass umweltbelastende Agrarstrukturen konserviert 
werden. Dementsprechend lohnt sich für die geförderten Betriebe auch ein umfang-
reicherer Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. Unter marktkonformen Bedingungen ist 
sowohl eine veränderte Agrarstruktur als auch eine veränderte Anbaumenge zu er-
warten. Eine weitere Reduzierung der Landwirtschaftssubventionen käme der Anpas-
sungsflexibilität der Landwirte entgegen und lässt daher eine höhere Lenkungswirkung 
einer Pflanzenschutzmittelabgabe erwarten. Setzt man beispielsweise die Schätzun-
gen der Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (FAL) zu den Folgen einer weite-
ren Liberalisierung der Landwirtschaft und die vorliegenden normierten Pflanzen-
schutzmittel-Behandlungsindizes für Deutschland (Tz. 1010) zueinander in Beziehung, 
lassen sich Anhaltspunkte für Wirkungen einer Veränderung der europäischen Agrar-
politik auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln gewinnen (GAY et al. 2003; 
ROßBERG et al. 2002). So zeigt ein Vergleich der mit dem Behandlungsindex ge-
wichteten Flächennutzungen mit Ackerbaukulturen (Getreide, Ölsaaten, Kartoffeln und 
Zuckerrüben) in Deutschland vor und nach einer vollständigen Marktliberalisierung, 
dass die Behandlungsintensität mit Pflanzenschutzmitteln allein durch den Subventi-
onsabbau und die Marktöffnung im Ackerbau um ein gutes Drittel sinken könnte. Die 
tatsächliche Entwicklung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes wird jedoch von der allge-
meinen Marktentwicklung abhängen. Die derzeit beobachtbaren steigenden Markt-
preise legen eine höhere Bewirtschaftstungsintensität der landwirtschaftlichen Flächen 
für die Zukunft nahe, was diese optimistische Prognose relativiert. 

1014. Erfahrungen aus Schweden und Norwegen bestätigen die moderaten kurzfristi-
gen Mengeneffekte im Pflanzenschutzmitteleinsatz im Zuge der Einführung der Ab-
gabe (HOEVENAGEL et al. 1999). Allgemein ist es schwierig, die Effekte der Abgabe 
von den Lenkungswirkungen anderer Instrumente wie Beratung, Überwachung und 
veränderte Schadwirkung der Inhaltsstoffe von Pflanzenschutzmitteln zu trennen. Die 
Einnahmen der Abgabe wurden in den genannten Ländern in erster Linie in Bera-
tungsprogramme investiert. Ein großer Teil der Wirkung der Abgabe wird daher der 
Lenkungswirkung der Beratungsprogramme zugeordnet. Dänische Erfahrungen zei-
gen, dass eine bloße aufkommensneutrale Gestaltung mit Rückgabe an die Landwirte 
die Gefahr einer Kompensation der Effekte durch zusätzliche landwirtschaftliche Pro-
duktion impliziert (HOEVENAGEL et al. 1999). Trotz der gestiegenen Produktions-
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kosten erhöhen sich durch die Rückgabe der Abgabenerträge die durchschnittlichen 
Gewinne der Landwirte, wodurch die Attraktivität des Marktzutritts erhöht wird (soge-
nannter Revenue-Recycling-Effekt). Dieser Effekt wäre allerdings auch in Grenzen bei 
einer zweckgebundenen Verwendung in der Landwirtschaft etwa für Beratungsleistun-
gen gegeben. Allerdings dürfte der Effekt hier wesentlich geringer als bei einer pau-
schalen Rückgabe sein. 

1015. Von wesentlicher Bedeutung für die Umweltwirksamkeit einer Abgabe ist die 
Bemessungsgrundlage. Grundsätzlich lässt sich hierbei zwischen einer wert- und einer 
wirkstoffbezogenen Mengenabgabe unterscheiden. Eine Orientierung des Abgaben-
satzes am Pflanzenschutzmittelpreis (Wertabgabe) ist nicht unproblematisch. Sinkt 
etwa der Preis der Pflanzenschutzmittel durch technischen Fortschritt und fallende 
Produktionskosten, besteht keine Garantie, dass die sinkende Abgabenlast mit einer 
reduzierten Umweltbelastung der am Markt erhältlichen Pflanzenschutzmittel einher-
geht. Aber auch Abgaben auf die Menge der Pflanzenschutzmittelwirkstoffe sind im 
Sinne der Belastungswirkung nicht hinreichend lenkungswirksam, da auch hier durch 
wirkstoffseitige Entwicklungsfortschritte die Umweltwirksamkeit einer festen Menge an 
aktiven Pflanzenschutzmittelwirkstoffen steigen kann, ohne dass sich dies auf die 
steuerliche Belastung auswirkt.  

Eine angemessenere Lösung wäre eine Abgabe auf die mit ihrer Human- und Um-
welttoxizität gewichtete Wirkstoffmenge. Nur unter diesen Bedingungen können die 
Grenzschäden des Pflanzenschutzmitteleinsatzes näherungsweise kompensiert wer-
den, weil diese vor allem von den Einsatzbedingungen abhängen. Auch kann mit die-
ser Bemessungsgrundlage sichergestellt werden, dass eine Reduzierung der Umwelt-
schäden durch Substitutionen zwischen unterschiedlichen Pflanzenschutzmitteln auch 
ohne eine Mengenreduktion erreichbar ist (PEARCE und KOUNDOURI 2003). Offen-
bar verursacht die Substitution unterschiedlicher Pflanzenschutzmittel für die Landwirte 
geringere Kosten als eine Verringerung des gesamten Pflanzenschutzmitteleinsatzes 
durch geringere Anbaumengen oder den Wechsel der Kulturpflanzen. Daher kann 
durch eine risikobasierte Festlegung der Abgabensätze trotz geringer Reduktion der 
gesamten Pflanzenschutzmittel-Ausbringungsmenge eine Substitution umweltschädli-
cher durch weniger die Umwelt belastende Wirkstoffe angeregt werden. Dementspre-
chend lässt sich die gleiche Umweltentlastung mit geringeren volkswirtschaftlichen 
Kosten erreichen. 

1016. Ansatzpunkt für eine derartige risikobasierte Bemessungsgrundlage könnte der 
von der BBA entwickelte Risikoindex SYNOPS sein (Tz. 750). Dieses Modell, das auch 
die Exposition der Wirkstoffe in die Umwelt berücksichtigt, ist aber zu komplex, um es 
auf alle in der EU gehandelten Wirkstoffe anzuwenden. Eine pragmatischere Vorge-
hensweise wäre es, sich auf die Bewertung der intrinsischen Eigenschaften der 
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Wirkstoffe zu beschränken und darauf bezogen die Wirkstoffe in drei Kategorien ein-
zuteilen: geringes, mittleres und hohes Risiko. Mit der Zuordnung der Wirkstoffe zu 
Gruppen wird vermieden, die Wirkstoffe einzeln untereinander zu vergleichen. Voraus-
setzung dafür wäre, dass jedem Wirkstoff eine einzelne Risikokennziffer zugeordnet 
werden kann. Das ist aber nicht möglich, weil die unterschiedlich gefährlichen Auswir-
kungen der Wirkstoffe in den unterschiedlichen Medien nicht verglichen und aggregiert 
werden können. Selbst die verschiedenen Toxizitäten innerhalb eines Mediums sind 
schwer vergleichbar (wiegt die Toxizität gegenüber einem Fisch schwerer als gegen-
über einem Wasserfloh (Daphnie)?). Noch problematischer wird es, die gesamten 
ökotoxischen Eigenschaften in der Umwelt auf eine Zahl zu aggregieren. Auch beim 
oben erwähnten Indikator SYNOPS werden nur die einzelnen Endpunkte der Wirk-
stoffe (z. B. chronische Toxizität gegenüber Daphnien) miteinander verglichen. Dem-
gegenüber sind aber Zuordnungen der Wirkstoffe zu Gruppen durchaus dann möglich, 
wenn sie darauf beruhen, dass bestimmte Schwellenwerte Auslöser für die Eingruppie-
rung der Wirkstoffe werden. Vorstellbar wäre dann, dass es für alle Endpunkte (akute 
Humantoxizität, Kanzerogenität, Mutagenität, Teratogenität, hormonelle Wirksamkeit, 
Persistenz, Bioakkumulierbarkeit, akute und chronische Toxizität gegenüber Fischen, 
Daphnien, Algen, Regenwürmern, Bienen) Schwellenwerte oder Ja/Nein-Entscheidun-
gen gibt, die eine Einteilung in geringes, hohes oder mittleres Risiko zulassen. 

Eine Einteilung der Wirkstoffe in Risikokategorien ist auch im Vorschlag der Europäi-
schen Kommission für eine novellierte Pflanzenschutzmittelrichtlinie enthalten (vgl. 
Kap. 8.6). Allerdings fehlen dort noch die Bewertungskriterien. Sinnvoll wäre es, sich 
bei den Bewertungskriterien für die Pflanzenschutzmittelabgabe so weit wie möglich an 
die Bewertungskriterien der Richtlinie zu halten. Dann würde die Kategorisierung der 
Wirkstoffe über ihre Aufnahme in die Anhänge der neuen Pflanzenschutzmittelregelung 
erfolgen. Damit kann jeder Verkäufer oder Käufer eines Pflanzenschutzmittels nach-
vollziehen, warum die Abgabe auf das Pflanzenschutzmittel höher oder niedriger aus-
fällt. 

1017. Die Vereinbarkeit einer Pflanzenschutzmittelabgabe mit deutschem und 
europäischem Recht wurde von MÖCKEL (2007) untersucht. Nach MÖCKEL lassen 
sich Abgaben sowohl für Pflanzenschutz- als auch für Düngemittel ohne größeren 
Verwaltungsaufwand als Verbrauchssteuern bei den Herstellern und Händlern durch 
den Bund erheben. Sie sind bei einer sachlichen und nicht diskriminierenden Ausges-
taltung mit dem Europarecht vereinbar und befördern den Reformprozess in der ge-
meinsamen Agrarpolitik. Der im Grundgesetz verankerte Schutz der Umwelt und 
menschlichen Gesundheit rechtfertigt auch die verbundenen Beschränkungen der 
Grundrechte. 
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Insgesamt ist als finanzieller Anreiz zur Minderung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes 
ein risikobasiertes Abgabensystem für Pflanzenschutzmittel einzuführen. Die Abgabe 
sollte so gestaltet werden, dass sie mit einer moderaten Abgabenlast vor allem mittel- 
bis langfristige Lenkungswirkungen auslöst. Erfahrungsgemäß ist die Lenkungswirkung 
aufgrund neuer technischer Entwicklungen und wachsender Kenntnisse über Alternati-
ven zum Pflanzenschutzmitteleinsatz langfristig höher. 

11.5.2.3 Verbesserung der Beratung 

1018. Die Erhebungen der BBA zeigen, dass es eine breite Streuung beim Behand-
lungsindex gibt (Tz. 1010). Aufklärung und Beratung können die Fehlanwendungen 
oder übermäßigen Anwendungen reduzieren. Allerdings muss die Beratung regelmä-
ßig erfolgen. Eine Beratung umfasst auch die strategische Planung, zum Beispiel den 
Anbau günstiger Sorten oder die Vermeidung von Schädlingsbefall durch Fruchtfolge. 
Zurzeit wird die offizielle Beratung der Länder jedoch eher abgebaut. Sie war ohnehin 
eher ökonomisch ausgerichtet (mündliche. Mitteilung der BBA, 17. Januar 2007). Sinn-
voll wären zertifizierte, vereidigte, in der Verantwortung der Naturschutzbehörde ste-
hende Berater, die mit dem Ziel der Reduktion des Pflanzenschutzmitteleinsatzes be-
raten würden. Eine solche Beratung könnte aus den Erträgen einer risikobasierten Ab-
gabe auf Pflanzenschutzmittel verursachergerecht finanziert werden. Der Sonder-
abgabe käme somit zumindest kurzfristig primär eine Finanzierungsfunktion zu. Grund-
sätzlich sollte eine Pflanzenschutzmittelberatung für kleinere Betriebe finanziell geför-
dert werden. 

1019. Ergänzend zu den vorgeschlagenen Maßnahmen ist auf die Möglichkeit 
hinzuweisen, empfindliche Bereiche in Natur und Landschaft, wie Gewässer oder be-
stimmte Lebensräume, durch Pufferstreifen vor Pflanzenschutzmitteleinträgen zu 
schützen (s. Tz. 762). Eine reformierte obligatorische Flächenstilllegung nach dem 
Vorbild Frankreichs (vgl. NITSCH und OSTERBURG 2007) oder der national envelope 
könnten als Instrumente für diesen Zweck eingesetzt werden. Außerdem sollte die gfP 
so konkretisiert werden, dass sie indikationsspezifische Maßnahmen und Handlungs-
anweisungen enthält. 

11.5.3 Tierarzneien 

1020. Aus Vorsorgegründen zum Schutz der Böden und Gewässer vor 
Arzneimitteleinträgen und zur Minderung der Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen ist 
es in der landwirtschaftlichen Tierhaltung erforderlich, den Einsatz hochwirksamer 
Medikamente, wie zum Beispiel Antibiotika, auf das unabdingbar gebotene Mindest-
maß zu reduzieren. Dafür müssen zusätzliche Auflagen und Anreize geschaffen wer-
den, um die Haltungsbedingungen zu optimieren. Der Erfolg der Maßnahmen muss an 
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der Verringerung des Antibiotikaverbrauchs erkennbar werden, insbesondere seit dem 
Inkrafttreten des Verbots zum Zusatz von Antibiotika in Futtermitteln. Außerdem sollte 
der Einsatz von sogenannten Reserveantibiotika für humanpathogene Problemkeime 
in der Landwirtschaft nur in Ausnahmefällen zur Behandlung einzelner Tiere zugelas-
sen werden. Die beispielsweise von der Tierärztekammer erarbeiteten Leitlinien zum 
Umgang mit Antibiotika in der Tierhaltung sollten rechtsverbindlich ausgestaltet wer-
den. Des Weiteren sind die bestehenden Lücken in der Kontrolle und der Beratung bei 
der Anwendung von Tierarzneimitteln zu schließen. Es empfiehlt sich zudem, die Arz-
neimittelverbräuche in diesem Wirtschaftssektor transparenter auszugestalten, um eine 
adäquate Risikobewertung zu ermöglichen. Hierfür könnte die derzeit rechtlich verbind-
liche Aufzeichnungspflicht für Tierärzte bei der Abgabe von apotheken- und verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln als Basis zur Erfassung des Verbrauchs von Antibiotika 
und Antiparasitika in der Landwirtschaft dienen (SRU 2007b).  

11.6 Ökologischer Landbau 
1021. Der ökologische Landbau ist ein an der Idee der Kreislaufwirtschaft orientiertes 
Landwirtschaftssystem, das insbesondere durch den weitgehenden Verzicht auf mine-
ralische Stickstoffdünger und Pflanzenschutzmittel sowie die flächengebundene Tier-
haltung gekennzeichnet ist (vgl. EG-Öko-Verordnung – VO (EWG) 2092/91). Ur-
sprünglich aus privater Initiative entstanden, hat der ökologische Landbau sich zu-
nächst in Verbänden organisiert, die bestimmte Produktionsrichtlinien vorgeben. Die 
gemäß diesen Richtlinien wirtschaftenden Landwirte werden akkreditiert und ihnen wird 
damit erlaubt, ihre Produkte unter dem jeweiligen Verbandskennzeichen zu vermark-
ten. Mit den EG-Verordnungen Nr. 2092/91, Nr. 1804/99 und Nr. 834/2007 wurden 
rechtliche Mindeststandards für die Produktion solcher Erzeugnisse geschaffen, die als 
„aus ökologischem Landbau stammend“ gekennzeichnet sind. Die Anforderungen der 
Einzelverbände gehen über diese Standards hinaus, zum Beispiel hinsichtlich des ma-
ximalen Tierbesatzes je Hektar, der zulässigen Düngermenge oder der Verwendung 
betriebsfremder und konventioneller Futtermittel (BÖLW 2006). In der folgenden Dar-
stellung wird daher an einigen Stellen zwischen „EG-bio“ und „Verbandsbio“ unter-
schieden. 

In ihrer Nachhaltigkeitsstrategie hatte sich die frühere Bundesregierung das Ziel ge-
setzt, den Anteil des ökologischen Landbaus aufgrund seiner positiven Umweltwirkun-
gen auf einen Flächenanteil von 20 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
Deutschlands zu steigern (Bundesregierung 2002). Die bisherige Flächenentwicklung 
deutet darauf hin, dass dieses Ziel in naher Zukunft nicht erreicht wird.  

Einen weiteren wichtigen Aspekt stellt die Förderungswürdigkeit des ökologischen 
Landbaus dar. Der ökologische Landbau sollte aufgrund seiner positiven Umwelt-
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leistungen flächendeckend gefördert werden. Eine flächendeckende Förderung wider-
spricht zwar dem Ziel, die verfügbaren Mittel effizient auf Flächen mit besonderem 
Handlungsbedarf zu lenken. Eine solche Lenkung setzt jedoch in Bezug auf den ökolo-
gischen Landbau umfangreiche Untersuchungen der Wirkungen einzelner Maßnahmen 
an verschiedenen Standorten sowie einen detailliert ausdifferenzierten Verteilungs-
schlüssel für Fördermittel voraus, sie wäre also mit hohen Transaktionskosten verbun-
den. Um diese zu vermeiden, sollte eine Förderung ohne räumliche Einschränkungen 
angeboten werden. 

11.6.1 Ökologischer Landbau in Deutschland 

1022. Im EU-Vergleich des Anteils der ökologisch bewirtschafteten Fläche an der ge-
samten landwirtschaftlichen Fläche befindet sich Deutschland mit 4,9 % im Mittelfeld. 
Den größten Anteil der ökologisch bewirtschafteten Fläche weisen Finnland (11,4 %), 
Österreich (11,2 %) und Estland (9,6 %) auf, den geringsten Malta und Irland mit je-
weils unter 1 %. Die größten ökologisch bewirtschafteten Flächen finden sich in Italien 
(1 067 102 ha) und Spanien (992 376 ha), schon an dritter Stelle folgt hier Deutschland 
(807 406 ha) (ZMP 2007a).  

1023. Die ökologisch bewirtschaftete Fläche ist in Deutschland von 1999 bis 2006 auf 
das 1,8fache, die Anzahl der Betriebe auf das 1,7fache gestiegen. Von 2006 bis 2007 
hat die ökologisch bewirtschaftete Fläche dagegen nur noch um 5,8 % zugenommen. 
Die Anzahl der ökologisch wirtschaftenden Betriebe ist um 2,8 % gestiegen (BÖLW 
2008). Ein Grund für den mangelnden Umstellungswillen mag in den hohen Erlösen 
liegen, die – unter anderem aufgrund der Biomasseförderung – auch im konventionel-
len Sektor zu erlangen sind. Gleichzeitig ist die Förderung für die Umstellung auf öko-
logischen Landbau und dessen Beibehaltung 2007 weiter abgesunken. Die Flächen-
zunahme bei bestehenden Betrieben ist dagegen auf die hohe Nachfrage nach Bio-
Produkten, die insgesamt hohen Preise sowie die Wiederaufnahme der Umstellungs-
förderung zurückzuführen (BÖLW 2008). 

Ende 2006 wurden mit 873 010 ha 5,3 % der gesamten landwirtschaftlichen Fläche 
von 18 046 Betrieben (4,9 % der landwirtschaftlichen Betriebe Deutschlands) bewirt-
schaftet. Am Gesamtzuwachs der ökologisch bewirtschafteten Fläche betrug der Anteil 
der Fläche, die gemäß EG-Richtlinie bzw. gemäß den Richtlinien der Verbände bewirt-
schaftet wird, jeweils etwa 50 %. Damit ist der Anteil der Fläche, die gemäß den Richt-
linien der neun anerkannten Öko-Verbände bewirtschaftet wird, von 1999 bis 2007 von 
83 % auf 68 % gesunken. Der Anteil der nach diesen Richtlinien wirtschaftenden Be-
triebe ist von 72 % auf 55 % des gesamten ökologischen Landbaus abgesunken (SÖL 
2007; BÖLW 2008). Im Vergleich zu 1999 werden also anteilig mehr Bio-Produkte an-
geboten – und auch nachgefragt (vgl. Tz. 1025) – die nach den weniger strengen 
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Richtlinien der EU produziert und daher zu einem günstigeren Preis angeboten werden 
können.  

1024. Bei den bisherigen Trends zeichnet sich eine Verfehlung der Zielsetzungen der 
Nachhaltigkeits- und der Biodiversitätsstrategie ab, den Anteil der ökologisch bewirt-
schafteten Fläche bis 2010 auf 20 % zu steigern (Bundesregierung 2002; BMU 2007), 
ab. Dies ist insbesondere im Lichte der positiven Umweltwirkungen des ökologischen 
Landbaus (vgl. Tz. 1026 ff.) zu bedauern. Das 20 %-Ziel sollte weiterhin aktiv verfolgt 
werden. 

1025. Der mit ökologisch produzierten Lebensmitteln in Deutschland erzeugte Umsatz 
hat sich von 2000 bis 2006 mehr als verdoppelt. Von diesem Wachstum haben in Be-
zug auf den absoluten Umsatz alle Absatzkanäle profitiert, allerdings in unterschiedli-
chem Ausmaß. Die geforderte Ausdehnung des Marktes für Öko-Lebensmittel von 
mittelständischen Strukturen auf große Handelsketten (SRU 2002b, Tz. 735) ging mit 
einer Verlagerung der Marktanteile einher. Während der prozentuale Anteil sowohl der 
Erzeuger als auch der Bäckereien, Fleischereien, Reformhäuser und Naturkostfach-
geschäfte gesunken ist, konnten der Lebensmitteleinzelhandel und die Sonstigen, un-
ter die vor allem der Verkauf von ökologisch produzierten Lebensmitteln in Drogerien 
fällt, ihren Marktanteil ausbauen (Abb. 11-6). 

Abbi ldung 11-6 

Umsatz mit Öko-Lebensmitteln in Deutschland nach Absatzebenen 
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schere Maßnahmen bzw. Ziele. Jedoch sind gegenüber dem konventionellen Anbau 
die diffusen Schad- und Nährstoffeinträge geringer und die Artenanzahl fällt in der Re-
gel, auf die gesamte Betriebsfläche bezogen, höher aus.  

Arten und Biotope 

1027. Auf sehr naturschutzkonform bewirtschafteten Ökobetrieben können bis zu drei 
Mal so viele Arten vorkommen wie auf konventionellen Betrieben (SRU 2002b, 
Tz. 735). Dem auf den konventionell bewirtschafteten Flächen dokumentierten zuneh-
menden Artenschwund, auch von ehemals weitverbreiteten Arten der Agrarlandschaft, 
kann offenbar auch durch eine Ausdehnung des ökologischen Landbaus entgegenge-
wirkt werden (REITER und KRUG 2003). Dieses gilt für die Vogelwelt (HÖTKER et al. 
2004) ebenso wie für Anzahl und Qualität der Insektengemeinschaften, so zum Bei-
spiel der Laufkäfer (RAHMANN und PIPER 2007). Je nach Intensität der Bewirtschaf-
tung (z. B. der Unkrautbekämpfung) kann auch die Ackerwildkrautflora gefördert wer-
den. Garantiert ist dies allerdings nicht. Naturschutzfachliche Optimierungsstrategien 
für den Arten- und Biotopschutz sind aber vielfach leichter in Ökobetriebe zu integrie-
ren als in konventionelle Betriebe. Die ökologischen Leistungen können durch eine 
einzelbetriebliche Naturschutzberatung noch gefördert werden (van ELSEN und 
MEYERHOFF 2004). Ein wesentlicher Vorteil der ökologischen Landwirtschaft für die 
Arten liegt im Verzicht auf chemische Pflanzenschutzmittel. 

Bodenfruchtbarkeit  

1028. Der Boden ist der Hauptfaktor für das Erreichen hoher Ernten. Im Ökolandbau 
wird die Bodenqualität durch den Einsatz von Wirtschaftsdünger statt Mineraldünger 
und den stark reduzierten Einsatz von Chemikalien bewahrt. Die Produktivität ist ge-
genüber den konventionellen Wirtschaftsbetrieben vermindert (FLIEßBACH et al. 
2006). Dauerfeldversuche bewirken positive Wirkungen einer ökologischen Bewirt-
schaftungsweise auf den Humusgehalt und die mikrobielle Aktivität (MÄDER et al. 
2002; MUNRO et al. 2002). Werden in solchen Untersuchungen aber auch die Stand-
ortbedingungen und die Fruchtfolge mit einbezogen, so zeigt sich, dass diese Einflüsse 
die Unterschiede zwischen konventionellen und ökologischen Bewirtschaftungssyste-
men überlagern (HOYER et al. 2007). Gerade vor diesem Hintergrund sind die Intensi-
vierungs- und Spezialisierungstendenzen innerhalb des ökologischen Landbaus kri-
tisch zu bewerten. 

Grund- und Oberf lächengewässer 

1029. Es existiert eine hohe Zielkonformität zwischen ökologischer Landwirtschaft und 
Gewässerschutz (KRATOCHVIL und PLAKOLM 2002). Die Nährstoffsalden ökologisch 
bewirtschafteter Betriebe lagen bei den Hauptnährstoffen Stickstoff, Phosphat und Kali 
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deutlich unter den Salden konventionell bewirtschafteter Betriebe (HEGE et al. 2003). 
Die Nährstoffsalden wurden auf Hoftor-Basis ermittelt (vgl. Tz. 1005).  

Ergebnisse aus Dauerfeldversuchen zeigen, dass offenbar das Verlagerungspotenzial 
für Stickstoff (N) bei Verabreichung in mineralischer Form höher ist als bei Verabrei-
chung in organischer Form von Stalldung oder Gülle. Nach der Umstellung von kon-
ventionellen Flächen auf Formen des ökologischen Landbaus werden nicht unerhebli-
che N-Mengen in der Ackerkrume gehalten und vor einer Verlagerung und Auswa-
schung in Grundwasserbestände bewahrt (KOLBE 2004).  

Treibhausgasemissionen 

1030. Der ökologische Landbau verwendet im Vergleich zum konventionellen Land-
bau in geringerem Umfang mineralische Düngemittel, zugekaufte Futtermittel und 
chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel und trägt dadurch als Gesamtsystem 
weniger zu den Treibhausgasemissionen bei (FLIEßBACH et al. 2006). Ein Teil der 
Speicherfunktion für Kohlenstoff erklärt sich aus dem höheren Humusgehalt der bewirt-
schafteten Böden (FLIEßBACH et al. 2006). Eine Ausweitung des ökologischen Land-
baus würde sich deshalb positiv auf die Senkung von Treibhausgasemissionen auswir-
ken (HÜLSBERGEN und KÜSTERMANN 2007). 

11.6.3 Förderung 

Förderung von Umstel lung und Beibehaltung des ökologischen Landbaus 

1031. Die Einführung und Beibehaltung des ökologischen Landbaus wird seit 1994 im 
Rahmen der Agrarumweltprogramme der Länder gefördert. Die Rechtsgrundlagen der 
Förderung bilden Art. 36 der VO 2078/92 in Verbindung mit der VO (EG) 1698/2005 
(ELER-VO) sowie auf nationaler Ebene das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK, GAK-Gesetz). Für 
die Förderung können Kofinanzierungsmittel der EU in Höhe von 55 % (alte Bundes-
länder) bzw. 80 % (neue Bundesländer und Regierungsbezirk Lüneburg) in Anspruch 
genommen werden. Die verbleibende Kofinanzierung wird zu 60 % über die GAK und 
zu 40 % von den Ländern finanziert.  

Während der Umstellung auf ökologischen Landbau sinken aufgrund der Einhaltung 
der Richtlinien, insbesondere durch Verzicht auf Mineraldünger und Pflanzenschutz-
mittel und durch geringere Besatzdichten, die Erträge. Die erzeugte Ware muss jedoch 
gleichzeitig während einer bestimmten, produktspezifischen Zeitspanne noch als kon-
ventionelle bzw. Umstellungsware verkauft werden, mit der nur geringere Preise erzielt 
werden können. Daher wird die Umstellung auf ökologischen Landbau teilweise höher 
gefördert als die Beibehaltung.  
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Der Rahmenplan zur GAK gibt Fördergrundsätze an, nach denen die Länder die Um-
stellung auf den ökologischen Landbau und dessen Beibehaltung fördern können. Die 
Länder können von den vorgeschlagenen Beträgen um 20 % nach oben oder 30 % 
nach unten abweichen. Daraus ergeben sich die in Tabelle 11-2 gezeigten Förder-
spannen. Gegenüber den in 2006 geltenden Fördergrundsätzen wurden die ab 2007 
geltenden Fördersätze im Rahmen der Agrarreform (u. a. Wegfall der Anreizkompo-
nente) durchschnittlich um etwa 10 % abgesenkt.  

Die höchsten Fördersätze für die Einführung des ökologischen Landbaus gewähren 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen (je 262 €/ha) und Rheinland-Pfalz (200 €/ha), die 
höchsten Sätze für die Beibehaltung dagegen Bayern und Hessen (je 190 €/ha) (BLE 
2007). Ferner können die Länder einen Zuschuss von 35 €/ha, höchstens jedoch 
530 Euro pro Betrieb für die Kosten gewähren, die dem Betrieb aus der Teilnahme an 
Kontrollverfahren nach der EG-Öko-VO erwachsen.  

Tabel le 11-2 

Förderspannen für die Förderung des ökologischen Landbaus 

 Förderung für die Einführung des 
ökologischen Landbaus in €/ha 

Förderung für die Beibehaltung des 
ökologischen Landbaus in €/ha 

Acker 131-224 96-165 

Grünland 131-224 96-165 

Gemüse 308-528 190-325 

Dauerkulturen 588-1 008 463-794 

Quelle: BMELV 2007b 

Das Bundesprogramm ökologischer Landbau 

1032. Neben der direkten Förderung der ökologischen Landwirtschaft verfolgt das 
BMELV mit dem Bundesprogramm Ökologischer Landbau (BÖL) das Ziel, die Rah-
menbedingungen für die ökologische Landwirtschaft zu verbessern und das Wachstum 
der Nachfrage nach ökologisch erzeugten Produkten zu fördern. Es werden For-
schungsprojekte zu verschiedenen Aspekten der ökologischen Land- und Lebens-
mittelwirtschaft gefördert sowie Informationen für Multiplikatoren und spezielle Ziel-
gruppen bereitgestellt. Das Programm trug dazu bei, Informationen zum ökologischen 
Landbau leichter zugänglich zu machen, Interesse am Thema ökologischer Landbau 
zu wecken, die Qualifikation der Marktteilnehmer zu erhöhen, den Stand der For-
schung zum ökologischen Landbau im weiteren Sinne zu stärken sowie teilweise das 
Image des ökologischen Landbaus zu verbessern (BECKER et al. 2004). 

Das BÖL wurde in den Jahren 2002 und 2003 mit jährlich 35 Mio. Euro und danach mit 
jährlich 20 Mio. Euro gefördert. Für die Jahre von 2007 bis 2015 sind 16 Mio. Euro 
jährliche Förderung vorgesehen (BLE 2007). 
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Zukünft ige Ausgestaltung der Förderung 

1033. Der ökologische Landbau weist zwar verschiedene positive Umweltwirkungen 
auf, erbringt aber nicht automatisch alle aus Sicht des Naturschutzes wünschenswerte 
Leistungen (vgl. Tz. 1026 ff.). Da der ökologische Landbau aus den Mitteln für Agrar-
umweltprogramme gefördert wird, wäre es im Sinne einer aus Naturschutzgesichts-
punkten effizienten Fokussierung der Mittel angemessen, nicht pauschal die Einhaltung 
aller Richtlinien des ökologischen Landbaus zu fördern, sondern die Förderung auf die 
Einhaltung solcher Anforderungen bzw. Flächen zu konzentrieren, die Umwelteffekte 
mit der höchsten Wirksamkeit erzeugen. Der ökologische Landbau hingegen zeichnet 
sich dadurch aus, dass er ein ganzes Bündel von ökologischen Funktionen unterstützt, 
dies allerdings ohne besondere räumliche oder standörtliche Handlungserfordernisse 
zu berücksichtigen. Die Effizienzeffekte, die durch eine optimierte räumliche Allokation 
der Fördermaßnahmen entstehen würden, könnten im Falle des ökologischen Land-
baus im Bereich der Einsparung von Transaktionskosten durch die einfache Mittelver-
teilung, die nicht auf Einzelflächen, sondern nur auf ganze Betriebe bezogen werden 
muss, wettgemacht werden. Dieses spräche für eine Grundförderung des ökologischen 
Landbaus. Die Höhe der Transaktionskosten wurde bisher allerdings nicht abschlie-
ßend untersucht, sodass derzeit nur eine vorläufige Empfehlung abgeleitet werden 
kann. Die Grundförderung sollte so bemessen sein, dass sie Mehraufwendungen ab-
deckt, die sich tatsächlich positiv auf Umwelt und Natur auswirken. Insbesondere sol-
len der weitgehende Verzicht auf Mineraldünger und Pflanzenschutzmittel sowie die 
flächengebundene Tierhaltung und die Einhaltung vielfältiger Fruchtfolgen unterstützt 
werden. Bewirtschaftungsmaßnahmen des ökologischen Landbaus, die nicht den An-
forderungen an eine naturschutzgemäße Bewirtschaftung entsprechen, sollten in der 
Grundförderung nicht berücksichtigt werden. Ein Beispiel für den letztgenannten Fall 
stellt die Verwendung von Kupfer als Pflanzenschutzmittel in Sonderkulturen wie Wein 
oder Hopfen dar. Ein weiteres Argument spricht ebenfalls für eine Grundförderung. Da 
ökologisch wirtschaftende Landwirte sich durch die mit Investitionen verbundene Um-
stellung ihrer Flächen und Absatzwege in der Regel langfristig an dieses System bin-
den, bieten die Betriebe bessere Voraussetzungen für die langfristige Durchführung 
anspruchsvollerer AUM. Die Verträge werden kaum kurzfristig gekündigt, weil sich 
Marktbedingungen ändern, wie dies im vergangenen Jahr auf vielen konventionell be-
wirtschafteten Vertragsnaturschutzflächen geschehen ist. Um eine solche Ökologi-
sierung der Landwirtschaft zu fördern, wie sie auch mit dem 20 %-Ziel der Nachhaltig-
keits- und Biodiversitätsstrategie gefordert wird, erscheint es weiterhin angemessen, 
die Förderung der Umstellung auf ökologischen Landbau in der bisherigen Form bei-
zubehalten. 

Parallel dazu sollten Weiterentwicklungen der EG-Öko-VO sowie der Anbaurichtlinien 
der Verbände diskutiert werden, die darauf abzielen, die genannten Defizite im Bereich 



797 

der Naturschutzleistungen abzubauen. In diesem Zusammenhang sind insbesondere 
die derzeit verstärkt zu beobachtenden Intensivierungstendenzen im ökologischen 
Landbau (z. B. Teilbetriebsumstellung, viehlose Betriebe und Verengung der Frucht-
folge) kritisch zu hinterfragen. Dennoch ist festzuhalten, dass der ökologische Landbau 
aufgrund seiner systemimmanenten positiven Wirkungen auf den Naturhaushalt gene-
rell förderwürdig ist. 

Das BÖL trägt unter anderem dazu bei, Informationen zum ökologischen Landbau 
leichter zugänglich zu machen und die Qualifikation der Marktteilnehmer zu erhöhen 
(BECKER et al. 2004). Anknüpfend an Faktoren, die die Bereitschaft von Landwirten 
hemmen, ihren Betrieb auf ökologischen Landbau umzustellen (vgl. ARP et al. 2001; 
HOLT et al. 2003), nennen SCHRAMEK und SCHNAUT (2004) als wichtige unterstüt-
zende Faktoren in der Umstellungsphase in absteigender Wichtigkeit: externe Bera-
tung und Schulung, eigene Erfahrungen und Zuspruch vom engeren Umfeld sowie 
Förderprogramme. Sie empfehlen daher unter anderem die Beratung und Information 
zu stärken, Vermarktungsstrukturen unter Berücksichtigung regionaler Voraussetzun-
gen zu verbessern und Vernetzungen zwischen Öko-Betrieben zu unterstützen. Auch 
vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse erscheint eine Weiterführung des BÖL im 
Prinzip empfehlenswert. 

11.6.4 Empfehlungen 

1034. Aufgrund der breiten, über die gfP hinausgehenden Umweltleistungen des 
ökologischen Landbaus, der für die Verwaltung einfachen Mittelzuteilung und der 
günstigen Bedingungen für eine langfristige Beibehaltung aufgesattelter AUM sollte die 
Bundesregierung den ökologischen Landbau weiter fördern. Insbesondere sollte das 
Ziel der Bundesregierung, 20 % der landwirtschaftlichen Fläche bis 2010 ökologisch zu 
bewirtschaften, weitergeführt und in eine Strategie zur Verbesserung der Umweltbilanz 
der gesamten Landwirtschaft – insbesondere durch Konkretisierung und Vollzug der 
Standards der gfP (Tz. 971) sowie durch umfangreichere und zielorientierte AUM – 
eingebettet werden. Das optimale Verhältnis zwischen einem nach derzeitigen Er-
kenntnissen stark eingeschränkten, flächendeckenden Angebot von AUM (einschließ-
lich des ökologischen Landbaus) und einem effektiveren zielorientierten Angebot sollte 
weiter geklärt werden. Dazu sind qualitative Evaluationen der Programme durchzufüh-
ren und zu nutzen. In diesem Zusammenhang sollte auch die Rolle der Transaktions-
kosten erhellt werden. Die Förderung sollte auf eine flächendeckende finanzielle Un-
terstützung solcher Maßnahmen umgestellt werden, die sich tatsächlich positiv auf 
Umwelt und Natur auswirken. Schließlich sollten die Förderung für die Umstellung auf 
ökologischen Landbau beibehalten und das BÖL weitergeführt werden. 
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11.7 Möglichkeiten und Grenzen einer 
umweltorientierten Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik 

11.7.1 Einleitung 

1035. Lange Zeit galt die Agrarpolitik als besonders reformresistentes und gegenüber 
nicht-agrarischen Interessen weitgehend abgeschottetes Politikfeld. Bis in die 1980er-
Jahre hinein blieb die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) trotz zunehmender finanzieller, 
sozio-struktureller und ökologischer Kosten in ihren Grundzügen unverändert. Seit Be-
ginn der 1990er-Jahre wurde die GAP dann innerhalb kürzester Zeit drei Mal refor-
miert: durch die MacSharry-Reform von 1992, die Agenda 2000 von 1999 und schließ-
lich im Zuge des Mid-Term-Review der Agenda 2000 im Jahr 2003. Während jede ein-
zelne dieser Reformen die vielfältigen Probleme der Agrarpolitik nur ansatzweise und 
keineswegs zufriedenstellend lösen konnte, stellen die Reformen in ihrer Gesamtheit 
tiefgreifende Veränderungen dar, die die These der Reformunfähigkeit der Agrarpolitik 
zumindest teilweise widerlegen und eine weiter reichende umweltorientierte Reform 
der GAP in den Bereich des Möglichen rücken (GARZON 2006; GRANT 1997). 

Vor diesem Hintergrund untersucht dieses Kapitel die Möglichkeiten und Grenzen einer 
weiter gehenden ökologischen Reform der GAP. Im Rückblick auf die bisherige Ent-
wicklung der nationalen und europäischen Agrarpolitik stellt sich dabei einerseits die 
Frage, warum sich die Landwirtschaft trotz offensichtlicher Fehlentwicklungen länger 
und erfolgreicher als andere Wirtschaftsbereiche gegen Reformversuche wehren 
konnte. Andererseits muss gefragt werden, welche Faktoren den plötzlichen Wandel 
der GAP seit den 1990er-Jahren erklären können und welche Rolle diese Faktoren bei 
künftigen Reformversuchen spielen könnten. 

Um diese Fragen zu beantworten, werden zunächst besondere Merkmale der Agrar-
politik herausgearbeitet, sofern sie Auswirkungen auf deren Reformfähigkeit haben 
(Abschn. 11.7.2). Daran anschließend wird das agrarpolitische Akteurs- und Entschei-
dungssystem dargestellt (Abschn. 11.7.3). Abschnitt 11.7.4 untersucht die bisherigen 
Reformen der GAP und identifiziert Reformhindernisse ebenso wie Faktoren, die eine 
künftige ökologische Reform der GAP begünstigen. Abschnitt 11.7.5 stellt zwei konkur-
rierende Modelle der Agrarumweltpolitik in ihren Grundzügen dar und prüft sie auf ihre 
Kompatibilität mit der GAP. Der letzte Teil stellt zentrale Elemente einer künftigen um-
weltorientierten Reformstrategie dar. Basierend auf den bisherigen Reformerfahrungen 
wird dabei die Bedeutung einer Politik der kleinen Schritte betont, bei der Reformmaß-
nahmen so gestaltet werden, dass sie Reformblockaden vermeiden, gleichzeitig aber 
die Chancenstruktur für künftige weiter reichende Reformschritte verbessern. Insge-
samt zeigt das Kapitel, dass die Chancen einer ökologischen Reform der GAP – wie 
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sie der SRU in diesem und früheren Gutachten dargestellt hat – größer sind als ge-
meinhin angenommen. 

11.7.2 Besonderheiten des Landwirtschaftssektors: 
Agrarpolitik als Sozialpolitik für den ländlichen 
Raum 

1036. Der Agrarsektor weist eine Reihe von Besonderheiten auf, die traditionell als 
Begründung dafür dienen, die Landwirtschaft aus der allgemeinen Wirtschaftspolitik 
herauszunehmen und eigenen Regeln zu unterwerfen (DAUGBJERG und SWINBANK 
2006). Zu diesen Besonderheiten, die in ihrer Summe die weitverbreitete – allerdings 
durchaus fragwürdige – Vorstellung eines sogenannten landwirtschaftlichen Exzeptio-
nalismus (SKOGSTAD 1998) prägen, gehört zunächst, dass die Landwirtschaft stärker 
als andere Wirtschaftsbereiche von Faktoren abhängig ist, die weitgehend außerhalb 
der Kontrolle der Marktteilnehmer liegen (u. a. Klima, Wetter, Tier- und Pflanzenkrank-
heiten, Naturereignisse). Die Folge sind erhebliche Preisschwankungen auf den 
Agrarmärkten, die wiederum zu einer potenziell instabilen Einkommenssituation bei 
den Landwirten führen. Eine zweite Besonderheit wird gemeinhin darin gesehen, dass 
landwirtschaftliche Einkommen in einer wachsenden Wirtschaft tendenziell hinter der 
Entwicklung des allgemeinen Einkommensniveaus zurückbleiben. Grund hierfür ist die 
geringe Einkommenselastizität der Nachfrage nach landwirtschaftlichen Produkten: bei 
steigenden Einkommen wächst die Nachfrage nach landwirtschaftlichen Produkten nur 
unterproportional. Ein drittes Unterscheidungsmerkmal der Landwirtschaft ist, dass sie 
zum Erreichen nationaler Ziele wie etwa einer sicheren Lebensmittelversorgung bei 
stabilen Preisen beiträgt. In der Anfangsphase der nationalstaatlichen Agrarpolitik war 
die Angst vor Versorgungskrisen ein entscheidendes Motiv nationaler Agrarpolitiken 
(SKOGSTAD 1998).  

Diese Annahme einer Sonderstellung der Landwirtschaft bildete die argumentative 
Grundlage für eine wohlfahrtsstaatlich ausgerichtete Agrarpolitik, wie sie sich vor allem 
in den 1920er- und 1930er-Jahren in den meisten westlichen Ländern herausgebildet 
hat, und die seit 1958 auch die GAP der EU prägt (COLEMAN 1998, S. 454 f.). Ihr Ziel 
ist es, die landwirtschaftlichen Einkommen gegen starke Preisschwankungen abzusi-
chern, sie an die allgemeine Einkommensentwicklung anzukoppeln, auf diese Weise 
eine Abwanderung aus dem ländlichen Raum zu verhindern und die nationale bzw. 
europäische Selbstversorgung mit landwirtschaftlichen Produkten zu garantieren 
(GRANT 1997, S. 6). Art. 33 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft (EG) schreibt diese wohlfahrtsstaatliche Funktion als offizielles Ziel der GAP 
fest. Zweck der GAP ist es demnach, „der landwirtschaftlichen Bevölkerung, insbeson-
dere durch Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens der in der Landwirtschaft tätigen Per-
sonen, eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten“. Die Landwirtschaft ist 
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damit der einzige Wirtschaftsbereich, in dem die EU ein sektorales Einkommensziel 
verfolgt (FEINDT 2008).  

Im Unterschied zu anderen Wirtschaftspolitiken war die Agrarpolitik der Nachkriegszeit 
somit weniger an der möglichst freien Entfaltung einer liberalen Agrarwirtschaft orien-
tiert, sondern versuchte stattdessen, „mit großem finanziellen und administrativen Auf-
wand die Lebenslage der landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung unmittelbar zu be-
einflussen" (RIEGER 1996, S. 402). Mit Blick auf die Agrarpolitik Europas, Japans und 
der USA spricht SHEINGATE (2001) daher zu Recht von der Herausbildung eines 
„landwirtschaftlichen Wohlfahrtsstaats".  

In der öffentlichen Diskussion über die europäische Agrarpolitik stand lange Zeit das 
Ziel im Vordergrund, „die Produktivität der Landwirtschaft durch Förderung des techni-
schen Fortschritts, Rationalisierung der landwirtschaftlichen Erzeugung und den best-
möglichen Einsatz der Produktionsfaktoren, insbesondere der Arbeitskräfte, zu stei-
gern" (Art. 33 EG). Produktivitätssteigerung und Wachstum wurden als notwendige 
Voraussetzungen für die Sicherung der landwirtschaftlichen Einkommen angesehen. 
Erst im Zuge des 1985 eingeleiteten und in den 1990er-Jahren verstärkt vorangetrie-
benen Paradigmenwechsels von einer produktionsorientierten zu einer multifunktio-
nalen Landwirtschaft wurde zunehmend deutlich, dass die soziale Absicherung der 
Landwirte nicht notwendigerweise eine Ausweitung der Produktion voraussetzt, son-
dern dass landwirtschaftliche Einkommenshilfen auch für produktionsunabhängige 
Leistungen gewährt werden können (FEINDT 2007b, S. 395 f.). 

11.7.3 Die agrarpolitische Akteursstruktur 

1037. Die wohlfahrtsstaatliche Ausrichtung der Agrarpolitik spiegelt sich naturgemäß 
auch in der agrarpolitischen Akteursstruktur wider. Wichtigstes Merkmal dieser Ak-
teursstruktur ist eine weitreichende Interessenkongruenz zwischen politischen Ent-
scheidungsträgern und landwirtschaftlichen Interessenverbänden. Wie RIEGER (1996) 
zeigt, ist sie auf einen allgemeinen Wandel des Staatsverständnisses in westlichen 
Industrieländern zurückzuführen, der zu einer großflächigen Überschneidung staatli-
cher und landwirtschaftlicher Interessen führte. „Erst nachdem die westeuropäischen 
Gesellschaften zu Wohlfahrtsstaaten wurden, also zu Gemeinwesen, in denen Maß-
stäbe sozialer Mindestsicherung, spezifischer Gerechtigkeitsvorstellungen, der Aus-
gleich regionaler Gefälle von Lebenslagen und Lebenschancen und die umfassende 
Integration aller Bevölkerungsgruppen im Mittelpunkt standen, wurden die Agrar-
verbände in die Lage versetzt, ihre Interessen entsprechend zu formulieren und, was 
von entscheidender Bedeutung ist, auch zu legitimieren" (RIEGER 1996, S. 410). Die 
politische Macht der landwirtschaftlichen Interessenverbände und ihr im Vergleich zu 
anderen Politikfeldern überproportionaler Einfluss auf politische Entscheidungen ist 
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somit zu einem bedeutenden Teil abgeleiteter und nicht originärer Natur. Sie kann – 
und das ist von zentraler Bedeutung für die Chancen politischer Reformen im Agrar-
sektor – prinzipiell von den staatlichen Entscheidungsträgern widerrufen werden, wenn 
sich deren Präferenzen ändern. 

Allerdings hat die weitgehende Übereinstimmung staatlicher und agrarischer Interes-
senlagen seit den 1920er- und 1930er-Jahren die Entstehung überdurchschnittlich ho-
mogener und geschlossener Politiknetzwerke in den meisten EU-Mitgliedstaaten be-
günstigt. Agrarfremden Interessen wurde der Zugang zu diesen Entscheidungsstruktu-
ren systematisch verwehrt. Bis heute setzt sich dieses Muster in der Personalrekrutie-
rung staatlicher Agrarverwaltungen fort. So zeichnen sich nationale Agrarministerien 
dadurch aus, dass sie – bis hin zur Ministerebene – überdurchschnittlich viele Vertreter 
des Agrarsektors (Landwirte, Verbandsmitglieder) beschäftigen. Auf diese Weise ist es 
dem Agrarsektor in den meisten OECD-Ländern (OECD – Organisation for Economic 
Co-operation and Development) gelungen, „eigene Ministerien und Parlaments-
ausschüsse als inside lobby […] im Staatsapparat zu etablieren." Dieser direkte und 
ungefilterte Einfluss auf die Regierungspolitik hat auf der nationalen Ebene dazu bei-
getragen, dass agrarpolitische Interessen trotz eines starken Rückgangs der landwirt-
schaftlichen Beschäftigten und trotz veränderter politischer Prioritäten bis heute kaum 
an Einfluss verloren haben (FEINDT 2007b, S. 382). 

Diese Akteursstruktur setzt sich auch auf der europäischen Ebene fort. So sind im 
Landwirtschaftsausschuss des Europäischen Parlaments und in den landwirtschaftli-
chen Diensten der Europäischen Kommission regelmäßig ehemalige Repräsentanten 
nationaler oder europäischer Bauernverbände vertreten (ROEDERER-RYNNING 2003, 
S. 7). Dagegen sind Konsumenten- und Umweltverbände von den Verhandlungen über 
die GAP weitgehend ausgeschlossen (GRANT 1997, S. 148; KRAACK et al. 2001, 
S. 67). GARZON (2006, S. 27) charakterisiert das landwirtschaftliche Akteursnetzwerk 
der 1990er-Jahre auf EU-Ebene daher als „closed policy circle excluding other 
considerations and interests". Verstärkt wird diese Geschlossenheit durch die hohe 
Komplexität der GAP, die es Außenseitern erschwert, der landwirtschaftlichen Akteurs-
gemeinschaft beizutreten, ohne zumindest einige ihrer zentralen Werte und Grundan-
nahmen zu übernehmen (GRANT 1997, S. 1). 

Neben dieser tendenziellen Abschottung der nationalen und europäischen agrarpoliti-
schen Entscheidungsarenen weist die GAP eine Reihe weiterer institutioneller Beson-
derheiten auf, die für die Chancen einer künftigen Agrarreform von Bedeutung sind und 
daher im Folgenden dargestellt werden sollen. 

1038. Die wichtigsten institutionellen Akteure in der GAP sind die Europäische 
Kommission und der Ministerrat. Bei wichtigen Richtungsentscheidungen spielte in der 
Vergangenheit auch der Europäische Rat, das regelmäßige Treffen der europäischen 
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Regierungschefs, eine bedeutende Rolle. Die genaue Verteilung der Zuständigkeiten 
zwischen den EU-Institutionen regelt Art. 37 Abs. 2 EG. Demnach hat die Europäische 
Kommission das ausschließliche Vorschlagsrecht: sie legt Gesetzesvorschläge vor, 
über die der Ministerrat nach Anhörung des Europäischen Parlaments mit qualifizierter 
Mehrheit entscheidet. Die Europäische Kommission ist damit der wichtigste Akteur in 
der Phase des Agenda-Settings. Der Ministerrat hingegen ist vor allem in der Ent-
scheidungsphase der dominierende Akteur. Er kann die Reformvorschläge der Euro-
päischen Kommission ablehnen. Veränderungen der Kommissionsvorschläge kann er 
allerdings nur mit einstimmigem Beschluss oder mit Zustimmung der Europäischen 
Kommission vornehmen. Aufgrund dieser institutionellen Besonderheit behält die 
Europäische Kommission auch im Entscheidungsprozess einen erheblichen Einfluss. 
Eine entscheidende Rolle spielt dabei die Person des Agrarkommissars, der an den 
Treffen des Ministerrats teilnimmt und dort die Kommissionsvorschläge vorstellen und 
gegen Kritik verteidigen muss (GRANT 1997, S. 149 ff.). Das Europäische Parlament 
spielt in der GAP – anders als in der Umweltpolitik – eine eher marginale Rolle, da es 
im Gesetzgebungsverfahren keine Veto-Macht hat. Eine Besonderheit der GAP ist 
schließlich auch die große Bedeutung des Europäischen Rates, der bei Entschei-
dungsblockaden im Agrarministerrat und bei politikfeldübergreifenden Themen (bspw. 
Agrarpolitik und Osterweiterung, GATT-/WTO-Verhandlungen) einspringt (GARZON 
2006, S. 15 ff.).  

Die Interessen der Agrarlobby werden auf der europäischen Ebene vom Ausschuss 
der berufsständischen landwirtschaftlichen Organisationen der Europäischen Union 
(COPA) und dem Allgemeinen Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaften der 
Europäischen Union (COGECA) wahrgenommen (GARZON 2006, S. 27). Bis Ende der 
1970er-Jahre unterhielt COPA ein sehr enges Verhältnis zur Generaldirektion Land-
wirtschaft. Auf der Arbeitsebene hatte COPA täglichen Kontakt mit der Generaldirek-
tion. Der Agrarkommissar und COPAs Präsidium trafen sich monatlich. Illustrativ für 
das gute Verhältnis ist, dass die Europäische Kommission ihre Vorschläge zur Festle-
gung von Agrarpreisen oft zuerst mit COPA besprach und erst danach die nationalen 
Regierungen informierte (GRANT 1997, S. 169). Seit den 1980er-Jahren hat der Ein-
fluss COPAs deutlich abgenommen. Treffen mit dem Agrarkommissar kamen Ende der 
1980er-Jahre nur noch alle vier bis fünf Monate zustande. Grund für den Verlust an 
politischem Einfluss waren vor allem interne Meinungsverschiedenheiten, die sich 
durch die Aufnahme neuer Mitglieder aus den südeuropäischen, später auch den ost-
europäischen Beitrittsstaaten verschärften, und die letztlich dazu führten, dass sich die 
agrarpolitische Lobbyarbeit stärker auf die nationale Ebene verlagerte (DAUGBJERG 
1999). Vor dem Hintergrund der seit den 1980er-Jahren immer drängender werdenden 
Konsolidierung des EU-Agrarhaushalts bewegten sich schließlich auch die Interessen 
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von COPA und der Generaldirektion Landwirtschaft immer weiter auseinander (GRANT 
1997, S. 169).  

Neben den Agrarproduzenten gibt es eine Reihe weiterer Wirtschaftsbereiche, die 
Nutznießer der GAP sind. So ist der erfolgreiche Widerstand des Agrarsektors zu ei-
nem nicht unerheblichen Teil auf die Unterstützung durch Zulieferindustrien zurückzu-
führen. Hierzu zählen die Hersteller von Pflanzenschutzmitteln, Düngemitteln, Saatgut, 
Tierfutter und Tiermedikamenten und der landwirtschaftliche Maschinenbau. Diese 
Wirtschaftszweige sind grundsätzlich am Fortbestand einer landwirtschaftlichen Hoch-
preispolitik interessiert und stehen daher radikalen Reformen eher ablehnend gegen-
über (GRANT 1997, S. 21 ff.). Über die Vergabe landwirtschaftlicher Kredite ist auch 
der Finanzsektor in die Landwirtschaft involviert. Er befürwortet ebenfalls eine auf 
Wachstum und Produktivitätssteigerungen setzende Politik (GRANT 1997, S. 19 f.). 
Ein potenziell einflussreicher Akteur ist die Lebensmittelindustrie. Sie steht der bisheri-
gen GAP gespalten gegenüber. Während Unternehmen auf der ersten Verarbeitungs-
stufe – wie beispielsweise Milchabfüller – von den Interventionspreisen und Abnahme-
garantien der GAP profitieren, sind die weiterverarbeitenden Unternehmen vom hohen 
Preisniveau innerhalb der EU negativ betroffen. Als häufig international operierende 
Konzerne stehen sie einer weiter gehenden Marktliberalisierung daher positiv gegen-
über (GRANT 1997, S. 23). 

Die Mitgliedstaaten der EU nehmen – wie oben gezeigt – in erster Linie über den 
Agrarministerrat Einfluss auf die GAP. Ihre Positionen unterscheiden sich dabei teil-
weise sehr stark. Eine Studie über den Verhandlungsprozess zur Mid-Term-Review im 
Jahr 2003 gibt Aufschluss über die Zusammensetzung, Stärke und Durchsetzungs-
fähigkeit potenzieller Reformkoalitionen in der GAP (FEINDT 2007b, S. 398 ff.; s. a. 
GRANT 1997, S. 160 f., 174). Sie unterscheidet die folgenden drei Akteurskoalitionen:  

– Eine Gruppe von Befürwortern einer weitreichenden Liberalisierung, bestehend aus 
den Mitgliedstaaten Großbritannien, Schweden und Dänemark, Industrievertretern 
und Wissenschaftlern sowie der Generaldirektion Handel der Europäischen Kom-
mission. 

– Eine Koalition von Reformgegnern, die am Status quo der Agenda 2000 festhalten 
wollten. Sie umfasst die Mitgliedstaaten Belgien, Frankreich, Griechenland, Irland, 
Italien, Luxemburg, Österreich, Portugal und Spanien, Teile der Generaldirektion 
Landwirtschaft sowie die europäischen und nationalen Bauernverbände. Seit der 
EU-Osterweiterung zählen auch die neuen Mitgliedstaaten zu dieser Gruppe. 

– Eine sogenannte Mittelgruppe, die Reformen anstrebt, vor einer weitreichenden 
Liberalisierung der Agrarmärkte aber bisher zurückschreckt. Zu dieser Gruppe ge-
hört die Europäische Kommission, vor allem in Person des ehemaligen Agrarkom-
missars Fischler, Teile der Generaldirektion Landwirtschaft und der Generaldirektion 
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Umwelt sowie die Mitgliedstaaten Deutschland und die Niederlande. Unterstützt wird 
diese Gruppe in der Regel von Umwelt- und Entwicklungshilfeorganisationen, Klein-
bauern, dem landwirtschaftlichen Genossenschaftswesen und den Medien. 

Die einflussreichsten Akteure der GAP waren nach Ansicht der Befragten die Europäi-
sche Kommission und die Mitgliedstaaten (einschließlich des Agrarministerrats). Inner-
halb der Europäischen Kommission wurde vor allem der Einfluss des Kommissars 
Fischler auf das Reformergebnis betont, während unter den Mitgliedstaaten Deutsch-
land und Frankreich sowie – mit einem gewissen Abstand – die Niederlande sowie die 
liberalisierungsfreundlichen Mitgliedstaaten Großbritannien, Schweden und Dänemark 
als besonders einflussreich angesehen wurden. 

Insgesamt zeigt die Akteursanalyse, dass künftige Reformen der GAP ein beachtliches 
Unterstützungspotenzial haben. Zusammengenommen können die Reformer und die 
Mittelgruppe auch nach der Osterweiterung deutliche Reformmehrheiten zustande 
bringen, zumal sie mit der Europäischen Kommission den einflussreichsten Akteur der 
GAP in ihren Reihen haben. Ihr Durchsetzungsvermögen hängt allerdings stark von 
der Position Deutschlands ab. Ein gemeinsames Veto von Deutschland und Frankreich 
kann nur mit großem strategischen Geschick überwunden werden (s. hierzu 
Tz. 1041 ff.). Umgekehrt könnte Deutschland, dessen Position weniger als die Frank-
reichs durch die Struktur der nationalen Wirtschaft vorgegeben ist (FEINDT 2007b), für 
eigene Reforminitiativen durchaus auf eine breite Unterstützung zählen.  

Darüber hinaus zeigt die Akteursanalyse aber auch, dass eine Strategie der langsa-
men und ökologisch flankierten Liberalisierung (Verstärkung der zweiten Säule etc.) (s. 
dazu SRU 2004a) eher mehrheitsfähig ist, als eine Strategie der radikalen Liberalisie-
rung, die nur von einer Minderheit der Mitgliedstaaten unterstützt wird. Zwar erschwert 
die mit der Osterweiterung der EU verbundene Ausweitung des Empfängerkreises 
landwirtschaftlicher Subventionen weitere Reformen (DAUGBJERG und SWINBANK 
2004). Vor dem Hintergrund zukünftiger WTO-Verhandlungen, die höchstwahrschein-
lich weitere Liberalisierungsschritte zur Folge haben, kann eine solche Strategie der 
ökologisch flankierten Liberalisierung jedoch auch für die osteuropäischen Beitritts-
staaten interessant werden.  

11.7.4 Strukturelle und strategische Erfolgsfaktoren 
bisheriger agrarpolitischer Reformen in Europa 

1039. Das Vorhandensein einer reformorientierten Akteurskoalition ist zwar eine wich-
tige Voraussetzung für Reformen, für sich alleine genommen reicht sie allerdings nicht 
aus, um Reformen auch tatsächlich auf den Weg zu bringen. Vielmehr ist erfolgreicher 
Politikwandel auf eine Reihe weiterer Faktoren angewiesen. Dabei kann zwischen 
strukturellen und strategischen Faktoren unterschieden werden (JÄNICKE 1997).  
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11.7.4.1 Strukturelle Faktoren: Externer Handlungsdruck 

1040. Strukturelle Erfolgsfaktoren umfassen den politisch-institutionellen Rahmen 
agrarpolitischer Entscheidungsprozesse sowie externen Problemdruck. Ersterer – ins-
besondere die agrarpolitischen Entscheidungsregeln und Akteurskonstellationen in der 
EU – wurde bereits in den vorangegangenen Abschnitten behandelt. An dieser Stelle 
wird daher nur auf externen Problemdruck als unterstützender Faktor für agrarpoliti-
sche Reformen eingegangen. 

Die bisherige Entwicklung der GAP zeigt, dass externer Problemdruck eine entschei-
dende – wenn nicht sogar notwendige – Bedingung für weitreichende Reformen war 
(DAUGBJERG und SWINBANK 2007, S. 3). In der Vergangenheit war dieser externe 
Druck meist finanzieller oder politischer Natur. Im Falle der MacSharry-Reform waren 
es die Notwendigkeit einer Konsolidierung des EU-Haushalts einerseits und die Einbe-
ziehung des Agrarsektors in das Welthandelsregime andererseits, die die Reform an-
trieben. Bei der Agenda 2000 ging der Reformdruck vor allem von der anstehenden 
Osterweiterung aus, die – wenn sie nicht zu einer Erhöhung der Agrarausgaben führen 
sollte – weitreichende Kürzungen der Agrarmittel bei den alten Mitgliedstaaten erfor-
derlich machte. Beim Mid-Term-Review 2003 ging der Reformdruck wiederum von der 
anstehenden Osterweiterung aus, wobei die in der Agenda 2000 noch nicht vorgese-
hene, von den Beitrittsstaaten aber eingeforderte, Ausweitung der Direktzahlungen auf 
die neuen EU-Mitglieder im Vordergrund stand. Zusätzlichen Druck erzeugte die 2001 
in Doha begonnene neue WTO-Verhandlungsrunde, bei der insbesondere die flächen- 
bzw. produktionsgebundenen Direktzahlungen in die Kritik gerieten (GRANT 1997, 
S. 183 ff.). Seit Mitte der 1980er-Jahre spielt auch das wachsende Bewusstsein für die 
negativen Umweltauswirkungen der Landwirtschaft eine zunehmend wichtigere Rolle 
(GRANT 1997, S. 200 ff.; FEINDT 2008).  

11.7.4.2 Strategische Faktoren: Policy Feedback, Auflösung 
geschlossener Politiknetzwerke und 
Kompensationszahlungen 

1041. Strategie bezeichnet die Art und Weise, wie Akteure den politisch-institutionel-
len Rahmen, eigene Handlungskapazitäten und situative Kontexte nutzen, um ihre po-
litischen Ziele möglichst umfassend zu verwirklichen. Träger von Umweltbelangen sind 
wegen ihrer Schwäche im Verhältnis zu mächtigeren Wirtschaftsinteressen in besonde-
rem Maße auf strategisches Handeln angewiesen (JÄNICKE 1996, S. 40). Der Bereich 
der Agrarpolitik bietet eine Reihe von Ansatzpunkten für strategisches Handeln reform-
orientierter Akteure.  
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Pol icy Feedback: Mit kleinen Schri t ten zur großen Reform 

1042. Die bisherige Agrarpolitik zeigt, dass plausible Defizitanalysen und überzeu-
gende Lösungsvorschläge keineswegs eine hinreichende Voraussetzung für Politik-
wandel und Reform sind. Die vielfältigen Reformblockaden in der GAP sind nicht auf 
Unkenntnis der Probleme oder fehlende Lösungsoptionen zurückzuführen. Sie resultie-
ren vor allem aus dem organisierten Widerstand der betroffenen Sektoren (COLEMAN 
et al. 1997, S. 453 f.). Radikale Reformen, die in der Theorie überzeugen können, sind 
in der politischen Praxis kaum realisierbar. Reformvorschläge werden – sofern sie 
überhaupt umgesetzt werden – im politischen Entscheidungsprozess deutlich abge-
schwächt. 

Die Analyse der bisherigen Reformen der GAP zeigt, dass strategisches Verhalten von 
Reformakteuren – allen voran der Europäischen Kommission – die aufgezeigten Wi-
derstände überwinden kann: Eine Reihe meist kleinerer, aber aufeinander bezogener 
Reformschritte bewirkte in ihrer Summe einen tiefgreifenden und zuvor kaum für mög-
lich gehaltenen Strukturwandel der GAP. Entscheidend für diesen Erfolg war, dass mit 
jedem Reformschritt die Erfolgschancen weiterer Reformschritte systematisch verbes-
sert wurden (GARZON 2006; COLEMAN et al. 1997).  

Die Politikwissenschaft bezeichnet diesen Prozess einer sich selbst verstärkenden 
Politik als Policy Feedback (PIERSON 1993). Im Kern geht der Policy-Feedback-
Ansatz davon aus, dass einmal getroffene politische Entscheidungen das Spektrum 
künftiger Politikoptionen beeinflussen. Er schließt damit an Theodore Lowis klassische 
Beobachtung an, dass die Kausalbeziehungen zwischen politischen Prozessen und 
politischen Programmen grundsätzlich in beide Richtungen verlaufen können (LOWI 
1972). Die Beobachtung, dass politische Prozesse die Qualität der Gesetze bestim-
men, wird dann durch die weniger triviale Erkenntnis ergänzt, dass diese Gesetze wie-
derum Einfluss auf künftige Entscheidungsprozesse haben können. Die Literatur hat 
eine Reihe von Mechanismen identifiziert, die hierfür verantwortlich sind. So können 
politische Programme den relativen Einfluss der am Entscheidungsprozess beteiligten 
Akteure verändern oder neue Akteursgruppen etablieren (z. B. Leistungsempfänger 
neuer wohlfahrtsstaatlicher Programme). Da die Interessen der am politischen Prozess 
beteiligten Akteure durch den jeweiligen rechtlichen Rahmen beeinflusst werden, kann 
eine Veränderung dieses Rahmens auch die Präferenzen von Akteuren neu bestim-
men und dadurch ihr Abstimmungsverhalten in Entscheidungsprozessen verändern. 
Schließlich können politische Entscheidungen Pfadabhängigkeiten begründen, von 
denen später nur noch unter hohen Kosten abgewichen werden kann (z. B. Infrastruk-
turentscheidungen). 

Ein konkretes Beispiel dafür, wie in der GAP inkrementelle Reformschritte die Chancen 
späteren Politikwandels verbessern konnten, bietet die MacSharry-Reform von 1992. 
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Vier Jahre vor der Reform war mit der Verabschiedung der Agrarleitlinie und der Ein-
führung sogenannter Haushaltsstabilisatoren ein erster Schritt zur Stabilisierung der 
steigenden Agrarausgaben unternommen worden. Dabei führte die Agrarleitlinie eine 
Obergrenze für die künftigen Agrarausgaben der Gemeinschaft ein. Ergänzend sollten 
die Haushaltsstabilisatoren bei Überschreitung bestimmter produktbezogener Höchst-
mengen automatische Senkungen der Garantiepreise in den jeweiligen Produktgrup-
pen auslösen. Zwar änderte der Beschluss nichts an den strukturellen Ursachen der 
steigenden Agrarausgaben, was begründete Zweifel an seiner unmittelbaren Wirksam-
keit aufkommen ließ. Er erhöhte jedoch den Einigungsdruck bei den späteren Ver-
handlungen zur MacSharry-Reform in so erheblichem Maße, dass Deutschland sich 
letztendlich gezwungen sah, seinen ursprünglichen Widerstand gegen die Reform auf-
zugeben. Im Verhandlungsprozess hatte Deutschland zunächst eine Senkung der Ga-
rantiepreise für Getreide und Rindfleisch trotz der in Aussicht gestellten Kompensation 
durch Direktzahlungen kategorisch abgelehnt. Als sich ein mögliches Scheitern der 
Reform abzeichnete, änderte Deutschland jedoch seine Haltung und enthielt sich bei 
der Abstimmung im Ministerrat der Stimme. Im Falle eines Scheiterns der Reform 
wären nämlich mit großer Wahrscheinlichkeit die in die Marktordnungen eingebauten 
Haushaltsstabilisatoren, das heißt Preissenkung oder Abgaben bei Überschreitung 
bestimmter Höchstmengen, wirksam geworden. Im Gegensatz zu den geplanten Preis-
senkungen im Rahmen der MacSharry-Reform wären diese jedoch nicht durch Direkt-
zahlungen kompensiert worden. Trotz seiner grundsätzlich ablehnenden Haltung war 
Deutschland daher letztendlich gezwungen, sich für das aus seiner Sicht kleinere Übel 
zu entscheiden (GARZON 2006, S. 66 ff.). 

COLEMAN et al. (1997, S. 457) bezeichnen solche Reformen, die spätere weiter rei-
chende Reformschritte erst ermöglichen, als „enabling reform" und definieren diese als 
Veränderungen politischer Programme, die eine Politik nicht unmittelbar in eine markt-
liberale Richtung lenken, sondern die Chancen späterer Reformen erhöhen. Als weite-
res Beispiel für eine solche Reform nennen sie die mit der MacSharry-Reform begon-
nene Umstellung landwirtschaftlicher Subventionen von Garantiepreisen für Agrar-
produkte auf flächenbezogene Direktzahlungen (COLEMAN et al. 1997, S. 462 f.). 
Diese Umstellung enthielt gleich mehrere Ansatzpunkte für weiter gehende Reformen. 
Zum einen relativierte sie den bis dahin vorherrschenden Zusammenhang zwischen 
Agrarsubventionen und Produktionsmengen. Damit wurde die in der Mid-Term-Review 
beschlossene weitgehende Entkoppelung der Einkommensbeihilfen von Produktions-
menge und Flächengröße erst ermöglicht. Zum anderen machte die Umstellung auf 
Direktzahlungen die Mittelflüsse in der GAP transparenter. Damit wurden Außen-
stehende erstmals, zumindest prinzipiell, in die Lage versetzt, die Verwendung der 
Agrarmittel zu verfolgen und einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Zwar weigern 
sich die meisten Mitgliedstaaten bisher noch, genaue Zahlen zu den individuellen Di-



808 

rektzahlungen zu veröffentlichen. In den letzten Jahren hat der öffentliche Druck jedoch 
enorm zugenommen, sodass immer mehr Regierungen konkrete Zahlen nennen (s. die 
Übersicht auf http://www.farmsubsidy.org). 

Für die Befürworter einer weiter gehenden Reform der Agrarpolitik ergibt sich hieraus 
die Empfehlung, anstelle eines umfassenden Reformvorschlags, der schnell zu dauer-
haften Entscheidungsblockaden führen kann, lieber auf eine Politik der kleinen Schritte 
zu setzen. Dabei sollte versucht werden, die einzelnen Reformschritte so zu gestalten, 
dass sie künftige Reformen erleichtern. Umgekehrt müssen Maßnahmen vermieden 
werden, die die Erfolgsaussichten zukünftiger Reformen verschlechtern. 

Aufbrechen geschlossener Pol i t iknetzwerke durch Wechsel der 
Entscheidungsarena 

1043. In Abschnitt 11.7.3 wurde gezeigt, dass agrarpolitische Entscheidungen meist in 
hochgradig homogenen und gegenüber agrarfremden Interessen weitgehend abge-
schotteten Akteursnetzwerken getroffen werden. In derartigen Netzwerken können 
Reformvorhaben nur sehr schwer durchgesetzt werden. Agrarpolitische Reformer 
müssen daher versuchen, die Verhandlungen in neue Entscheidungsarenen zu verla-
gern. Dies kann auf zweierlei Weise geschehen. 

Zum einen können agrarpolitische Entscheidungen mit Entscheidungen in anderen 
Politikfeldern verknüpft werden. Hierdurch werden neue Akteure ins Spiel gebracht und 
die Präferenzen der alten Teilnehmer verändert, was wiederum zu einer Auflösung 
bisheriger Reformblockaden führen kann. Das offensichtlichste Beispiel hierfür ist die 
Verknüpfung der Agrarreform mit der Fortentwicklung des internationalen Handels-
regimes (GATT und WTO) im Rahmen der MacSharry-Reform. Durch diesen Schritt 
wurden protektionistische Interessen der Mitgliedstaaten im Agrarbereich durch das 
Interesse derselben Staaten am Abbau von Handelshemmnissen in anderen Wirt-
schaftssektoren neutralisiert. Gleichzeitig bewirkte der Eintritt neuer Akteure in den 
Entscheidungsprozess eine Neuformierung der entscheidungsrelevanten Akteurs-
konstellationen und machte damit den Weg für ein politikfeldübergreifendes Reform-
paket frei (GARZON 2006, S. 73 ff.). Zum anderen kann ein Wechsel der Entschei-
dungsarena auch durch eine Verlagerung der Entscheidungsebene – beispielsweise 
von der EU-Ebene auf die internationale Ebene – erreicht werden. Wiederum kann die 
MacSharry-Reform, die ihren Erfolg zu einem erheblichen Teil einem solchen Ebenen-
wechsel verdankt, dies veranschaulichen (GARZON 2006, S. 31 f.). Allerdings ist der 
Einfluss der internationalen Ebene nicht auf völkerrechtlich bindende Entscheidungen 
in internationalen Verhandlungsregimen beschränkt. Auch auf der „weicheren" Ebene 
einer Diffusion innovativer Reformideen können internationale Organisationen zur 
Beschleunigung des nationalen und europäischen Politikwandels beitragen. So begann 
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die OECD Ende der 1980er-Jahre, nationale Agrarpolitiken zu vergleichen und aus 
diesen internationale Vorbilder (best practice) und allgemeine Reformmodelle abzulei-
ten. Hierdurch wurden Informationen über mögliche Reformstrategien auch außerhalb 
enger landwirtschaftlicher Akteursnetzwerke besser zugänglich. Zwar sind die konkre-
ten Wirkungen dieser „Globalisierung von Ideen“ nur schwer messbar. Die über-
raschende Parallelität bestimmter Reformen in einer Reihe von Industrieländern seit 
den 1990er-Jahren deuten jedoch auf einen eigenständigen Einfluss dieser informatio-
nellen Faktoren hin (FEINDT 2007a; GRANT 1998).  

Kurzfr ist ige Kompensation der potenziel len Verl ierer strategisch 
wicht iger Reformen 

1044. Schließlich zeigt die Analyse der MacSharry-Reform, dass politisch akzeptable 
und langfristig wirkende Kompromisse im Landwirtschaftsbereich oft nur mit einer 
kurzfristigen Erhöhung der Agrarausgaben erzielbar sind. Dies liegt vor allem daran, 
dass es in komplexen Politikfeldern wie der Agrarpolitik keine generelle Unterteilung in 
Reformbefürworter und -gegner gibt, sondern die Unterstützerkoalitionen von Maß-
nahme zu Maßnahme variieren. Das Zustandekommen einer Verhandlungslösung 
hängt dann davon ab, dass Maßnahmenpakete geschnürt werden können, die für alle 
Verhandlungsteilnehmer akzeptabel sind. Dazu ist es oft nötig, nationale Zugeständ-
nisse in einem agrarpolitischen Teilbereich durch Kompensationen in einem anderen 
zu erkaufen. Beispielsweise kann die Zustimmung der südeuropäischen Länder zu 
grundlegenden Reformen durch Zugeständnisse in den für sie besonders wichtigen 
mediterranen Produktkategorien gesichert werden. Die MacSharry-Reform ist ein Bei-
spiel für diese Reformstrategie. Durch vielfältige Zugeständnisse und Kompensations-
zahlungen hat sie eines ihrer Hauptziele, die absolute Reduzierung der Agrar-
ausgaben, zwar nicht unmittelbar erreicht. Die durch sie bewirkten strukturellen Verän-
derungen der Agrarpolitik haben spätere Ausgabenkürzungen jedoch deutlich erleich-
tert. Eine solche Strategie der Kompensation ist nur dann problematisch, wenn das 
Hauptreformziel eine sofortige Reduzierung der Agrarausgaben ist. Geht es aber in 
erster Linie darum, institutionelle Richtungsentscheidungen wie beispielsweise die Um-
stellung der EU-Finanzhilfen von Garantiepreisen auf Direktzahlungen zu treffen, dann 
können anfangs teurere Kompensationslösungen, sofern sie eine Einigung überhaupt 
erst ermöglichen, durchaus sinnvoll sein (GARZON 2006, S. 66 ff.). 

11.7.5 Optionen einer zukünftigen Agrarumweltpolitik 

1045. Die bisherige Darstellung der Akteurskonstellationen, Entscheidungsverfahren 
und Reformstrategien beinhaltet noch keine Aussagen über die inhaltliche Dimension 
einer ökologischen Reform der GAP (vgl. dazu aber SRU 2002a; 2004a). Im Folgen-
den sollen daher unterschiedliche Optionen einer künftigen Agrarumweltpolitik in ihren 
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Grundzügen skizziert und auf ihre Kompatibilität mit den politisch-institutionellen Rah-
menbedingungen der GAP, den umweltpolitischen Notwendigkeiten (vgl. SRU 2002a; 
2004a) und der für die Agrarpolitik konstitutiven wohlfahrtsstaatlichen Zielsetzung 
untersucht werden.  

Wie Kapitel 11.2 zeigt, können sich landwirtschaftliche Aktivitäten positiv oder negativ 
auf die natürliche Umwelt auswirken. Diese besondere Konstellation hat zur Heraus-
bildung von zwei idealtypischen Modellen über das Verhältnis von Umwelt und Land-
wirtschaft geführt, die auch die beiden Pole des Möglichkeitsspektrums umweltorien-
tierter Reformen der GAP markieren. In Anlehnung an FEINDT (2007b, S. 384) können 
diese idealtypischen Reformmodelle als Regulationsmodell und Public-Good-Modell 
bezeichnet werden. In seiner Reinform strebt das Regulationsmodell eine Verringerung 
der von der Landwirtschaft ausgehenden Umweltbeeinträchtigungen durch Ge- und 
Verbote an und entspricht damit weitgehend dem traditionellen ordnungsrechtlichen 
Ansatz (Command-and-Control). Im Public-Good-Modell hingegen wird der regulative 
Ansatz durch die Annahme ergänzt, dass umweltfreundliche Formen der Landwirt-
schaft nicht nur die aus der landwirtschaftlichen Produktion resultierenden Umwelt-
schäden so gut wie möglich vermeiden, sondern darüber hinaus öffentliche Güter er-
zeugen, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden sollten. 

Betrachtet man die bisherige Agrarumweltpolitik der EU, so zeigt sich, dass der zu-
nächst dominierende regulative Ansatz, der sich in Rechtsakten wie etwa der Vogel-
schutzrichtlinie (1979, Richtlinie 79/409/EWG), der Grundwasserrichtlinie (1980, 
Richtlinie 80/68/EWG) oder der Klärschlammrichtlinie (1986, Richtlinie 86/278/EWG) 
niederschlug, zunehmend durch Maßnahmen im Sinne des Public-Good-Modells 
(Agrarumweltprogramme) ergänzt worden ist (FEINDT 2007b, S. 386 f.). Die Gründe 
für diese Entwicklung liegen einerseits in den besonderen Akzeptanz- und Durchset-
zungsproblemen eines regulativen Ansatzes in der Agrarumweltpolitik und andererseits 
in der inhärenten Dynamik der agrarpolitischen Reformen seit Anfang der 1990er-
Jahre. 

Der große Einfluss landwirtschaftlicher Interessen im gesamten agrarpolitischen Ent-
scheidungsprozess und die damit verbundenen erheblichen Schwierigkeiten, weitrei-
chende und wirksame gesetzliche Umweltschutzauflagen für die Landwirtschaft zu 
erlassen, wurde in den vorangegangenen Abschnitten bereits ausführlich dargestellt. 
Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass die Agrarumweltpolitik der EU seit 
Mitte der 1980er-Jahre und verstärkt seit den 1990er-Jahren Elemente einer finanziel-
len Kompensation umweltkonformen Verhaltens aufgenommen hat, die im politischen 
Entscheidungsprozess leichter durchsetzbar sind. Allerdings wäre der Umweltsektor 
alleine kaum in der Lage gewesen, diesen grundlegenden Wandel der GAP hin zum 
Leitbild einer multifunktionalen Landwirtschaft auszulösen. Die tieferen Ursachen für 
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den Wandel liegen vielmehr in den zunehmend sichtbar werdenden Defiziten bei der 
Umsetzung des GAP-Ziels angemessener landwirtschaftlicher Einkommen und den 
daraus resultierenden Legitimationsproblemen des traditionellen preisorientierten ag-
rarpolitischen Ansatzes. 

So zeigt GARZON (2006, S. 102), dass die wohlfahrtsstaatliche Komponente der GAP 
im Zuge der MacSharry-Reform von 1992 und verstärkt im Rahmen der Mid-Term-
Review ins Bewusstsein der politischen Akteure und der Öffentlichkeit rückte. Hier-
durch fanden insbesondere Fragen nach der sozialpolitischen Effizienz und Vertei-
lungsgerechtigkeit der agrarpolitischen Maßnahmen stärkere Beachtung als zuvor. Erst 
unter dieser veränderten Perspektive wurde deutlich, dass das Ziel der Einkommens-
sicherung für Landwirte nur sehr unzureichend mit dem bisherigen System von pro-
duktions- oder flächenbezogenen Subventionen erreicht wurde. Die in den letzten 
Jahrzehnten erfolgten Senkungen der landwirtschaftlichen Garantiepreise und die Re-
duzierungen der Direktzahlungen treffen vor allem Kleinbauern mit niedriger Produkti-
vität in landwirtschaftlich ungünstigen Regionen, die zur Sicherung ihrer wirtschaftli-
chen Existenz zunehmend auf Zweiteinkommen angewiesen sind (GRANT 1997). 
Trotz des enormen Mittelzuflusses aus dem EU-Haushalt stiegen die landwirtschaft-
lichen Einkommen langsamer an als die anderer Bevölkerungsgruppen (GARZON 
2006, S. 28). Demgegenüber erhalten große und hochproduktive Agrarproduzenten 
EU-Mittel, die weit über das sozialpolitische Ziel der Einkommenssicherung hinausge-
hen. Diese Entwicklung wird zunehmend als Misserfolg der GAP wahrgenommen und 
gefährdet damit die Legitimationsgrundlage der bisherigen mengen- oder flächenge-
bundenen Verteilung der GAP-Mittel.  

Diese Konstellation stellt einen wichtigen Ansatzpunkt für eine stärker an ökologischen 
Maßstäben ausgerichtete künftige Reform der GAP dar. Unter dem neuen Leitbild ei-
ner multifunktionalen Landwirtschaft können gerade Umweltleistungen der Landwirte 
im Sinne des Public-Good-Modells dazu beitragen, die GAP auf eine neue Legitimati-
onsbasis zu stellen. Allerdings dürfen diese Leistungen nicht an die Stelle der bisheri-
gen regulativen Anforderungen an die Landwirtschaft treten, sondern müssen die be-
stehenden Vorschriften ergänzen und durch die Schaffung zusätzlicher Anreize zu 
einer verbesserten Umsetzung dieser Regelungen beitragen. Eine solche Ergänzung 
und Unterstützung des bisherigen regulativen Ansatzes durch Elemente eines Public-
Good-Modells ist auch kompatibel mit der wohlfahrtsstaatlichen Zielsetzung der GAP. 
Im Hinblick auf die in Abschnitt 11.7.3 dargestellten agrarpolitischen Akteurskoalitionen 
kann sie zudem eine Kompromisslinie darstellen, die sowohl für die Liberalisierungs-
koalition als auch für die Mittelgruppe akzeptabel ist. Schließlich sind ökologisch moti-
vierte Zahlungen an die Landwirte, zum Beispiel im Rahmen von Agrarumweltpro-
grammen, auch unter den Regeln der WTO grundsätzlich zulässig (green box, s. 
GLEBE 2007; SRU 2004a, Tz. 243). 
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Das Alternativmodell einer rein regulativen Umweltpolitik in Verbindung mit einer radi-
kalen Liberalisierung der Agrarmärkte wäre demgegenüber innerhalb der derzeitigen 
politisch-institutionellen Konstellation der europäischen Agrarpolitik politisch nur sehr 
schwer durchsetzbar. Aus Umweltsicht sprechen vor allem die zu erwartenden Voll-
zugsschwierigkeiten gegen eine alleinige Anwendung des regulativen Ansatzes in der 
europäischen Agrarpolitik. Aus wohlfahrtsstaatlicher Sicht stellt sich schließlich die 
Frage, wie die Sicherung angemessener Einkommen im ländlichen Raum – insbeson-
dere in ungünstigen Randregionen, in denen die landwirtschaftliche Produktion dann 
nicht mehr wirtschaftlich wäre – weiterhin garantiert werden könnte. 

11.7.6 Zusammenfassung: Eine Reformstrategie für die 
Gemeinsame Agrarpolitik 

1046. Eine der Hauptfunktionen der GAP ist die Sicherung angemessener Einkom-
men in der Landwirtschaft. Damit ist die Landwirtschaftspolitik in ihrem Kern eine 
wohlfahrtsstaatliche Politik. Versuche, die GAP zu reformieren, müssen dies berück-
sichtigen.  

Trotz enormer Ausgaben hat die GAP das wohlfahrtsstaatliche Ziel der Einkommens-
sicherung bisher allerdings nur in sehr unzureichendem Maße verwirklicht. Die durch 
die MacSharry-Reform verbesserte Transparenz bei der Verwendung der Agrarmittel 
bringt dies zunehmend auch ins öffentliche Bewusstsein. Dies hat zwei entscheidende 
Konsequenzen: Zum einen gerät das bisherige System staatlicher Preis- und Abnah-
megarantien immer stärker unter Legitimationsdruck. Zum anderen löst sich die seit 
Beginn des 20. Jahrhunderts nicht hinterfragte Interessenkongruenz zwischen Staat 
und Landwirtschaft vor allem auf der EU-Ebene langsam auf. Im Ergebnis steigt nicht 
nur der Reformdruck auf die GAP, auch die Chancen für eine grundlegende Reform 
nehmen zu. Zusätzlich erhöht wird dieser Reformdruck durch die Einbeziehung der 
Agrarpolitik in das Welthandelsregime seit Anfang der 1990er-Jahre, wodurch weitere 
Liberalisierungsschritte vorprogrammiert sind, die eine Aufrechterhaltung des alten 
Systems unmöglich machen. 

Auch die Analyse der Akteursstrukturen zeigt, dass die Chancen einer umfassenden 
Reform der GAP derzeit größer sind, als gemeinhin angenommen. Die Europäische 
Kommission hat sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten zum Hauptinitiator von 
Reformen entwickelt. Aber auch die Mehrheit der Mitgliedstaaten steht Reformen 
grundsätzlich positiv gegenüber. Unter den Mitgliedstaaten nehmen Deutschland und 
Frankreich eine entscheidende Rolle ein. Ein Veto beider Länder kann Reformen ver-
hindern. Umgekehrt hat Deutschland im Falle einer nationalen Initiative zur Reform der 
GAP aber auch besonders gute Aussichten, seine Reformvorstellungen durchzuset-
zen. Zudem können Reformblockaden häufig durch strategische Nutzung der vielfälti-
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gen Chancen des internationalen agrarpolitischen Mehrebenensystems (u. a. Wechsel 
der Entscheidungsarena, Verknüpfung mit anderen Themen, Kompensation kleinerer 
Mitgliedstaaten) aufgelöst werden. 

Um der Gefahr von Reformblockaden vorzubeugen, kann eine Politik der kleinen 
Schritte sinnvoll sein. Entscheidend für den Erfolg einer solchen Strategie ist, dass die 
einzelnen Reformschritte so ausgestaltet werden, dass sie die Chancen künftiger Re-
formen verbessern. Dies setzt voraus, dass die Grundausrichtung der Reform den Ak-
teuren frühzeitig bekannt ist. 

1047. Vor diesem Hintergrund empfiehlt der SRU der Bundesregierung, die anste-
hende Überprüfung der GAP in den Jahren 2008 und 2009 dazu zu nutzen, eine um-
fassende ökologische Reform der GAP einzuleiten. Sie soll den bereits begonnenen 
Weg, den regulativen Ansatz der Agrarumweltpolitik um Elemente des Public-Good-
Modells zu ergänzen, fortsetzen. Da eine vollständige Liberalisierung der Agrarmärkte 
angesichts der bestehenden Akteurs- und Interessenkonstellationen und der immer 
noch bestehenden wohlfahrtsstaatlichen Zielsetzung der europäischen Agrarpolitik 
derzeit nicht realisierbar ist, ist eine konsequente Umstellung der Agrarsubventionen 
von der bisherigen „Globalspende“ allgemeiner Flächen- und Betriebsprämien hin zur 
gezielten Honorierung gesellschaftlich erwünschter ökologischer Leistungen anzustre-
ben. Dabei ist zu beachten, dass die Honorierung ökologischer Leistungen nicht an die 
Stelle der bisherigen umweltrechtlichen Anforderungen treten darf, sondern durch die 
Schaffung zusätzlicher Anreize deren Vollzug verbessern soll.  
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